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Zu dem Bebauungsplan Nr. 50 für das Gebiet: „Nördlich der Pötrauer Straße und 
östlich Nüssauer Weg“ der Gemeinde Büchen fand die erneute öffentliche Auslegung 
des Planentwurfes gemäß § 4a Abs. 3 BauGB in dem Zeitraum vom 25.07.2016 bis 
zum 25.08.2016 statt. Die Träger öffentlicher Belange und berührten Behörden 
wurden über die öffentliche Auslegung benachrichtigt und aufgefordert 
Stellungnahmen hierzu abzugeben. Stellungnahmen konnten nur zu den geänderten 
und ergänzten Teilen abgegeben werden.  Die eingegangenen Stellungnahmen sind 
dieser Beschlussvorlage als Anlage beigefügt. Als letzter Verfahrensschritt kann der 
Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan Nr. 50 der Gemeinde Büchen gefasst 
werden. 
 
Der Grundeigentümer des Flurstückes 38/2 der Flur 1 der Gemarkung Pötrau ist 
bislang vertraglichen Angelegenheiten bezüglich erforderlicher naturschutzrechtlicher 
Ausgleichsmaßnahmen nicht nachgekommen. Sollten diese vertraglichen 
Vereinbarungen nicht bis zur Sitzung der Gemeindevertretung geregelt sein, sollte 
das Flurstück 38/2 Teil (Teil 2) vom Satzungsbeschluss ausgenommen werden 
(siehe Anlage).  
 
Der Bau-, Wege- und Umweltausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung 
folgenden Beschluss, unter dem Vorbehalt, dass alle vertraglichen Regelungen, bis 
zur Sitzung der Gemeindevertretung am 27.09.2016, bezüglich 
naturschutzrechtlicher Ausgleichsmaßnahmen mit den Grundeigentümern geregelt 
sind, zu fassen: 
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Beschlussempfehlung: 
1. Die während der erneuten öffentlichen Auslegung des Entwurfs des 

Bebauungsplanes Nr. 50 für das Gebiet: „Nördlich der Pötrauer Straße und 
östlich Nüssauer Weg“, abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange hat die Gemeindevertretung 
geprüft. Über die vorgebrachten Anregungen und Bedenken wird, gemäß dem 
Abwägungsvorschlag der Abwägungsliste, die Bestandteil dieses Beschlusses 
ist, entschieden. 

 
Der Bürgermeister wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme 
abgegeben haben, von diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu 
setzen.  
 

2. Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches beschließt die Gemeindevertretung 
den Bebauungsplan Nr. 50 für das Gebiet: „Nördlich der Pötrauer Straße und 
östlich Nüssauer Weg“ bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 
(Teil B), als Satzung. 

 
3. Die Begründung wird gebilligt. 
 
4. Der Beschluss des Bebauungsplanes durch die Gemeindevertretung ist nach § 

10 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist 
anzugeben, wo der Plan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung 
während der Sprechstunden eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt 
werden kann. 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Gesetzliche Anzahl der 
Gemeindevertreter/innen 

Davon 
anwesend 

Dafür Dagegen Stimmenthaltung 

 
 

    

 
Bemerkung: 
 
Aufgrund des § 22 GO waren keine / folgende Vertreter der Gemeindevertreter/innen 
von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen; sie waren weder bei der 
Beratung noch bei der Abstimmung anwesend: 
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1 Einführung 

Die Gemeinde Büchen plant mit der Neuaufstellung des Bebauungsplans Nr. 50 die Neu-

ausweisung von Wohnbauflächen. Dafür soll auf einer Fläche von ca. 1,766 ha ein Allge-

meines Wohngebiet ausgewiesen werden. Die zur Bebauung vorgesehene Fläche schließt 

die bauliche Lücke zwischen Büchen-Mitte und Pötrau und bietet gleichzeitig eine neue 

Erschließung des Ortsteils Nüssau zur Entlastung der geschützten Lindenallee (Schulweg). 

Im Bestand ist die Fläche als Wald bzw. Offenland (z.T. Grünland) anzusprechen. 

Gemäß §§ 2 und 2a BauGB sind im Rahmen der Aufstellung bzw. Änderung von Bauleit-

plänen die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a zu prüfen. Aus 

diesem Grund werden durch einen Umweltbericht die durch das Bauvorhaben zu erwarten-

den erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet. Gemäß § 2 BauGB bildet 

der Umweltbericht einen gesonderten Teil der Begründung.  

Mit der Erstellung des Umweltberichtes wurde das Büro BBS, Kiel beauftragt, der Umwelt-

bericht wird hiermit vorgelegt. Die städtebauliche Planung erfolgt durch die Planwerkstatt 

Nord, Güster. 

2 Grundlagen 

2.1 Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte des Bebauungsplanes 

Der Bebauungsplan dient einerseits der Neuausweisung von Wohnbauflächen zwischen 

Büchen-Mitte und Büchen-Pötrau und andererseits der Verbesserung der Erschließung von 

Büchen-Nüssau über eine neue Erschließungsstraße. Der neu durchzubindende Nüssauer 

Weg soll dabei die nach BNatSchG geschützte Lindenallee (Schulweg) entlasten. Diese ist 

aufgrund der Einengung durch große Linden und eine Zunahme des Verkehrs im heutigen 

Zustand nicht zu erhalten und soll zukünftig teilweise als Einbahnstraße geregelt werden. 

So werden im Geltungsbereich neben Straßenverkehrsflächen zur inneren und übergeord-

neten Erschließung sowie Grünflächen (s.u.) ausschließlich Allgemeine Wohngebiete (WA) 

mit unterschiedlichem Maß der baulichen Nutzung festgesetzt. Das Maß der baulichen Nut-

zung orientiert sich an der umgebenden Bebauung und liegt bei einer GRZ von 0,3 bis 0,4 

sowie einer Bauhöhe von 9,00 bis 10,00 m. Es ist eine offene bzw. abweichende Bauweise 

in ein- bzw. zweigeschossiger Bauweise vorgesehen. Die Lage von Grundstückszufahrten 

und Nebenanlagen wird teilweise geregelt. Die Regenwasserentsorgung ist möglichst als 

Versickerung vorzusehen. 

Die neu zu schaffenden Wohnflächen sollen einerseits möglichst in die bestehenden land-

schaftlichen Strukturen eingebunden werden zum anderen aber auch eine höhere bauliche 

Ausnutzung der Flächen ermöglichen. Dazu wurde die Planzeichnung gegenüber dem Vor-

entwurf weiterentwickelt und den aktuellen Gegebenheiten (Flüchtlingszuzug) und als Ab-

stimmungsprozess zwischen Behörden und Gemeinde angepasst. 
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Danach ist es vorgesehen, dass in den WA 1, 2 und 5 auf mindestens 50 % der überbauba-

ren Fläche nur solche Gebäude errichtet werden dürfen, die mit Mitteln des sozialen Woh-

nungsbaus errichtet werden könnten. 

Die markante Eichenreihe entlang der Grünlandkante wird erhalten und in einen breiten 

Schutzstreifen mit Erhaltungsgebot eingebunden. Hier ist eine öffentliche Grünfläche in ei-

ner Breite von 14 m vorgesehen. 

Als weitere Grünstrukturen sind ein Grünzug/Wanderweg zur KITA, Knickschutzstreifen im 

Süden (entlang der Pötrauer Straße), im Osten (entlang der KITA) und im Norden sowie ein 

kleineres Waldstück an der Pötrauer Straße zu nennen. Westlich des geplanten Nüssauer 

Weges wird ein 2-3 m breiter Grünstreifen als Sandstreifen angelegt. Dieser dient als „Puf-

fer“ zwischen Straße und den angrenzenden naturnahen Flächen. 

Entsprechend den Festsetzungen (Textteil B) sind für die Grundstücke aus WA 3, 4 und 5 

sowie für Stellplatzanlagen Baumpflanzungen vorgesehen, an der östlichen Geltungsbe-

reichsgrenze wird eine Strauchhecke festgesetzt.  

 

Konflikte Wald und Naturschutz: 

Die Planungen führen zu Konflikten zwischen der geplanten Wohnbebauung und natur-

schutzfachlichen Interessen. Im Rahmen der Festsetzungen und durch Abstimmungsge-

spräche wurden im laufenden Verfahren diese Konflikte aufgearbeitet.  

So wurde u.a. der Geltungsbereich direkt an die Westseite des zu verlängernden Nüssauer 

Weges gelegt. Eingriffe in den westlichen Wald/geschütztes Biotop werden somit ausge-

schlossen. Ein Erhalt des Trockenrasens wird bei Umsetzung der übrigen Planung von al-

len Beteiligten kritisch gesehen. Hier wird in Abstimmung mit der UNB des Kreises Herzog-

tum Lauenburg auf eine „Insellösung“ verzichtet (Lage von Trockenrasen auf den privaten 

Grundstücken, durch Zufahrten zerschnitten) und ein Ausgleich an anderer Stelle befürwor-

tet. Es kommt somit zu einem vollständigen Verlust des östlich des Nüssauer Weges lie-

genden Trockenrasens (Größe ca. 730 m²). Hier wurde bereits im Vorwege der Öffentlichen 

Auslegung ein Befreiungsantrag gemäß § 67 BNatSchG von den Verboten des § 30 

BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Herzogtum Lauenburg gestellt. 

Es verbleibenden jedoch Eingriffe in Biotope mit allgemeiner und besonderer Bedeutung 

sowie in Wald. Hier sind entsprechende Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen. Für den öst-

lich des Nüssauer Weges liegenden Waldbereich ist ein Waldumwandlungsantrag bei der 

Unteren Forstbehörde zu stellen und auch aus naturschutzfachlicher Sicht entsprechend zu 

begründen. 

Eine Bewertung der Erheblichkeit der Beeinträchtigungen in Wald und geschützte Biotope 

sowie der Nachweis von Öffentlichem Interesse, Ausgleichsflächen o.ä., wie es in den Aus-

nahmeanträgen dargelegt wurde bzw. wird, wird in Kap. 4.2.2 zusammenfassend darge-

stellt. 
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Abb. 1: Übersicht Geltungsbereich 

Rot: Entlastung Lindenallee/Schulweg, blau: Entlastungsstraße Nüssauer Weg 

2.2 Standortalternativen / alternative Planungsmöglichkeiten 

Die vorgesehene Wohngebietsausweisung leitet sich teilweise aus der vorbereitenden Bau-

leitplanung des Flächennutzungsplanes ab. Für die Gemeinde Büchen besteht konkreter 

Bedarf für die Neuausweisung von Wohnbauflächen für Einfamilienhausbebauung und für 

den sozialen Wohnungsbau, da die noch freien Flächen überwiegend den bestehenden 

Bedarf nicht abdecken bzw. in privater Hand und für die Nutzung nicht ausreichend verfüg-

bar sind. 

Im Rahmen des B-Plan-Verfahrens erfolgte eine umfangreiche Diskussion und Bewertung 

von Standortalternativen und alternativen Planungsmöglichkeiten im Geltungsbereich. Die-

se sind, ebenso wie der Nachweis von Wohnflächenbedarf und des öffentlichen Interesses 

der Anlage 4 zum Umweltbericht zu entnehmen. 
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2.3 Fachgesetze und Fachpläne 

Planungsrecht: 

Zur Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes in der Bauleitplanung ist gem. §§ 1 

und 2 BauGB (geltend in der aktuellen Fassung) eine Umweltprüfung durchzuführen, in der 

die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen beschrieben und bewertet werden. 

Der Umfang und Detaillierungsgrad für die Ermittlung der Belange wird von der Gemeinde 

festgelegt (§ 2 (4) BauGB), die Darstellung der Umweltbelange erfolgt gem. § 2a BauGB 

dann in einem Umweltbericht.  

Unter Berücksichtigung von § 17 UVPG und der Anlage 1 UVPG (geltend in der aktuellen 

Fassung) ist eine Umweltprüfung nach den Vorschriften des Baugesetzbuches durchzufüh-

ren.  

 
Eingriffsregelung: 

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der aktuellen Fassung bezieht sich im Bezug 

auf die Eingriffsregelung in § 18 auf die Vorschriften des BauGB. Für Vorhaben im Außen-

bereich gemäß § 35 BauGB sowie für Pläne, die eine Planfeststellung ersetzen, gelten je-

doch ebenfalls die §§ 14-17 des BNatSchG, welches in § 14 „Eingriffe in Natur und Land-

schaft“ besagt, dass Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne dieses Gesetzes Verände-

rungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen sind, durch die die Funktionsfähigkeit 

des Naturhaushaltes oder das Landschaftsbild erheblich oder nachhaltig beeinträchtigt 

werden können.  

Nach § 15 hat der Verursacher die Beeinträchtigungen eines Eingriffs in die Natur so gering 

wie möglich zu halten. Nicht vermeidbare Beeinträchtigungen sind auszugleichen oder zu 

kompensieren.  

 

Artenschutz: 

Bei der landschaftspflegerischen Begleitplanung sind neben der Eingriffs-Ausgleichs-

Regelung artenschutzrechtliche Vorgaben zu berücksichtigen. Für die artenschutzrechtliche 

Betrachtung ist das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) maßgeblich.  

Artenschutzrechtliche Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes: 

Nach § 44 (1) des BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren besonders geschützter Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen, 

zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 

zerstören. 

2. wild lebende Tiere streng geschützter Arten und der europäischen Vogelarten während der 

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten erheblich zu stören. 

Eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der loka-

len Population einer Art verschlechtert. 

3. Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 

aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 
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4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 

der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

abweichende Vorgaben nach § 44 (5) BNatSchG bei privilegierten Vorhaben: 

Bei nach § 15 BNatSchG zugelassenen Eingriffen sowie bei nach den Vorschriften des Bauge-

setzbuchs zulässigen Vorhaben im Sinne des § 18 Abs.2, Satz 1 BauGB (Vorhaben in Gebieten 

mit Bebauungsplänen nach § 30 BauGB, während der Planaufstellung nach § 33 des BauGB 

und im Innenbereich nach § 34 BauGB) gelten die Verbote des § 44 (1) nur eingeschränkt. 

Bei europäisch geschützten Arten (Vogelarten und FFH-Arten) sowie in Anhang IVb der FFH-RL 

aufgeführten Pflanzenarten liegt kein Verstoß gegen das Verbot des § 44 (1) Nr.3 und im Hin-

blick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen auch gegen das Verbot des § 44 

(1) Nr.1 vor, soweit die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 

weiterhin erfüllt werden kann. Das Verbot des § 44 (1) Nr. 2 wird jedoch nicht eingeschränkt. 

Bei Betroffenheiten lediglich national besonders geschützter Tierarten liegt kein Verstoß gegen 

die Verbote des § 44 (1) vor, wenn die Handlungen zur Durchführung des Eingriffs oder Vorha-

bens geboten sind. Diese Arten sind jedoch ggf. in der Eingriffsregelung zu betrachten. 

Die Verbotstatbestände des § 44 (1) BNatSchG treten bei privilegierten Vorhaben nicht ein, 

wenn in besonderen Fällen durch vorgezogene Maßnahmen sichergestellt werden kann, dass 

die ökologische Funktion einer betroffenen Lebensstätte kontinuierlich erhalten bleibt. Entspre-

chend der Zielsetzung werden diese Maßnahmen als CEF-Maßnahmen (Continuous Ecological 

Functionality) bezeichnet. Die Maßnahmen sind im räumlichen Zusammenhang mit der Ein-

griffsfläche durchzuführen. Weiterhin sind die Maßnahmen zeitlich vor Durchführung des Ein-

griffs bzw. Vorhabens abzuschließen. 

Für ungefährdete Arten ohne besondere Ansprüche können nach LBV-SV (2008) auch mit einer 

zeitlichen Lücke Artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen werden und damit 

ein Verbotstatbestand umgangen werden. 

Im Fall eines Verstoßes ist eine Ausnahme nach § 45 (7) BNatSchG möglich u.a. aus zwin-

genden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer 

oder wirtschaftlicher Art. Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare 

Alternativen nicht gegeben sind und sich der Erhaltungszustand der Populationen einer Art 

nicht verschlechtert, soweit nicht Art. 16 (1) der FFH-RL weitergehende Anforderungen ent-

hält. Wenn es zu einer unzumutbaren Belastung im Einzelfall käme, ist nach § 67 

BNatSchG eine Befreiung von den Verboten möglich. 

Es handelt sich hier um ein Verfahren der Bauleitplanung, so dass eine Privilegierung ge-

geben ist.  

 

Landschaftsrahmenplan: 

Laut Landschaftsrahmenplan liegt der Planungsraum im Übergangsbereich zwischen be-

siedelter Fläche (ohne Festsetzungen) und dem Landschaftsraum des Steinautales. Hier ist 

ein Gebiet mit besonderen ökologischen Funktionen und besonderer Erholungseignung 

festgesetzt. Besonders hervorgehoben sind das Geotop (Nr. 51: Fluviatile Erosionskliffs 

beiderseits des Stecknitz-Delvenau-Tales) sowie die Steinau als Hauptverbundachse im 

Biotopverbundsystem. 
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Landschaftsplan: 

Im Landschaftsplan der Gemeinde Büchen (Brien-Wessels-Werning, 2003) ist die Pla-

nungsfläche z.T. als trockene Grasflur bewertet, welche nach § 15 LNatSchG geschützt ist. 

Die Belegaufnahme stellt ein artenarmes Biotop dar. Einen Konflikt stellt die bereits geplan-

te Straßenbaumaßnahme dar. Der östlich angrenzende Wald wird in schmalerer Ausprä-

gung als Laubgehölz dargestellt. Die östlich daran angrenzende Grünlandfläche wird als 

Intensivgrünland gewertet. Die schon damals geplante Wohnbebauung wird nicht als be-

sonders konfliktträchtig bewertet. Es wird jedoch herausgestellt, dass eine Bebauung des 

Grünlandes, eine Verwischung der Ortsgrenzen Büchen und Pötrau bedeuten würde. Be-

züglich der Entwicklungsziele für Grünland und Wald widersprechen sich die Zielsetzungen 

im Flächennutzungsplan und Landschaftsplan. 

Ziele/Konflikte Landschaftsplan: Ausweisung des Grünlandes als Wohnbaufläche und damit 

Konflikt „Verwischen der Ortsgrenze“, Wald und Trockenrasen als bedeutsame Biotopflä-

chen erhalten. 

Ziele/Konflikte Flächennutzungsplan: Ausweisung der Wald-/Trockenrasenflächen als 

Wohnbaufläche und damit Konflikt „Eingriff in geschützte Biotope“, Grünland als bedeutsa-

men Grünzug innerhalb der Bebauung erhalten. 

 
Flächennutzungsplan: 

Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan ist 

die Trassenführung des Nüssauer Weges 

mit angrenzenden Wohnbauflächen be-

reits dargestellt. 

Die Grünlandfläche wird jedoch als Grün-

achse zwischen Büchen-Mitte und Pötrau 

dargestellt. 

Damit entspricht die Planung in Teilen der 

Flächennutzungsplanung. Für Entwicklung 

von Wohnbauflächen im Bereich der 

Grünfläche ist eine Anpassung des F-

Planes erforderlich. 

 

Abb. 2: Ausschnitt Flächennutzungsplan 

 

Die Entwicklung von Wohnbauflächen westlich des Nüssauer Weges (geschütztes Biotop) 

ist nicht mehr geplant. Eine Änderung des F-Planes für diese Flächen erfolgt jedoch zum 

jetzigen Zeitpunkt nicht, da diese Änderung durch den B-Plan Nr. 50 nicht begründet wäre. 
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Verbindliche Bauleitplanung: 

Für den Plangeltungsbereich liegt kein rechtskräftiger Bebauungsplan vor. In den 90er Jah-

ren wurde jedoch der Bebauungsplan Nr. 23 aufgestellt, der auch die Flächen südlich der 

jetzigen Wohnflächen überplant. Grundlage der Planung war schon hier neben der Entwick-

lung von Wohnbauflächen eine Entlastung des Schulweges bei gleichzeitiger Durchbindung 

des Nüssauer Weges an die Pötrauer Straße. 

Diese Planungen wurde jedoch nur für den nördlichen Teil (der auch jetzt schon bebaut) ist 

rechtskräftig. Alle Flächen wurden aber aus landschaftspflegerischer Sicht begutachtet. Für 

die südlichen Flächen wurde schon damals eine gesetzliche Schutzwürdigkeit für den Tro-

ckenrasen attestiert (hohe Wertigkeit). Es wird aber in der Bewertung von einem schlechten 

Erhaltungszustand und einem fortschreitenden Entwicklungsstadium ausgegangen. 

 

2.4 Schutzgebiete / geschützte Biotope 

Natur- und Landschaftsschutzgebiete sowie Natura-2000-Gebiete sind im Planungsraum 

und im näheren Umfeld nicht vorhanden.  

Geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG / § 21 LNatSchG liegen teilweise beidseitig der 

Wegetrasse des Nüssauer Weges (rote Linien in Abb. 4). Zur genauen Abgrenzung der 

Flächen hat im November 2014 eine Begehung durch das LLUR stattgefunden. Folgende 

Flächen weisen danach den Biotopstatus nach § 30 BNatSchG auf: 

Rechts des Nüssauer Weges: Trockenrasen, 

Links des Nüssauer Weges: Wälder der tro-

cken warmen Standorte, 

Trasse des Nüssauer Weges, östlicher Wald, 

Grünlandflächen: nicht geschützt. 

 

Abb. 3: Abgrenzung geschützter Biotope (grün)  
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Die Steinauniederung ist im landesweiten Bio-

topverbundsystem als Haupt- (grün) bzw. Ne-

benverbundachse (blau) ausgewiesen. Der 

Plangeltungsbereich liegt außerhalb des Bio-

topverbundsystems. 

 

 

 

Abb. 4: Biotopverbundsystem SH 

 
 

2.5 Untersuchungsraum 

Der Untersuchungsraum für die Schutzgü-

ter umfasst die Flächen des Bebauungs-

planes sowie die angrenzenden Flächen, 

so dass die Wirkräume aller zu erwartender 

Auswirkungen betrachtet werden.  

Die Gemeinde Büchen liegt im Südosten 

des Kreises Herzogtum Lauenburg am El-

be-Lübeck-Kanal. Das Plangebiet liegt im 

westlichen Teil von Büchen zwischen den 

Ortsteilen Büchen-Mitte und Pötrau. 

 

 

Naturräumlich gesehen gehört das Gebiet zum mecklenburg-brandenburgischen Platten- 

und Hügelland in der Untereinheit der südwestmecklenburgischen Niederungen mit Sander-

flächen und Lehmplatten (Büchener Sander) und bildet damit den Übergang zur lauenbur-

ger Geest als Teil der Schleswig-Holsteinischen Geest. Prägende Elemente des Land-

schaftsraumes sind neben den sandigen Plateaus die eingeschnittenen Flusstäler, die ihren 

Ursprung als Schmelzwasserabflussrinnen in der Weichseleiszeit haben. 

  

Abb. 5: Lage des Vorhabens 
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2.6 Methodik 

Die Auswirkungen auf die Umwelt durch das geplante Vorhaben werden, nach den im UVP-

Gesetz genannten Schutzgütern untergliedert, untersucht: 

 - Mensch  

 - Pflanzen und Tiere 

 - Boden 

 - Wasser 

 - Luft und Klima 

 - Landschaft 

- Sach- und Kulturgüter 

sowie die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern. 

Dazu wird zuerst der Bestand erfasst und beschrieben. Die Darstellung des Ist-Zustandes 

beruht auf der Auswertung einer Bestandskartierung der Biotoptypen, Kartierungen zur 

Fauna sowie vorhandener Daten. Neben der Bestandsbeschreibung erfolgt auch eine Be-

wertung des momentanen Zustandes, so dass im ökologischen und kulturellen Sinne sen-

sible Bereiche schon bei den Planungen zum Teil entsprechend berücksichtigt werden kön-

nen. 

Bei der Darstellung der Auswirkungen wird geprüft, ob erhebliche nachteilige Umweltaus-

wirkungen zu befürchten sind. Sofern diese nicht vermeidbar oder minimierbar sind, werden 

sie zur Bewertung des Vorhabens aufgezeigt. Auswirkungen auf die Wechselwirkungen 

zwischen den Schutzgütern werden ebenfalls aufgezeigt. 

 

3 Wirkfaktoren 

3.1 Bauphase 

Durch den Bau eines Wohngebietes kommt es zu verschiedenen Wirkfaktoren, die sich 

auch, je nach Baudurchführung der Bauherren, über einen längeren zeitlichen Rahmen 

erstrecken können. 

Als besonderer Belastungsfaktor sind dabei der Lärm durch Maschinentätigkeiten sowie der 

Baustellenverkehr zu nennen. Eingeschränkte Passierbarkeit der angrenzenden Straßen 

und ein erhöhter LKW-Verkehr haben zudem Auswirkungen über das Baugebiet hinaus. 

Im Vorhabensraum wird eine GRZ von 0,3 bis 0,4 festgesetzt, d.h. mindestens 30 bzw. 40 

% der Flächen (zuzüglich Nebenanlagen) werden versiegelt und stehen nicht mehr als Le-

bensraum zur Verfügung. Die natürlichen Bodenfunktionen gehen in diesen Bereichen ver-

loren. 

Durch die Festsetzung eines zu erhaltenden Gehölz- und Baustreifens wird zumindest teil-

weise die Silhouette des Gehölzgürtels erhalten. Trotzdem werden sich das Orts- und 

Landschaftsbild und auch das subjektive Landschaftsempfinden durch die teilweise Bebau-
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ung des Grüngürtels deutlich verändern. 

3.2 Anlagen- und Betriebsphase 

Während der Anlagen- und Betriebsphase stellen Verkehr (Lärm) und Bewegungen sowie 

die Baukörper an sich (Landschaftsbild) die bedeutendsten Wirkfaktoren dar. Zusätzlich ist 

durch die Bebauung mit einer erhöhten Wärmeabstrahlung und von Stoffeinträgen (Abgase, 

Müll) auf die umliegenden Flächen zu rechnen. Die Versiegelung von Boden hat nachteilige 

Auswirkungen auf den Wasserhaushalt. 

Zukünftig stellt der neu durchzubindende Nüssauer Weg die bauliche Begrenzung zur 

Steinauniederung dar. Dieses ist im Rahmen der Ortsbildgestaltung als sinnvolle Abgren-

zung zu beschreiben, um diesen ökologisch und für die Erholungseignung bedeutsamen 

Raum zu schützen. 

Die Umwandlung von Grünland und Wald in Wohnbaufläche stellt eine Verkleinerung der 

Naturraumflächen Büchens zwischen Schule und Nüssau dar. Die Erholungsnutzung (We-

gebeziehungen) über das vorhandene Wegenetzt bleibt jedoch weitgehend unbeeinträch-

tigt. 

Die Lindenallee wird mit der Herstellung des verlängerten Nüssauer Weges zu einer Ein-

bahnstraße im Bereich zwischen Schule und Nüssau. Dieses mindert die heutigen verkehr-

lichen Auswirkungen und dient dem Erhalt der Lindenallee als Biotop. 

Weitere erhebliche Wirkfaktoren sind während der Betriebsphase nicht zu erwarten. 

 

4 Umweltprüfung 

4.1 Beschreibung und Bewertung der Schutzgüter 

4.1.1 Schutzgut Mensch und Nutzungen 

Neben den Schutzgütern Pflanzen und Tiere, Boden, Wasser und Klima/Luft ist insbeson-

dere auch der Mensch Teil der Umwelt. Seine Belange in Bezug auf Wohn- und Lebens-

qualität, Infrastruktur und Erholung bilden eine wichtige Grundlage für die Lebensbedingun-

gen des Menschen, für seine Gesundheit und das Wohlbefinden. Insbesondere Belas-

tungsquellen wie z.B. Lärm haben deutlichen Einfluss auf den Menschen und sind hinsicht-

lich der Tolerierbarkeit von Störungen, der zeitlichen Akzeptanz und der Regenerierbarkeit 

zu beurteilen. 

 

Wohnen und Arbeiten: 

Büchen ist als Unterzentrum mit Einzelhandel und sonstigen Dienstleistungen des täglichen 

Bedarfs einzustufen. Das Ortsgebiet gilt insgesamt als ruhige Wohngegend, jedoch mit 

Vorbelastungen durch bedeutende Achsen der Deutschen Bahn sowie durch Straßenver-
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bindungen. Arbeitsplätze finden sich m Einzelhandel, in kleineren Gewerbebetrieben und in 

der verarbeitenden Industrie. Es sind ebenfalls Kindergärten und die Gemeinschaftsschule 

mit Förderzentrumsteil in Büchen vorhanden.  

Das Umland von Büchen ist überwiegend landwirtschaftlich geprägt, es bestehen jedoch 

gute Verkehrsverbindungen Richtung Mölln und Lauenburg, sowie über die A 24 Richtung 

Hamburg und Berlin. Büchen ist ebenfalls Eisenbahnknotenpunkt mit Linien Richtung 

Lübeck, Lauenburg/Lüneburg, Hamburg und Berlin. Der Elbe-Lübeck-Kanal stellt eine wich-

tige Wasserstraßenverbindung zwischen Elbe und Ostsee dar. Die regionale und überregi-

onale Erschließung kann somit als sehr gut bezeichnet werden (Standortvorteil).  

Der Ort hat insgesamt knapp 5.700 Einwohner und besteht aus den Ortsteilen Büchen-Dorf, 

Nüssau und Pötrau, die inzwischen fast ganz zusammen gewachsen sind. Aus den o.g. 

Gründen ist Büchen als wachsendes Mittelzentrum zu beschreiben. Der Bedarf an bezahl-

barem Wohnraum für Büchener Bürger, aber auch für Pendler ist aus diesem Grund sehr 

hoch. 

Das Plangebiet stellt einen der letzten innerörtlichen Freiräume dar, welcher derzeit der 

landwirtschaftlichen und forstwirtschaftlichen Nutzung bzw. Erholung dient. Weitere Erho-

lungsflächen schließen sich westlich, zum Steinautal hin an. Im Norden und Osten ist be-

reits Bebauung vorhanden (Einfamilienhausbebauung, Schul- und Kindergartenkomplex). 

Im Süden setzt sich die weitgehend unbebaute Steinauniederung fort. Hier sind Grünland-

flächen vorhanden, angrenzend aber auch landwirtschaftliche Betriebe und Wohnbebau-

ung. 

Die Lindenallee hat eine hohe Bedeutung als Verbindungsstraße von Nüssau zur Schule 

und der Lauenburger Straße. Sie ist durch die alten Bäume und gering leistungsfähige As-

phaltdecke derzeit überbelastet. Der Nüssauer Weg ist eine derzeit ruhige Wohnstraße zur 

Erschließung von Einfamilienhausbebauung. 

 

Erholungsnutzung: 

Aufgrund seines ländlichen Umlandes bieten sich in der näheren Umgebungen des Pla-

nungsraumes sowie im näheren Umfeld von Büchen zahlreiche Möglichkeiten der naturbe-

zogenen Naherholung an. Wander- und Radwege in die Umgebung sind zahlreich vorhan-

den. Dazu gehören auch die Wanderwege entlang des Elbe-Lübeck-Kanals, der auch für 

Wassersport gut geeignet ist und eine Verbindung zwischen Elbe und Ostsee darstellt. 

Sportanlagen, Freibad und Campingplatz sind ebenfalls in Büchen vorhanden. Das FFH-

Gebiet Nüssauer Heide als bedeutsamer Naherholungsschwerpunkt und Lebensraum zu 

schützender Tier- und Pflanzenarten liegt in einer Entfernung von ca. 1,3 km. 

 

Lärm: 

Die Pötrauer Straße und der Nüssauer Weg/Schulstraße sind als Durchgangsstraßen zu 

beschreiben. Hier wirkt Verkehrslärm auf den Geltungsbereich ein. Der Nüssauer Weg stellt 

eine ruhige Anliegerstraße dar. Deutliche Lärmbelastungen bestehen auch durch die Nähe 

zur Bahn. 
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Sowohl durch die angrenzende Schule als auch durch die KITA ist zu Betriebszeiten mit 

Lärm durch spielende Kinder, Gespräche, Fahrzeugverkehr etc. zu rechnen. Diese Belas-

tungen sind jedoch auf Werktage zwischen 7 Uhr und 16 Uhr begrenzt. Nacht- und Ruhe-

zeiten sind nicht betroffen. 

Durch das Büro LAIRM Consult, Bargteheide, wurde eine Schalltechnische Untersuchung 

erstellt (Stand 4.11.15). Als maßgebliche Lärmquellen werden hier in der Umgebung des 

Plangeltungsbereichs genannt: 

• Straßenverkehrswege mit Pötrauer Straße, Lauenburger Straße, Zwischen den Brü-

cken, Nüssauer Weg und Schulweg, 

• Schienenverkehrswege: DB-Strecken Hamburg-Berlin und Büchen-Lübeck. 

Unter Betrachtung der Gesamtverkehrsbelastung werden die Immissionsgrenzwerte im 

Prognose-Nullfall tagsüber an zwei Untersuchungspunkten und nachts an fast allen Unter-

suchungspunkten überschritten. Ausnahmen bilden die IO Nr. 9, 14 und 15 an der Sack-

gasse Nüssauer Weg. 

 
Infrastruktur/Verkehr: 

Die Straßen dienen der Erschließung von Ortsteilen, hier insbesondere der Erschließung 

von Büchen-Nüssau sowie der Anbindung der Schule/KITA. Der Handlungsbedarf bezüg-

lich der Lindenallee wurde bereits erläutert, da diese für die aktuellen Verkehrsströme in 

Breite und Ausbauzustand nicht ausreichend ist. 

Bestand und Veränderungen der Verkehrsströme wurden durch ein Verkehrsgutachten un-

tersucht (Zacharias Verkehrsplanungen, 11.8.15). Diese hat ergeben, dass die Hauptver-

kehrsnutzer des Nüssauer Weges/Schulweges aus dem dort angeschlossenen Wohngebiet 

stammen (Ziel- und Quellenverkehr). Nur ca. 1/3 der Fahrten wird von ortskundigen Durch-

fahrern (Anbindung Pötrauer Straße-Heideweg als „Abkürzung“) oder von Besuchern der 

Schule/KITA durchgeführt. Insgesamt ergibt sich eine Gesamt-Fahrzeugbelastung im Be-

stand von 2.500 KFZ/Tag, davon ca. 95% in der Zeit von 6 Uhr bis 22 Uhr. Der Anteil von 

Schwerlastverkehr lag bei 5%. In dem Sackgassenstück des Nüssauer Weges findet derzeit 

kaum Verkehr statt (nur Anwohner). 

In der Trasse des Nüssauer Weges liegt eine Abwasserleitung der Gemeinde Büchen. 

 

Bewertung: 

Gebiet mit hoher Bedeutung sowohl für Naherholung- als auch für Wohnnutzung. Es han-

delt sich um eine weitgehend ruhige Wohngegend mit vielen Spazierwegen. Schule und 

Kindergarten liegen in unmittelbarer Nähe. 
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4.1.2 Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 

4.1.2.1 Biotopbestand 

Der Biotopbestand wurde im Mai und im August 2013 begutachtet. Zur Lage der 

Biotoptypen siehe Anlage 1 Blatt 1. 

 

Östlicher Geltungsbereich: 

Die Wiese innerhalb des Geltungsbereichs ist als Intensivgrünland zu beschreiben (GI), 

stellenweise sind Feuchtezeiger (Rohrglanzgras) und Ruderalisierungszeiger 

(Sauerampfer, Brennnesseln) vorhanden. Im Bereich der großen Bäume hat sich eine ca. 

5-10 m breite schattige Ruderalflur, überwiegend aus Brennnesseln, entwickelt (RHm). Im 

Norden und Süden ist die Grünlandfläche durch einen Knick bzw. Gehölzstreifen eingefasst 

(HW). Der nördliche Knick ist sehr lückig mit einzelnen Hainbuchen. Der südliche 

Gehölzstreifen ist dicht bewachsen mit Schneebeeren, Heckenkirschen und Weißdorn und 

mit kleineren Bäumen (hier Eiche, Bergahorn, Eberesche) durchsetzt. Für die Knicks 

besteht Biotopschutz im Sinne des § 21 LNatSchG. Auf dem Kita-Grundstück wurde 

ebenfalls ein junger Knick angelegt. Am östlichen Rand der Wiese verläuft ein flacher 

Graben/Mulde, welcher der Oberflächenentwässerung dient. Im Norden zum Wohngebiet 

ist ein Knick festgesetzt (B-Plan Nr. 23), der jedoch kaum ausgebildet ist. 

 
Westlicher Geltungsbereich: 

Die westliche Teilfläche gliedert sich in einen dichten Waldbereich sowie einen gering 

bewachsenen Offenlandstandort. Zur Einschätzung der potenziellen Schutzwürdigkeit 

dieser Flächen wurde hier gezielt nach Zeigerarten der geschützten Biotope gesucht. 

Teilfläche: Offenbereich am Weg  

Die Fläche wurde 1999 als geschützter Biotop des Typs "Trockenrasen" kartiert. Der Boden 

im Bereich der untersuchten Fläche ist überwiegend sandig und damit potenziell geeignet 

zur Entwicklung von Trockenrasenvegetation. Beidseitig wird die Fläche durch den zuneh-

mend höher werdenden Gehölzaufwuchs beschattet (sichtbar auch in s. Foto 1). Zum Zeit-

punkt der Begehung war das Bodenrelief streifig gefurcht. Die Fläche wird regelmäßig im 

Rahmen der Freihaltung einer Abwasserleitungstrasse gepflegt und zeigte einen relativ 

artenarmen Bewuchs. Es dominierten die Arten Fallopia convolvulus (Acker-

Windenknöterich) und Spergula arvensis (Acker-Spark).  Beide Arten gehören zu den häu-

figen Wildkräutern der Äcker und sind nicht in der Tabelle kennzeichnender Arten für Tro-

ckenrasen im Kartierschlüssel der nach § 25 LNatSchG gesetzlich geschützten Biotope in 

Schleswig-Holstein (Stand 10/2007) enthalten.   

Die einzigen hier festgestellten kennzeichnenden Trockenrasenarten waren Rumex aceto-

sella (Kleiner Sauerampfer), einzelne Exemplare von Scleranthus perennis (Einjähriger 

Knäuel, RL SH V) und 3 Exemplare der Jasione montana (Berg-Sandglöckchen, RL SH 3). 

Durch Anwohner liegen Hinweise auf weitere Rote-Liste-Arten (u.a. Orchideenarten) in die-

sem Bereich vor. 
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Auf Grund der Artenarmut und dem relativ niedrigen Anteil an kennzeichnenden Trockenra-

senarten ist die Fläche nach gutachterlicher Einschätzung derzeitig dem Biotoptyp TRo / 

TRs (Offenbereiche trocken-magerer Standorte / Artenarme Sukzessionsflächen) zuzuord-

nen, der gemäß der Standardliste der Biotoptypen in Schleswig-Holstein (Stand 2003) nicht 

zu den geschützten Biotoptypen gehört. 

Im November 2014 wurde die Fläche ergänzend durch das LLUR begutachtet. Zu diesem 

Zeitpunkt lag die Bodenbearbeitung der Flächen einige Zeit zurück. Der Biotoptyp des Tro-

ckenrasens hatte sich teilweise wieder entwickelt. Die schlechte Ausprägung des Bio-

toptyps wird auf die mehrfach durchgeführten Bodenarbeiten zurückgeführt, welche in die-

sem Zusammenhang dann nach Einschätzung des Kreises eine widerrechtliche Störung 

des Biotoptyps darstellen. Eine Teilfläche von ca. 730 m² östlich der freizuhaltenden Trasse 

des Nüssauer Weges ist daher als geschütztes Biotop „Trockenrasen“ anzusprechen (siehe 

auch Kap. 2.4). 

 

 

 

Foto 1: offener Bereich am Weg  Foto 2: Boden umgebrochen 

 

Teilfläche: Gehölz östlich des Weges 

Diese Fläche wurde 1999 als geschützter Biotop des Typs "Wälder und Gebüsche trocken-

warmer Standorte" kartiert. Diese Einstufung liegt mittlerweile 14 Jahre zurück. Inzwischen 

sind die Gehölze höher und dichter geworden und entfalten damit eine stärkere Beschat-

tungswirkung (s. Foto 3).  

Zum Zeitpunkt der Begehung fand sich am östlichen Rand der Fläche ein Saum mit teils 

älteren Eichen bis zu einem Stammdurchmesser von 90 cm ohne "krattartige" Wuchsfor-

men. Die übrige Fläche wurde von Birken dominiert mit Stammdurchmessern bis ca. 40 cm. 

Vereinzelt waren weiterhin im Unterwuchs u.a. auch Schlehe, Vogelbeere, Traubenkirsche 

und Brombeere enthalten. Im Unterwuchs fanden sich als kennzeichnende Arten der "Wäl-

der und Gebüsche trockenwarmer Standorte" vereinzelt Solidago virgaurea (Echte Goldru-

te) und  Polygonatum odoratum (Salomonssiegel). Zu den weiteren hier vorkommenden 

Arten gehören u.a. Calamagrostis epigejos (Sand-Reitgras), Stellaria holostea (Sternmiere), 

Impatiens-Arten, Geum urbanum (Echte Nelkenwurz), Galeopsis sp., Urtica dioica (Brenn-

nessel), Hedera helix (Efeu), Galeobdolon luteum (Goldnessel). 
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Obwohl hier ein sandiger und durchlässiger Böden vorliegt, wird die Fläche nach gutachter-

licher Einschätzung auf Grund des weitgehenden Fehlens kennzeichnender Unterwuchs-

Arten wie z.B. Ginster und verschiedenen krautigen Arten, (sonnenexponierter) Böschun-

gen/Stufen und angrenzenden charakteristischen Biotoptypen wie Trockenrasen, Wärme-

heiden oder Steilküsten) als mittlerweile nicht mehr schutzwürdig eingestuft. Dieser Ein-

schätzung wird durch die Begutachtung des LLUR 2014 gefolgt. 

 

 

Foto 3: Blick von Osten auf das Wäldchen 

 

 

 

 

Foto 4: Südlicher Teil des Weges mit Bö-

schung 

 Foto 5: Gebüsch, im Hintergrund ältere Eichen 
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Umgebung des Geltungsbereichs: 
Anders stellt es sich jedoch mit der Waldfläche westlich des Weges dar. Hier ist der Baum-

bestand deutlich lückiger und lässt eine artenreichere Krautschicht zu. Diese Fläche wurde 

nicht näher begutachtet, daher wird die Einschätzung von 1999 (geschützte Biotop, Bio-

toptyp der „Wälder und Gebüsche trocken-warmer Standorte“) beibehalten. 

Südlich des Geltungsbereiches verläuft die Pötrauer Straße. Nördlich des Geltungsberei-

ches ist Wohnbebauung mit überwiegend Einzelhausbebauung mit größeren Gärten ent-

lang des Nüssauer Weges und des Sandberges vorhanden. 

Zum Zeitpunkt der Kartierungen war die östlich des Geltungsbereichs liegende KITA noch 

in Bau, die südliche Wiese wurde als Bodenlagerfläche genutzt. Inzwischen ist die KITA 

fertig gestellt. Die Wiese hat sich wieder zu Intensivgrünland entwickelt. Die KITA selbst ist 

mit Spiel- und Parkplatzflächen angelegt und durch einen Knickwall (noch unbepflanzt) 

eingegrünt. 

 

Bäume: 

Im Rahmen der Bestandsvermessung wurden auch alle Bäume mit einem Stammdurch-

messer von > 30 cm im Plangeltungsbereich aufgemessen. Zur Lage und Größe der Bäu-

me siehe Anlage 1 Blatt 2. 

Die Bäume auf den Flurstücken 39/10 und 39/19 wurden, abgesehen von einem breiten 

Streifen mit den dort noch vorhandenen großen Eichen, vollständig gefällt. Hier hat sich 

inzwischen eine Ruderalvegetation mit Gehölzjungwuchs, tws. Späte Traubenkirsche, ent-

wickelt. Aufgrund des nicht genehmigten Kahlschlags besteht hier eine Aufforstungsverfü-

gung durch die Untere Forstbehörde bis Ende 2016, sofern der B-Plan bis dahin noch nicht 

rechtskräftig ist. 

Neben einem lockeren Eichen-Birken-Bestand mit überwiegend kleineren Bäumen östlich 

des Offenbereiches ist insbesondere die Eichenreihe entlang der Grünlandkante sowohl 

bezüglich des Landschaftsbildes als auch als Lebensraum von besonderer Bedeutung. Hier 

sind Eichen mit Stammdurchmessern zwischen 30 und 160 cm vorhanden. 

 

 
4.1.2.2 Tierbestand 

Das faunistische Potenzial wurde bezüglich der artenschutzrechtlich relevanten Artengrup-
pen der Vögel, Fledermäuse und Zauneidechsen durch eine Kartierung belegt. Bezüglich 
der Bestandsbeschreibung für diese Tierarten wird auf die Artenschutzrechtliche Prüfung in 
Anlage 3 zum Umweltbericht verwiesen. An dieser Stelle erfolgt nur eine kurze Zusammen-
fassung des Arteninventars: 

 

Zauneidechsen/Reptilien/Amphibien: 

Es konnten bei allen Begehungen weder in der Fläche noch auf/unter den Blechen Nach-
weise von Zauneidechsen erbracht werden. Es kann daher davon ausgegangen werden, 
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dass im Geltungsbereich keine Zauneidechsen vorkommen. Das Vorkommen von Zau-
neidechsen in der Umgebung (z.B. Trockenmauern in den Gärten) ist jedoch möglich. 

Als Begleitarten wurde bei den Begehungen die Blindschleiche festgestellt. Amphibien wur-
den nicht festgestellt, es können jedoch Grasfrosch und Erdkröte hier v.a. zur Überwinte-
rung vorkommen, im Sommer ist die Fläche eher zu trocken. Es ist somit davon auszuge-
hen, dass der Geltungsbereich eine geringe besondere Bedeutung für Reptilien und Am-
phibien hat. 
 

Vögel 

Im Bereich der Gehölzbestände des Geltungsbereichs wurde ein arten- und individuenrei-

cher Vogelbestand ermittelt. Es handelt sich hierbei um die typischen Arten der Gehölz- und 

Gartenbiotope. Insgesamt wurden 20 Vogelarten nachgewiesen (s.a. Fachgutachten). Be-

sonders anspruchsvolle Arten oder Rote-Liste-Arten wurden jedoch wohl auf Grund der 

Störungen durch Spaziergänger (z.T. mit Hunden), Kindergarten- und Schulbetrieb, Stra-

ßenverkehr u.a. nicht nachgewiesen. Trotzdem unterliegen alle nachgewiesenen Vögel 

dem besonderen Schutz nach § 44 BNatSchG. 

Bodenbrüterarten des Offenlandes traten hier auf Grund der Kleinflächigkeit und der Stö-

rungen nicht in Erscheinung. 

Umgebung: In den übrigen an den Geltungsbereich angrenzenden bebauten und z.T. stark 

gestörten Bereichen des Geltungsbereichs (Kindergarten- und Schullärm, Fußgänger, Stra-

ßenverkehr) kommen ebenfalls nur weniger empfindliche Vogelarten der Gehölze und Sied-

lungsbereiche vor. Der Teichrohrsänger wurde im Steinautal nachgewiesen, für den westli-

chen Wald liegen Hinweise auf das Vorkommen des Mittelspechtes vor. 

 

Fledermäuse 

Das Untersuchungsgebiet weist einen guten bis hohen Strukturreichtum auf. Vor allem typi-

sche Siedlungsfledermäuse wie Breitflügel- und Zwergfledermaus finden hier ausgezeich-

nete Lebensbedingungen vor. Aufgrund des Nebeneinanders von Quartierressourcen (Ge-

bäude und zahlreiche Laubbäume in verschiedenen Sukzessionsstadien) sowie wertige 

Jagdhabitate (windgeschützte Gehölzränder, Viehweide, alte Laubbäume und Wege) be-

herbergt der Planungsraum ein mit mind. 6 Arten als reichhaltig zu bezeichnendes Artenre-

pertoire. Von einigen dieser Arten (z.B. Zwerg- und Breitflügelfledermaus) sind hier darüber 

hinaus Wochenstubengesellschaften im angrenzenden Siedlungsbereich zu erwarten. 

Großquartiere der restlichen Fledermausarten sind in geeigneten Baumhöhlen und -spalten 

möglich, deshalb ist vor der Fällung auf Fledermausbesatz zu kontrollieren, um das Töten 

von Tieren auszuschließen und die konkrete Quartiereignung festzustellen. Die Aktivitäts-

dichte insbesondere von Fledermäusen der Gattung Pipistrellus (Zwerg-, Mücken- und 

Rauhautfledermaus) ist trotz der späten Untersuchungen als durchschnittlich anzusehen.  
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Haselmäuse 

Die Haselmaus gehört zu den europäisch geschützten Arten. Als Lebensraum bevorzugt sie 

Waldränder mit großer Struktur und Strauchvielfalt. Größere Gehölzbestände finden sich im 

Untersuchungsgebiet lediglich im östlichen Bereich. Aufgrund der nur spärlich ausgebilde-

ten Strauchschicht ist ein Vorkommen der Haselmaus hier aber nicht zu erwarten. 

 

Weitere Arten 

Hochstauden und nektarreiche Blüten bieten verschiedenen Insekten Nahrungsgrundlage. 

Dazu gehören insbesondere die Artengruppen der Schmetterlinge (u.a. Bläulinge), Käfer 

und Heuschrecken. Potenzielle Habitate sind in den Offenlandbereiche vorhanden. Eine 

weitere Artengruppe, die das Untersuchungsgebiet als Lebensraum nutzen kann sind 

Kleinsäuger wie Igel, Maulwurf, Mäuse und Eichhörnchen. Europäisch geschützte Arten 

werden nicht erwartet. 

 

Bewertung: 

Hinsichtlich der Biotopausstattung sind sowohl Biotope allgemeiner Bedeutung (Grünland) 

wie auch Biotope besonderer Bedeutung (Wald, Trockenrasen), die z.T. auch dem Schutz 

nach § 30 BNatSchG unterliegen, vorhanden. 

Die faunistische Besiedlung ist ebenfalls von allgemeiner Bedeutung, jedoch mit einem 

deutlichen Besiedlungsschwerpunkt im Bereich des Waldes (Vögel, Fledermäuse). 

 

4.1.3 Schutzgut Boden 

Allgemeine Aussagen: 

Im Planungsraum wird das Schutzgut Boden hinsichtlich seiner Bodenfunktionen (nach § 2 

BBodSchG) mittels der Bodenmerkmale, bodenkundlicher Bodenhorizontmuster und geolo-

gischer Bodenschichtmuster sowie Bodenbelastungen beschrieben. 

Die Böden des Untersuchungsgebietes sind überwiegend als Böden der Altmoränenland-

schaft anzusprechen, hier in der Großeinheit der Niederungen und weichseleiszeitlichen 

Auensander. Der Bodentyp wird gemäß Bodenübersichtskarte SH als podsolierte Norm-

braunerde eingestuft (p BBn). 

Lokal ist der Boden des Grünlandes jedoch eher als sandig bis anmooriger Boden mit hoher 

organischer Oberbodenauflage, der westlich angrenzende Boden im Wald als durchlässiger 

Sandboden ohne deutlich ausgeprägten Ah-Horizont anzusprechen. Die Unterscheidung 

spiegelt sich auch in der Bodenbewertung gemäß Umweltatlas SH wieder. Hier ist nur die 

Grünlandfläche südlich der KITA (Grünland Ostteil) sowie die Grünlandfläche im Geltungs-

bereich (Grünland Westteil) bewertet. 
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Bodenbewertung Grünland (Ostteil) Grünland (Westteil) 

Erosionsgefährdung gering gering 

Feldkapazität im effektiven Wurzel-
raum 

sehr hoch sehr gering 

Bodenkundliche Feuchtestufe mittel feucht mittel frisch 

Nährstoffverfügbarkeit im effektiven 
Wurzelraum 

mittel sehr gering 

Bodenwasseraustausch sehr gering hoch 

Natürliche Ertragsfähigkeit mittel mittel 

 

Im Geltungsbereich sind derzeit nur geringe Vorbelastungen für den Boden zu beschreiben. 

Dabei handelt es sich im Bereich der geplanten Straßentrasse und das oberflächennahe 

Grubbern der Fläche und die Bodennutzung im Bereich des Grünlandes. Die Offenlandflä-

chen sowie der Wald unterliegen derzeit der Bodensukzession. 

 

Bodenuntersuchung: 

Im Rahmen einer Bodenuntersuchung (Ingenieurbüro Reinberg, Lübeck, 3.8.15) wurden im 

gesamten Plangeltungsbereich 7 Kleinbohrungen niedergebracht. Mit Ausnahme eines 

Bohrpunktes ganz im südwestlichen Bereich des Wanderweges weisen alle anderen Punk-

te eine Oberbodenschicht von 40 bis 70 cm auf, die von Sanden unterschiedlicher Körnung 

unterlagert wird (bis 1,8 unter GOK bzw. bis Endteufe 5,00 m unter GOK). In dem einen o.g. 

Bohrpunkt fehlt die Oberbodenauflage. Teilweise werden die Sandschichten von Becken-

schluffen unterlagert. 

 

Geländerelief: 

Der Plangeltungsbereich ist gekennzeichnet durch ein bewegtes Geländerelief, welches 

von Nord nach Süd und von West nach Ost abfallend ist. Die Höhenunterschiede Nord-Süd 

liegen im Bereich der geplanten Straßentrasse bei ca. 3,4 m, wobei die Höhendifferenz im 

Wesentlichen auf den südlichen 30-35 m abgebaut wird. Hier verläuft der Wanderweg deut-

lich im Einschnitt, d.h. die angrenzenden Flächen liegen deutlich höher. Im Bereich der 

Wiese liegt die Höhendifferenz zwischen Nord und Süd nur bei ca. 1,0 m. Die Höhendiffe-

renz West-Ost beträgt überall ca. 3-4 m. Die Geländehöhen liegen zwischen 21,77 m NN 

(Nordwest) und 15,74 m NN (Südost). 

 

Bewertung: 

Die Böden des Untersuchungsgebietes unterliegen derzeit nur geringen Belastungen und 

sind aufgrund ihrer Ausprägung als Böden allgemeiner Bedeutung einzustufen. 
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4.1.4 Schutzgut Wasser 

Wasser zählt zu den unbelebten Umweltmedien. Es ist jedoch häufig mit vielfältigem Leben 

erfüllt und zu einem hohen Anteil in Lebewesen gebunden. Ferner stellt es eine wesentliche 

Lebensgrundlage für alle Organismen dar. Wasser ist eng mit den anderen Schutzgütern 

verbunden, da es die anderen Umweltmedien durchdringt und dort zahlreichen natürlichen 

Prozessen unterliegt. Außerdem ist es ein wichtiges Transportmedium für Stoffe aller Art. 

Aufgrund der überwiegend durchlässigen, sandigen Böden haben diese eine hohe Wasser-

durchlässigkeit verbunden mit einer hohen Grundwasserneubildungsrate, die nur gering 

beeinflusst wird. Aufgrund der allgemein durchlässigen Böden und einer überwiegend unzu-

reichenden Deckschicht wird dieser gemäß Umweltatlas SH als gefährdet eingestuft (che-

mischer Zustand). Es sind tiefe Grundwasserkörper vorhanden. 

Oberhalb der in der Bodenuntersuchung erbohrten Beckenschluffe bildet sich Schichten-

wasser aus. Die höchsten Wasserstände wurden im Bereich der östlichen Wiese mit Tiefen 

von 1,5 m unter GOK erbohrt. Die Grundwasserfließrichtung erfolgt von Nord nach Süd 

parallel zum Geländerelief. Die Bodenuntersuchungen wurden nach einer längeren Tro-

ckenperiode durchgeführt, so dass davon ausgegangen werden muss, dass mit einem wit-

terungsbedingten Grundwasseranstieg im Bereich der Wiese bis 1,0 m unter GOK zu rech-

nen ist (Reinberg, 2015). Der Graben am östlichen Rand des Plangebietes hat Entwässe-

rungs- und Vorflutfunktion. 

Westlich des Plangebietes verläuft die Steinau, jedoch deutlich tiefer als der Geltungsbe-

reich (Sohlhöhe an der Brücke ca. 14,80 m NN). Sie stellt die Vorflut für die Entwässerung 

des Geltungsbereiches dar (Entfernung ca. 220m). 

Wasserschutzgebiete sind im Umfeld des Geltungsbereiches nicht vorhanden. 

 
Bewertung: 

Das Schutzgut Wasser hat im Untersuchungsraum überwiegend allgemeine Bedeutung. 

Die Böden sind typisch für diesen Landschaftsraum. Eine potenzielle Gefährdung besteht 

hinsichtlich der Durchlässigkeit der Böden sowie der Nähe zur Steinau. Grundwasser beein-

flusste Böden, Flächen mit geringem GW-Flurabstand oder Niedermoorböden sind im Pla-

nungsraum nicht vorhanden. 

 

4.1.5 Schutzgut Klima und Luft 

Das Schutzgut Klima ist von den örtlichen Gegebenheiten wie Wind, Temperatur, Sonnen-

scheindauer, Niederschläge und Landschaftsstruktur geprägt. Einflüsse ergeben sich aus 

der regionalen Nutzung und stehen in enger Beziehung zum Thema Luft und Luftqualität. 

Überregionales Klima: 

Die Lage in Schleswig-Holstein zwischen Nord- und Ostsee ist für die klimatischen Gege-

benheiten ausschlaggebend. Das Gemeindegebiet von Büchen mit Jahresniederschlägen 

von ca. 700 mm sowie Jahresmitteltemperaturen von ca. 8°C weist innerhalb des gemäßigt 
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ozeanischen Klimas Schleswig-Holsteins eine schwache Kontinentalität auf. Der Wind weht 

überwiegend aus westlichen bis südwestlichen Richtungen und liegt bei ca. 3 bis 4 m/s. Die 

Hauptwindrichtungen sind im Jahresmittel West und Südwest. Bei kontinentalem Einfluss 

im Winter können auch östliche Windrichtungen vorherrschen. 

Aufgrund der ländlichen Strukturen der Gemeinde Büchen mit lockerer Bebauung und gro-

ßen Grün-, Frei- und Waldflächen liegen keine klimatischen Belastungen vor. 

Lokales Klima: 

Die unbebauten, unversiegelten Flächen des Geltungsbereiches weisen besondere mikro-

klimatische Verhältnisse auf. Sie sind als Kaltluftentstehungsbereiche zu beschreiben, wir-

ken klimatisch ausgleichend und haben damit eine hohe Bedeutung für die angrenzenden 

Bauflächen, welche eher größeren Überwärmung unterliegen. Da die Siedlungsbereiche im 

Untersuchungsraum allerdings zu einem großen Teil aus Gärten bestehen, wirken sich die 

Belastungen der versiegelten Flächen nur mikroklimatisch aus. 

Insbesondere Waldflächen weisen eine ausgeglichene Klimabilanz auf (geringe Aufheizung, 

geringe Auskühlung). Der Grünzug der Steinauniederung sorgt ebenfalls für Frischluftzufuhr 

für alle bebauten Flächen. 

Luftqualität: 

Deutliche Belastungen der Luftqualität sind im Untersuchungsraum nicht vorhanden. Klein-

räumig können Belastungen durch PKW- und LKW-Verkehr auftreten, die aber sowohl für 

den menschlichen Organismus als auch für Tiere und Pflanzen keine erhebliche Beein-

trächtigung darstellen. Die größeren Gärten und Gehölzbestände wirken sich positiv auf die 

Luftqualität im Sinne einer Filterfunktion aus. 

 

Bewertung: 

Klima und Luftqualität unterliegen im Geltungsbereich kaum Vorbelastungen. Im Bereich 

der Bebauung findet nur eine geringe Aufheizung statt, es sind ausreichend klimatische 

Ausgleichsräume vorhanden. 

 

4.1.6 Schutzgut Landschaft  

Als Schutzgut ist die Landschaft aufzunehmen und zu bewerten. Da die ökologischen Funk-

tionen der Landschaft bereits in den vorhergehenden Kapiteln beschrieben wurden, werden 

diese hier weniger betont und v.a. das Landschaftsbild betrachtet.  

Der Begriff des Landschaftsbildes definiert sich über die äußere, mit allen Sinnen wahr-

nehmbare Erscheinung von Umwelt und Landschaft. In der Auseinandersetzung mit der sie 

umgebenden Welt reagieren die Menschen dabei nicht auf die objektiv vorliegenden Ver-

hältnisse, sondern auf das Bild, das sie sich von der Umgebung machen. Dabei setzen sie 

die vorhandenen Strukturen zu einer ganzheitlichen Gestalt - dem Landschaftsbild - zu-

sammen. Die größte Rolle spielt dabei, entsprechend der menschlichen Sinneshierarchie, 
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die visuelle Wahrnehmung, dazu gehört aber auch der Gehör- und der Geruchssinn sowie 

in geringem Maße taktile Reize. 

Das Landschaftsbild im Untersuchungsraum weist zwar eine gewisse anthropogene Über-

formung durch die angrenzende Bebauung am Nüssauer Weg und an der Pötrauer Straße 

auf. Durch die großen Baukörper stellt auch das Schulgelände eine deutliche Ortsbildprä-

gung dar. Der eigentliche Geltungsbereich ist jedoch vollständig ohne Bebauung und kann 

als innerörtlicher Grünzug (Spazierweg) beschrieben werden. Eine besondere Prägung 

haben hier die großen Eichen entlang der Grünlandkante sowie der Wald-

/Offenlandcharakter, der sich westlich bis zur Steinauniederung hin fortsetzt. 

 

 

Aufgrund der großen Bäume in Verbindung mit Offenbereichen und der guten Erlebbarkeit 

der Flächen wird der Geltungsbereich als „schön“ bzw. landschaftlich reizvoll empfunden. 

Sowohl das Erscheinungsbild der trocken warmen mit großen Bäumen und kleinen Tro-

ckenrasenarten wie auch die für Niederungen typischen Grünlandflächen im Übergang zu 

den Niederungsflächen der Steinau sind für Büchen an vielen Stellen Ortsbild bestimmend. 

Im Ortsbild weist Büchen die typischen Strukturen eines Unterzentrums auf (überwiegend 

Einzelhausbebauung, kleinere Gewerbe- und Industriebetriebe, Einzelhandel). Als Beson-

derheit sind jedoch die Landschaftselemente des Elbe-Lübeck-Kanals und der Nüssauer 

Heidelandschaft zu nennen.  

 

Bewertung: 

Das Landschaftsbild weist in der Gemeinde den typischen Charakter eines Unterzentrums 

auf, wobei eine deutliche Bereicherung durch die vorhandenen Heide-, Wald- und Was-

serstrukturen vorhanden ist. Im Untersuchungsgebiet sind sowohl Offenlandbiotope (Grün-

land, Trockenrasen) aber auch Waldbiotope vorhanden, die typisch sind für Büchen und als 

reizvoll empfunden werden. Der Planungsraum stellt eine Erweiterung der Grünachse 

„Steinauniederung“ dar.  
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4.1.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Zu den Kulturgütern sind kulturhistorisch bedeutende Bau-, Natur- und Kulturdenkmale so-

wie archäologische Objekte zu zählen. Sie sind prägend für das Orts- und Landschaftsbild 

und den Erholungswert des Raumes. Unter den sonstigen Sachgütern versteht man gesell-

schaftliche Werte, die eine hohe funktionale Bedeutung hatten oder noch haben. Sie sind 

zu erhalten, weil sie eine Funktionsbedeutung haben oder weil ihre Konstruktion bzw. Wie-

derherstellung selbst mit hohen Umweltaufwendungen verbunden ist. Neben den baulichen 

Denkmalen gehören hierzu auch besondere Park- und Gartenanlagen und gestaltete Land-

schaftselemente, die die naturhistorische Entwicklung dokumentieren. 

Das Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale (Denkmalschutzgesetz, DSchG) regelt den 

Umgang mit Kulturdenkmalen und Denkmalbereichen. § 8 DSchG legt fest, dass unbeweg-

liche Kulturdenkmale, die wegen ihres geschichtlichen, wissenschaftlichen, künstlerischen, 

städtebaulichen oder die Kulturlandschaft prägenden Wertes von besonderer Bedeutung 

sind, gesetzlich geschützt sind. Dies stellt das Objekt unter Schutz; Instandsetzungen, Ver-

änderungen oder Vernichtung bedürfen der Genehmigung durch die untere Denkmal-

schutzbehörde. 

Im Planungsraum und in der näheren Umgebung sind keine Kulturdenkmale bekannt. (vgl. 

Landesamt für Denkmalpflege Schleswig-Holstein). Besondere Sachgüter sind ebenfalls 

nicht vorhanden. 

Die Lindenallee (Schulweg) stellt eine alte Wegebeziehung und mit dem Allee-Charakter 

einen Bestandteil der Kulturlandschaft dar. Sie liegt nicht im Geltungsbereich, ist mit diesem 

aber durch die Verkehrsbeziehung und geplante –entlastung planerisch verbunden. 

 

4.1.8 Wechselwirkungen im Bestand 

Die natürlichen Funktionen der Schutzgüter im Untersuchungsraum sind durch Vorbelas-

tungen reduziert und in ihren Wechselwirkungen eingeschränkt. Es sind aber starke Zu-

sammenhänge zwischen den naturnahen Strukturen und der anthropogenen Nutzung zu 

verzeichnen. Aus Sicht eines landschaftsorientierten Wohnumfelds haben die Grünstruktu-

ren eine besondere Bedeutung. Hier sind in erster Linie der Spazierweg in der Verlänge-

rung des Nüssauer Weges und die kleinen Wege Richtung Steinauniederung zu nennen 

(Erholungsnutzung). Die Grünflächen haben weiterhin Bedeutung als Rückzugsraum für 

Tiere und Pflanzen. Das Arteninventar ist aber auch hier in erster Linie durch störungstole-

rante Arten der Siedlungen und Ortsrandbereiche geprägt. Der Nutzungsdruck auf die Flä-

chen ist als hoch zu beschreiben. 

Die Planungsflächen liegen am Rande des Grünzuges der Steinauniederung und haben 

somit Bedeutung als Verbundachse sowie als Flächen mit Ausgleichsfunktion in Bezug auf 

die Schutzgüter Boden, Wasser und Klima/Luft. 

Die Verkehrssituation im Geltungsbereich wird derzeit von angrenzenden Anliegerstraßen 
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bestimmt, eine Verbindung von Nüssau Richtung Pötrau ist nur über die Lindenallee 

(Schulweg) möglich. Hier ist eine Überlastung festzustellen, die sowohl für die Schulnut-

zung zu Konflikten führt als auch die Linden als naturschutzfachlich und –rechtlich bedeu-

tende Teile des Naturhaushaltes beeinträchtigt. 

 

4.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

Es erfolgt eine Beschreibung der Merkmale der möglichen Auswirkungen des Vorhabens 

unter besonderer Berücksichtigung des Ausmaßes, der Schwere und Komplexität, der 

Wahrscheinlichkeit sowie Dauer, Häufigkeit und Reversibilität. 

4.2.1 Schutzgut Mensch 

Das Schutzgut Mensch berücksichtigt die Funktionen Wohnen, Arbeiten, Verkehr und Erho-

lung. Die Empfindlichkeit gegenüber Veränderungen durch die geplanten Maßnahmen ist 

besonders für Erholung und Wohnen hoch. Während seiner Freizeit reagiert der Mensch 

sehr sensibel auf etwaige Störungen, insbesondere während der Nachtzeiten. Nachfolgend 

werden die Auswirkungen beschrieben. 

 

Störungen durch Lärm und Verkehr während der Bauphase: 

Durch den Bau eines Wohngebietes auf einer Fläche von ca. 1,5 ha entsteht Lärm durch 

die Bautätigkeiten. Hier ist in erster Linie mit Maschinentätigkeiten durch Erdarbeiten und 

Hochbau zu rechnen sowie durch Verkehr für Materiallieferungen. Besonders lärmintensive 

Arbeiten wie Rammarbeiten u.ä. sind nicht zu erwarten. Diese Lärm- und Verkehrsbelas-

tungen sind auf die Dauer der Bauzeit beschränkt, können aber je nach Fortschritt der Bau-

tätigkeiten auch über einen längeren Zeitraum (mehrere Jahre auftreten). Der Neubau des 

Nüssauer Weges wird aber vermutlich zuerst umgesetzt werden, so dass hier innerhalb 

weniger Monate die Arbeiten abgeschlossen sind und eine leistungsfähige Erschließung für 

die übrigen Baustellenzufahrten besteht. 

Aufgrund der begrenzten Dauer und keiner zu erwartender besonders lauter Lärmquellen 

ist die Lärm-  und Verkehrsbelastung durch Baustellentätigkeiten als nicht erheblich im Sin-

ne des UVPG einzustufen. Während der Abend- und Nachtstunden sowie am Wochenende 

finden keine Bauarbeiten statt, so dass hier eine störungsfreie Feierabend- und Wochenen-

derholung gewährleitet bleibt. 

Besondere Störungen für die KITA, auch für kleine Kinder mit einem hohen Ruhebedürfnis, 

sind ebenfalls nicht zu erwarten. Hier sind, besonders während der Mittagszeiten, Ruhe-

räume im Gebäude nutzbar. Für die Außenspielbereiche wird es kurzzeitig (für die Dauer 

der Erd- und Maurerarbeiten) an den direkt angrenzenden Grundstücken (2-3 Grundstücke) 

zu Lärmbelastungen, Bewegungen und ggf. Staubeinträgen kommen. Diese Beeinträchti-

gungen sind aber auch für eine KITA tolerabel und vergleichbar mit den geplanten Bauar-

beiten auf dem KITA-Gelände selbst. 
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Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen: nicht erforderlich, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 

 

Störungen durch Verkehr während der Betriebsphase: 

Die durch das geplante Wohngebiet verursachten Zunahmen liegen bei ca. 70 Zu- und Ab-

fahrten (Zacharias-Verkehrsplanungen, 11.8.15) und sind damit gegenüber der Bestands-

belastung mit 2.500 Zu- und Abfahrten nicht beurteilungsrelevant. Bezüglich der Ver-

kehrslenkung Schulweg/Nüssauer Weg wurden im Rahmen dieses Gutachtens mehrere 

Varianten untersucht. Hier bietet sich aus verkehrstechnischer Sicht die Anbindung des 

Nüssauer Weges an die Pötrauer Straße bei gleichzeitiger Entlastung des Schulweges an. 

Die Gemeinde favorisiert dann eine Einbahnstraßenregelung im Schulweg. Folgende Vor- 

und Nachteile lassen sich für die einzelnen Straßenabschnitte zusammenfassen: 

• Schulweg mit Einbahnstraßenregelung: Entlastung des Weges und damit Reduzie-

rung der Straßenunterhaltungsarbeiten, ein Straßenausbau, verbunden mit der Fäl-

lung der Linden, ist nicht erforderlich. Die Zufahrt zur Schule erfolgt von der Ortsmit-

te aus. Bewertung: positiv, 

• Nördlicher Nüssauer Weg: Hier ist weder eine zusätzliche Belastung noch eine Ent-

lastung zu erwarten, ggf. werden die Schleichverkehre etwas reduziert. Bewertung: 

unverändert, 

• Südlicher Nüssauer Weg (bisherige Sackgasse): Für diesen Straßenabschnitt ist ei-

ne erhebliche Verkehrszunahme von bis zu 1.750 KFZ/Tag zu erwarten. Bewer-

tung: negativ. 

Für Bewohner im Nüssauer Weg wird eine erhebliche zusätzliche Verkehrsbelas-

tung verursacht (im Bestand quasi „null“). Im Rahmen der gemeindlichen Abwägung 

wird daher zur Bewertung der Erheblichkeit und Zulässigkeit die durch den Verkehr 

verursachte Lärmbelastung berechnet und mit den gültigen Grenzwerten abgegli-

chen (s.u. Betriebsphase). 

 
Fazit: 

Bewertung sowohl positiv als auch negativ, Beeinträchtigung für den Nüssauer Weg für 

Anwohner erheblich. 

Minimierungsmaßnahmen: nicht erforderlich, südlicher Nüssauer Weg s.u., 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 
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Störungen durch Lärm während der Betriebsphase: 

Bezüglich der Lärmbelastungen in der Betriebsphase (Prognose-Planfall) wurde eine schall-

technische Untersuchung erstellt (LAIRM Consult, 4.11.15). Auf diese ausführliche Stel-

lungnahme sowie deren Zusammenfassung in der Begründung zum Bebauungsplan wird 

hiermit verwiesen. An dieser Stelle werden die Sachverhalte zusammengefasst: 

• Innerhalb des Plangeltungsbereichs werden die Orientierungswerte für allgemeine 

Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts überwiegend überschritten. 

Zum Schutz der Bewohner werden Lärmpegelbereiche festgesetzt, für die Gebäude 

ist passiver Schallschutz vorzusehen. 

• Für den nördlichen Nüssauer Weg sowie die Pötrauer Straße werden durch die Ver-

änderung der Verkehrsführung keine beurteilungsrelevanten Veränderungen erwar-

tet. 

• Beurteilungsrelevante Veränderungen mit Zunahmen von bis zu 15 dB(A) sind tags-

über für den südlichen Nüssauer Weg zu erwarten. Die Gesamtwerte liegen aber 

immer noch innerhalb der Grenzwerte (BImSchV) von 59 dB(A) tags. Nachts werden 

Zunahmen von 3-5 dB(A) erwartet, auch hier liegen die Gesamtwerte aber noch in-

nerhalb der Grenzwerte von 49 dB(A). 

Fazit: 

Lärmbelastung im Geltungsbereich erheblich, Lärmzunahme im südlichen Nüssauer Weg 

ebenfalls erheblich aber innerhalb der zum Schutz von Wohnnutzung zugelassenen 

Grenzwerte.  

Minimierungsmaßnahmen: Passiver Lärmschutz im Geltungsbereich, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 

 
 
Veränderung des Wohnumfeldes: 

Durch die Umwandlung eines Waldstücks und Offenlandbereichen in Wohngebiet und 

Straße wird sich das Wohnumfeld deutlich verändern. Auch wenn die Spazierwegeverbin-

dung zwischen Nüssauer Weg und Steinauniederung erhalten bleibt, ist doch „das Natur 

erleben“ ohne Autoverkehr deutlich weniger gegeben. Hiervon betroffen sind in erster Linie 

die direkten Anwohner im Nüssauer Weg. Alle übrigen Anwohner aus Nüssau und Pötrau 

sowie Spaziergänger werden diese Veränderung zwar wahrnehmen, es bieten sich aber 

ausreichend Ausweichstrecken zur Naturgebundenen Erholung im Steinautal.  

Für Schule und KITA erfolgt eine Veränderung durch die geplante Bebauung. Hier ist je-

doch positiv zu bewerten, dass zukünftige Bewohner, es sind hier explizit auch Familien 

angesprochen, kurze Wege für die Kinderversorgung haben. Die direkt an das geplante 

Wohngebiet angrenzende KITA erfährt keine wesentliche Verschlechterung. Die Außen-

spielbereiche werden durch angrenzende Gebäude mit Maximalhöhen von 9,00 m in einge-

schossiger Bauweise nicht erheblich durch Schattenwurf, Gartennutzung etc. beeinträchtigt. 

Wohnen und Kindergarten wird hier positiv miteinander verknüpft. Naturerleben ist für Kin-

dergartenkinder im Rahmen von Ausflügen in das Steinautal weiterhin möglich. 



BBS Büro Greuner-Pönicke, Kiel Beratender Biologe VBIO 

 29

Umgekehrt werden die zukünftigen Bewohner des Wohngebietes durch Kindergarten- und  

Schullärm nicht erheblich gestört. Insbesondere zu den besonders ruhebedeutsamen Zei-

ten in den Abendstunden und am Wochenende ist hier i.d.R. kein Betrieb und damit auch 

kein Lärm vorhanden. In diesen Zeiten stellt ein Kindergarten eine deutlich ruhigere Nach-

barschaft dar, als eine „normale“ Gartennutzung. In den Betriebszeiten von Schule und Kin-

dergarten sind Lärmemissionen zu erwarten, diese sind aber typisch für ein Allgemeines 

Wohngebiet und stellen keine erhebliche Beeinträchtigung dar.  

 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen: Festsetzung von Gebäudehöhen und Baudichten in Anlehnung 

an die umgebende Bebauung, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 

 

4.2.2 Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 

Verlust von Biotopen: 

Durch die Planungen erfolgt die Ausweisung von Wohnflächen im innerörtlichen Raum, 

jedoch in unmittelbarer Nähe des Grünzugs in der Niederung der Steinau. Eine mögliche 

besondere Sensibilität der Flächen hinsichtlich einer Biotopveränderung, ggf. mit Auswir-

kungen auf angrenzende Flächen konnte jedoch nur teilweise nachgewiesen werden. 

Es kommt zum Verlust von Biotopen allgemeiner Bedeutung (Grünland) und besonderer 

Bedeutung (Wald und Trockenrasen). Bis auf den Erhalt der Eichenreihe innerhalb einer 

Grünfläche gehen sämtliche Biotope zugunsten von Wohnbauflächen mit Garten und Stra-

ßen verloren. Damit stehen die Flächen sowohl als Lebensraum für Pflanzen als auch für 

Tiere nur noch eingeschränkt zur Verfügung. Die Veränderung der Biotopsituation ist als 

erhebliche Beeinträchtigung zu bewerten und stellt einen Eingriff gemäß BNatSchG dar. 

Eine Vermeidung des Eingriffs ist nicht möglich, da in Büchen dringend Wohnbauflächen 

benötigt werden (Ortsentwicklungskonzept) und eine Entlastung für den Schulweg mit Lin-

denallee gesucht wird. Durch Minimierungsmaßnahmen wie Erhalt der Eichenreihe, Anlage 

eines Pufferstreifens am Nüssauer Weg und die Festsetzung von Grünordnerischen Aspek-

ten werden die Eingriffe im Geltungsbereich soweit wie möglich minimiert. Darüber hinaus 

ist ein Ausgleich erforderlich. Da sowohl Biotope mit allgemeiner als auch mit besonderer 

Bedeutung betroffen sind, bemisst sich der Ausgleich dementsprechend (Faktor). Unter 

Berücksichtigung der biotischen Landschaftsfaktoren in Verbindung mit den abiotischen 

Landschaftsfaktoren wird der Eingriff als ausgleichbar bewertet. Die Durchbindung des 

Nüssauer Weges an die Pötrauer Straße dient als direkte Entlastung der Lin-

denallee/Schulweg. Dieses muss aus Sicht des Biotop- und Artenschutzes positiv bewertet 

werden. 

Die im Geltungsbereich vorhandenen und geplanten Knicks/Gehölzstreifen werden als zu 

erhaltend festgesetzt und erhalten einen Knickschutzstreifen von 1,0 bzw. 2,0 m. Dieses 
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wird aufgrund des geringen Baumholzes in den Knicks als ausreichend bewertet. Knick-

durchbrüche sind nicht erforderlich. Für Grundstückszufahrten können bestehende Lücken 

genutzt werden. 

Zum Schutz von Rote-Liste-Pflanzenarten wird der Plangeltungsbereich vor Baubeginn in-

nerhalb des Sommers (Mai-August) begutachtet. Alle Rote-Liste-Arten bzw. Kennarten des  

Trockenrasens oder Orchideen werden dann geborgen und auf die vorgesehene Aus-

gleichsfläche „Trockenrasen“ bzw. an den dortigen Waldrand umgesiedelt. 

Fazit: 

Beeinträchtigungen erheblich, aber ausgleichbar,  

Minimierungsmaßnahmen: Festsetzung von Grünstrukturen, Erhalt der Eichenreihe, Erhalt 

eines Pufferstreifens zum westlichen Biotop, Umsetzen von Rote-Liste-Pflanzenarten, 

Ausgleichsmaßnahmen: erforderlich (siehe Kap. 5.2). 

 
Verlust von geschützten Biotopen: 

Die Planungen sind verbunden mit dem Verlust eines geschützten Biotops, Trockenrasen, 

in einer Größe von 730 m². Dieses stellt einen erheblichen Eingriff dar, welcher im Rahmen 

eines Befreiungsantrags nach § 67 BNatSchG bewertet wurde. Folgende Ergebnisse kön-

nen festgehalten werden: 

• Westlich liegende geschützte Biotope bleiben qualitativ und quantitativ und damit 
auch naturschutzrechtlich erhalten. 

• Die ökologische Funktion der Grünachse und der Hauptverbundachse Biotopver-
bundsystem bleibt erhalten. 

• Der Trockenrasen unterliegt bereits jetzt deutlichen Vorbelastungen, das Entwick-
lungspotenzial wird als gering angesehen. 

• Die Bedeutung als Lebensraum, auch im Verbund, wird als gering- bis mittelwertig 
eingestuft. 

• Ein überwiegendes öffentliches Interesse im Zusammenhang mit wirtschaftlichen 
und städtebaulichen Aspekten wurde nachgewiesen. 

• Die Variantenprüfung ergab keine Möglichkeit, die zu einem geringeren Verlust bzw. 
nachhaltigem Erhalt von Trockenrasen geführt hätte und gleichzeitig  das Projektziel 
eines Baugebietes hätte erreichen können. 

• Das Ortsbild wird nicht nachhaltig beeinträchtigt. Das gilt auch für die Erholungs-
funktion Steinau mit angrenzenden Flächen. 

• Die Ausgleichbarkeit des Trockenrasens ist gegeben. Es ist davon auszugehen, 
dass an anderer, geeigneterer Stelle ein Trockenrasen mit deutlich höherer Qualität 
als der im Projektgebiet vorhandenen Trockenrasen erreicht werden kann. 

 
Prüfung und Bewertung des öffentlichen Interesses als „überwiegend“: 
Eine gesonderte Prüfung des öffentlichen Interesses erfolgt in Anlage 4. Folgende Punkte 
sind hierbei von Bedeutung: 

• Erschließung des Ortsteiles Nüssau über eine neue leistungsfähige Zufahrt 
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• Gleichzeitig Entlastung der bestehenden Zufahrt (Lindenallee) und damit Schutz der 
Linden durch Vermeidung eines Straßenausbaus und gleichzeitig Verbesserung der 
Schulwegsicherheit 

• Entwicklung von Wohnbauflächen für den sozialen Wohnungsbau. 
 
Fazit: 

Beeinträchtigungen erheblich, aber ausgleichbar,  

Minimierungsmaßnahmen: keine, 

Ausgleichsmaßnahmen: erforderlich (siehe Kap. 5.2). 

 

Verlust von Wald: 

Im Sinne des LWaldG ist Wald auf einer Fläche von 4.936 m² betroffen. Es handelt sich 

hierbei um die mit Bäumen bestockte Fläche. Sowohl der Trockenrasen als auch die Trasse 

Nüssauer Weg liegen zwar faktisch innerhalb eines Waldes, ein Ausgleich wird jedoch nicht 

berechnet, da hier kein Verlust von Gehölz gegeben ist und der westlich liegende Waldrand 

in seinem Charakter unverändert bleibt. Damit ist für den Wald (ohne Trasse und Trocken-

rasen) ein Antrag auf Waldumwandlung gemäß § 9 LWaldG bei der zuständigen Forstbe-

hörde zu stellen. Die Genehmigung des Antrags wurde von der Unteren Forstbehörde im 

Rahmen der Frühzeitigen Behördenbeteiligung in Aussicht gestellt. Der Waldabstand des 

zu erhaltenden Waldes (westlich des Nüssauer Weges) zum geplanten Baugebiet wurde in 

Abstimmung mit der Unteren Forstbehörde auf 20 m festgelegt. 

Der Wald ist Teil eines größeren Grünzuges im Übergang zur Steinauniederung, der durch 

eine Lichtung (z.T. Trockenrasen und Wegetrasse) und einen Wanderweg durchschnitten 

ist. Die Waldeigenschaften sind somit durch diverse Störfaktoren wie Spaziergänger, Ab-

kippen von Kompost und sonstigem Müll, freilaufende Hunde gestört. Dieses spiegelt sich 

auch im Arteninventar, beispielhaft untersucht die Vögel, welche überwiegend störungstole-

rante Siedlungsarten nachweist und weniger typische Waldarten. 

Der besondere landschaftliche Reiz eines trocken-warmen Eichen-Birkenwaldes mit Lich-

tungen ist durch die o.g. Vorbelastungen nicht gegeben und wird zudem durch die dichte 

Bestockung (Jungwuchs) gemindert. Nicht zuletzt durch diese Sukzession ist daher auch 

der Schutzstatus eines geschützten Biotops „Wald“ aufgehoben worden.  

Der Wald hat an dieser Stelle eine Bedeutung als Spazierweg mit Naherholungsfunktion. 

Bei einer Länge des durch den Wald führenden Weges von ca. 160 m kann aber nicht von 

einer besonderen Wertigkeit für die Naherholung und für Spaziergänger gesprochen wer-

den. Auch wenn sich das Landschaftsbild an dieser Stelle verändert (Wald mit Lichtungen 

zugunsten von Wohnbauflächen und Straße) so bleiben doch in unmittelbarer Nähe wert-

volle Grünstrukturen (auch Wald) sowohl als Lebensraum für Tiere und Pflanzen als auch 

für die Naherholung erhalten. 

Die Funktionen des Waldes gemäß LWaldG SH gehen somit an dieser Stelle zwar klein-

räumig verloren, bleiben jedoch im Biotopverbund Steinauniederung unbeeinträchtigt erhal-

ten. Für den umzuwandelnden Wald ist darüber hinaus Ausgleich zu erbringen, hier soll 

ebenfalls ein trockener Standort die Waldfunktionen wieder herstellen.  
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Gemäß § 9 LWaldG ist die Genehmigung zur Waldumwandlung zu versagen wenn: 

• Naturwald beeinträchtigt ist. 

Im Rahmen dieses Umweltberichts wurde bereits mehrfach darauf hingewiesen, 

dass der vorhandene Wald durch diverse äußere Störfaktoren deutlichen Vorbelas-

tungen unterliegt. Umfangreiche Kartierungen, u.a. von Brutvögeln, konnten zwar 

Artenreichtum bescheinigen, eine besondere Bedeutung als Vogellebensraum ist 

jedoch nicht erkennbar. Der Biotopschutz der Fläche wurde infolge von Sukzession 

ebenfalls inzwischen aufgehoben. Weiterhin handelt es sich um einen forstwirt-

schaftlich genutzten Wald, Naturwald, auch im Sinne von „Urwald“ oder einer Na-

turwaldausweisung ist somit nicht betroffen. 

• benachbarten Wald gefährden oder die Erhaltung oder Bildung geschlossener 

Waldbestände beeinträchtigen würde. 

Die Trasse des geplanten Nüssauer Weges stellt zukünftig die Grenze zu den west-

lich liegenden Waldflächen dar. Der Straßenrand soll zudem so gestaltet werden, 

dass das Abladen von Müll etc. nicht erfolgen wird. Da es sich bei diesen Waldflä-

chen weiterhin um geschützte Biotope handelt, es im Rahmen der Ausführungspla-

nung ohnehin sicher zu stellen, dass keine Beeinträchtigung erfolgt. Entsprechende 

Minderungsmaßnahmen (z.B. Zaun während der Bauphase) wurden von der Ge-

meinde zugesagt. Erhebliche Auswirkungen des geplanten Baugebietes auf diese 

Waldbestände sind nicht zu erwarten, da sich der Besucherdruck nicht signifikant 

verändern wird. 

• der Wald für die Erholung der Bevölkerung von wesentlicher Bedeutung ist. 

Auch wenn der derzeit vorhandene Weg als reich frequentierter Wanderweg genutzt 

wird, kann man, unter Betrachtung des ländlichen und teilweise landschaftlich sehr 

reizvollen Umfeldes von Büchen (teilweise auch unmittelbar an die Bebauung an-

grenzend) nicht von einer wesentlichen Bedeutung des Waldes für die Naherholung 

sprechen. Die weitaus schöneren Waldflächen an den Steinauhängen werden durch 

die Planungen nicht beeinträchtigt und haben eine deutlich höhere Bedeutung als 

Spazierwege. Hier ist der Wald zudem durch echte Wege im Wald deutlich besser 

erlebbar. 

Nach Prüfung der o.g. Punkte ist die Waldumwandlung im vorliegenden Fall genehmigungs-

fähig. Die Untere Forstbehörde hat diese Genehmigung in Aussicht gestellt. Mit der Unteren 

Naturschutzbehörde muss hier nun ebenfalls ein Konsens erreicht werden. Die geforderte 

Ausgleichsfläche als trockener Waldstandort wird bereits umgesetzt (siehe Kap. 5). Für die 

Ausgleichsfläche 1 am Waldhallenweg in Büchen wurde das Ausgleichskonzept inzwischen 

überarbeitet, welches den ökologischen Funktionen des Waldes (Waldrandentwicklung, 

Entwicklung von Lichtungen und Waldsonderstandorten) Rechnung trägt und zudem auf-

grund seiner Lage eine besondere Bedeutung für die Naherholung hat. 
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Fazit: 

Beeinträchtigungen erheblich, aber ausgleichbar,  

Minimierungsmaßnahmen: keine, 

Ausgleichsmaßnahmen: erforderlich (siehe Kap. 5.2). 

 

Verlust von Bäumen: 

Durch die Planungen gehen überwiegend kleinere Bäume mit Stammdurchmessern < 30 

cm sowie Jungwuchs verloren. Weiterhin werden Bäume folgender Größenklassen entfernt 

(siehe auch Anlage 1.2): 

• Bäume mit StD 30 bis < 50 cm: 30 Stück, 

• Bäume mit StD 50 bis <100 cm: 4 Stück, 

• Bäume mit StD >= 100 cm: keine. 

Bäume haben eine besondere Bedeutung als Lebensraum für Tiere, insbesondere Fleder-

mäuse. Diese Bedeutung wird über die Artenschutzrechtliche Prüfung abgearbeitet. Im Be-

reich der Flächen mit Erhaltungsgebot bleiben die großen Eichen erhalten. Hier stehen 11 

Bäume mit Stammdurchmessern über 50 cm sowie eine Eiche mit Stammdurchmesser von 

100 cm und eine weitere Eiche mit 160 cm Stammdurchmesser, die nicht beeinträchtigt 

werden. Im Rahmen der Festsetzungen wird geregelt, dass hier ein 14 m breiter Streifen als 

öffentlicher Grünstreifen zu erhalten ist. Auf dieser Fläche sind Grundstückszufahrten, Bo-

denveränderungen und Versiegelungen nicht zulässig. Der östlich anschließende Parkstrei-

fen wird zudem nicht voll versiegelt. Eine Beeinträchtigung der Bäume ist daher nicht gege-

ben. Um auch während der Bauphase den Schutz dieser Bäume zu gewährleisten, wurden 

von der Gemeinde Schutzmaßnahmen (Umzäunung, ggf. Bewässerungsmaßnahmen) zu-

gesagt. 

 

Fazit: 

Beeinträchtigungen erheblich, aber ausgleichbar,  

Minimierungsmaßnahmen: Erhalt der Eichenreihe durch Festsetzung, 

Ausgleichsmaßnahmen: erforderlich (siehe Kap. 5.2 und Anlage 2). 

 

Störungen von Tieren und Lebensraumverlust während der Bau- und Betriebsphase:  

Europäisch geschützte Arten 

Inwieweit durch Bau und Betrieb Störungen der Tierwelt verursacht werden, wurde für die 

artenschutzrechtlich relevanten Tiergruppen (hier Vögel und Fledermäuse) im Rahmen der 

Artenschutzrechtlichen Prüfung untersucht. Dazu wird auf Anlage 2 verwiesen. 

In der Untersuchung wurde ermittelt, dass artenschutzrechtlich relevante Betroffenheiten 
von Brutvögeln und von Fledermäusen zu erwarten sind.  
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Das Eintreten von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen nach § 44 (1) BNatSchG 

wird durch geeignete Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen (s.u.) vermieden. Eine 

Ausnahmegenehmigung oder Befreiung ist nicht erforderlich. 

 

Artenschutzrechtlicher Handlungsbedarf (Fazit): 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

• Eingriffe in Gehölzbestände sind zwischen 1. Dezember und 28./29. Februar durch-

zuführen, mit Genehmigung und Vorliegen eines sog. „Negativnachweises“ ggf. 

auch außerhalb dieser Zeit (Fledermaus- und Vogelschutz).  

• Winterquartiergeeignete Bäume ab 50 cm Stammdurchmesser: Es ist zunächst eine 

Erfassung der nach den aktuellen Planungen verloren gehenden quartiergeeigneten 

Strukturen in Gehölzen (Höhlenbäume) notwendig. Im Anschluss daran oder auch 

unmittelbar während der Erhebung sollten die ermittelten Strukturen durch spezifi-

sche Untersuchungen (z. B. Endoskopie, Vorkontrolle mittels Fernglas) auf ihre kon-

krete Eignung als Fledermausquartier untersucht werden. Dabei ist auf Spuren von 

Fledermausbesatz oder in Bäumen mit mehr als 50 cm Durchmesser in Höhlenhöhe 

auch auf überwinternde Fledermäuse (Abendsegler) zu achten. Alle geeigneten und 

nachweislich unbesetzten Quartierstrukturen sollten anschließend verschlossen 

werden, damit bis zur Rodung der Gehölze kein Besatz durch Fledermäuse erfolgen 

kann.  

• Grundsätzlich sollten im gesamten Plangebiet Leuchtmittel eingesetzt werden, die 

eine minimale Lockwirkung auf Insekten und geringst mögliche Störwirkungen auf 

lichtempfindliche Fledermäuse haben. Derzeit erfüllen diese Anforderungen z.B. 

LED-Leuchten mit gelblichem Licht und bis zu 3.000 Kelvin Lichttemperatur. Die Be-

leuchtung (z.B. an der Straße) muss so ausgerichtet werden, dass der Lichtkegel 

den angrenzenden westlichen Wald nicht beleuchtet. 

 

CEF-Maßnahmen 

• Als Ausgleich für den möglichen Verlust potenzieller Tagesverstecke sind geeignete 

Kästen im Geltungsbereich oder seiner direkten Umgebung aufzuhängen. Dies ist 

möglichst im Bereich der verbleibenden Großbäume im Geltungsbereich vorzuneh-

men (10 Stück). 

Alternativ ist es auch möglich, den konkreten Besatz durch endoskopische Untersu-

chungen zu ermitteln und ggf. spätestens zum 01. April einen angemessenen Aus-

gleich zu erbringen. 

• Werden im Zuge der „Vermeidungsmaßnahme“ Fledermauswinterquartiere oder 

Wochstuben ermittelt (s.o.), ist ein Ausgleich in Form einer vorgezogenen Aufhän-

gung von Winterquartierkästen und Wochenstubenhöhlen (z.B. Schwegler Nr. 1 FW) 

zu erbringen (2 Stück). Da es sich hier um Quartiere von Waldfledermäusen han-

delt, sind die Kästen fachgerecht an Bäumen anzubringen (Höhe 5-7 m).  
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Artenschutzrechtlicher Ausgleich 

Der Gehölzausgleich für die Gehölzbrüter ist mit 1:1 anzusetzen. Dies erfolgt multifunktional 

mit dem Waldausgleich sowie durch die Gehölzpflanzungen auf der Ausgleichsfläche 1. Da 

hier keine gefährdeten Arten betroffen sind und sich die Ausgleichsflächen im gleichen Na-

turraum befinden, ist die Entfernung zum Eingriffsort naturschutzfachlich kein Problem. 

 

Nicht europäisch geschützte Arten 

Ein Lebensraumausgleich für diese Arten (Reptilien und Amphibien, Kleinsäuger) sowie 
weitere Arten der trocken-warmen Biotope (Insekten) erfolgt auf den vorgesehenen Aus-
gleichsflächen. Diese können durch die o.g. Arten ebenfalls bevorzugt besiedelt werden. 
Darüber hinaus gehende Ausgleichs- und Minimierungsmaßnahmen sind nicht erforderlich. 

 

4.2.3 Schutzgut Boden 

Versiegelung: 

Durch die Planungen kommt es im Geltungsbereich zu einer Netto-Neuversiegelung von 

7.700 m². Auf diesen Flächen gehen sämtliche Bodenfunktionen gemäß BBodSchG verlo-

ren oder werden deutlich eingeschränkt. Insbesondere die Funktion des Bodens als Le-

bensraum sowie als Puffer-, Filter und Speichermedium geht verloren. Durch die Versiege-

lung sind jedoch ausschließlich Böden allgemeiner Bedeutung und mit einer hohen Verbrei-

tung im Raum Büchen betroffen (Sandböden). Grund- oder Stauwasser geprägte Böden 

oder Niedermoorböden mit besonderen Kennzeichen wurden im Rahmen der Bodensondie-

rungen nicht angetroffen. Aus diesem Grund wird die Versiegelung von Boden zwar als 

erhebliche Beeinträchtigung und als Eingriffe im Sinne des BNatSchG bewertet, der Eingriff 

ist aber ausgleichbar. Der Eingriff ist bei Umsetzung der Planung (Schaffung von Wohnbau-

fläche) nicht vermeidbar und würde auch an anderer Stelle nicht zu einem geringeren Ein-

griff in den Boden führen. Durch Festsetzung einer relativ niedrigen GRZ in Verbindung mit 

der Festsetzung von Grünflächen wird der Eingriff so weit wie möglich minimiert. Dieses 

entspricht den Vorgaben des § 1a BauGB zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden. 

Die hier geforderte bevorzugte Umnutzung von innerörtlichen Brachflächen, Gebäudeleer-

stand etc. steht in Büchen nachweislich nicht zur Verfügung (siehe Ortsentwicklungskon-

zept und Anlage 4). 

Fazit: 

Beeinträchtigungen erheblich im Sinne BNatSchG, 

Minimierungsmaßnahmen: Festsetzung von GRZ und Grünflächen, 

Ausgleichsmaßnahmen: erforderlich, siehe Kap. 5.2. 
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Veränderung der Bodenstruktur: 

Das Geländerelief im Geltungsbereich weist Unterschiede zwischen Nord und Süd bzw. 

zwischen Ost und West von bis zu 4 m auf, zudem verläuft der Wanderweg (zukünftiger 

Nüssauer Weg) im südlichen Abschnitt innerhalb eines Einschnitts. Somit sind sowohl zur 

Herstellung des Nüssauer Weges als auch zur Herrichtung der Bauflächen umfangreiche 

Bodenarbeiten erforderlich. Abgrabungen und Auffüllungen werden vermutlich im gesamten 

Geltungsbereich, insbesondere aber zur Profilierung der Straßen erforderlich sein. Abgra-

bungen und Auffüllungen bedeuten erhebliche Beeinträchtigungen für die gewachsenen 

Bodenstrukturen und stellen Eingriffe im Sinne des BNatSchG dar. Die Eingriffe sind aus-

zugleichen. Aufgrund der Betroffenheit von Böden mit allgemeiner Bedeutung werden die 

Eingriffe jedoch als ausgleichbar betrachtet. 

Im Bereich der Eichen (Erhaltungsfestsetzung) und im Übergang des Nüssauer Wegs zu 

den westlich liegenden naturnahen Flächen sind besondere Vorkehrungen zum Schutz des 

Baumbestandes gegen Aufschüttungen und Abgrabungen zu treffen, um erhebliche Beein-

trächtigungen dieser Flächen auszuschließen. 

Fazit: 

Beeinträchtigungen erheblich im Sinne BNatSchG, 

Minimierungsmaßnahmen: Schutz der Flächen mit Erhaltungsgebot, 

Ausgleichsmaßnahmen: erforderlich, siehe Kap. 5.2. 

 

4.2.4 Schutzgut Wasser 

Baubedingte Auswirkungen: 

Während der Bauphase kann bei sehr hohen Wasserständen im östlichen Bereich eine 

temporäre Wasserhaltung erforderlich sein, sofern Keller oder Tiefgaragen gebaut werden. 

Die dann zu erwartende Grundwasserabsenkung liegt aber im Bereich der natürlichen 

Schwankungen des oberflächennahen Schichtenwassers und hat keine Auswirkungen auf 

die umliegenden Flächen. Eichen reagieren zwar empfindlich auf Grundwasserschwankun-

gen, aber aufgrund der Eigenschaft als Tiefwurzler und der nur zeitweise und lokal auftre-

tenden Absenkungen sind keine nachhaltigen Auswirkungen auf die Eichen zu erwarten 

(ggf. sind während der Bauphase Bewässerungsmaßnahmen durchzuführen). Die tieferen, 

unterhalb der Schluffschichten liegenden Grundwasserkörper sind durch die Bautätigkeiten 

nicht betroffen. Einträge in das Grundwasser sind bei sachgerechtem Maschinenumgang 

nicht zu erwarten. 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen: nicht erforderlich, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich 
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Betriebsbedingte Auswirkungen: 

Im Bereich der Versiegelungen ist eine Versickerung Niederschlagswasser zukünftig nicht 

mehr möglich. Es ist jedoch durch Festsetzungen geregelt, dass unbelastetes Nieder-

schlagswasser auf den Grundstücken zu versickern ist und damit dem Bodenwasserhaus-

halt nicht entzogen wird. Nur im Einzelfall darf eine Ableitung von unbelastetem Nieder-

schlagswasser in die Kanalisation erfolgen, dieses wird nicht als erhebliche Beeinträchti-

gung des Grundwasservolumens gesehen. Die Veränderung des Bodenwasserhaushalts im 

Bereich der Versiegelung selbst erfolgt nur kleinräumig und wird über den Ausgleich „Bo-

den-Versiegelung“ abgearbeitet. 

Auswirkungen auf größere Oberflächengewässer (Steinau) sind aufgrund der Entfernung 

und der Höhenlage nicht zu erwarten. Die Vorflutfunktion des am östlichen Rand des Gel-

tungsbereichs verlaufenden Grabens wird durch die Planungen nicht beeinträchtigt oder 

verändert. 

 
Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen: Versickerung von Niederschlagswasser, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 

 

4.2.5 Schutzgut Klima und Luft 

Luftbelastungen durch den Baubetrieb und Verkehr: 

Während der Bauphase kann es im Rahmen der Bodenarbeiten zu Staubentwicklung kom-

men sowie zu vermehrter Abgasentwicklung durch Baufahrzeuge. Diese Beeinträchtigun-

gen sind jedoch nur zeitweise und nur auf die Bauphase beschränkt und nicht als erheblich 

einzustufen. Während der Betriebsphase werden sich die Verkehrsströme verändern, hier 

ist dann im südlichen Nüssauer Weg in Zeiten mit hohem Verkehrsaufkommen (morgens 

und abends) mit kleinräumigen Luftbelastungen zu rechnen. Bei der insgesamt guten Aus-

tauschwirkung der Luft in Büchen ist dieses aber nicht als erheblich einzustufen. Da es sich 

nur um durchfahrenden Verkehr (ohne Ampeln, Bahnübergänge etc. mit längeren Wartezei-

ten handelt) entstehen keine besonderen Belastungsquellen. 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen: nicht erforderlich, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 
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Veränderungen des Mikroklimas und der Filterfunktion: 

Durch den Neubau von Straßen und Baukörpern auf bisher unversiegelten Flächen werden 

klimatische Gunsträume in klimatische Belastungsräume umgewandelt. Gleichzeitig gehen 

Waldflächen mit hoher Filterfunktion (Luftreinhaltung) großteils verloren. Durch die Lage 

des Wohngebiets am Steinaugrünzug werden diese Beeinträchtigungen jedoch nicht als 

erheblich eingestuft. Es verbleiben ausreichend Grünflächen für die Kaltluftentstehung und 

Luftreinhaltung. Durch eine Grundflächenzahl von max. 0,4, Baukörper bis max. 10 m Höhe 

und eine Festsetzung der Gebäudelänge verbleiben ausreichend Freiflächen, auf denen 

Luftdurchmischung möglich ist. 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen: Festsetzung von Grünflächen, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 

 

4.2.6 Schutzgut Landschaft 

Landschaftsteile mit besonderer Eigenart und Bedeutung für die Erholungsnutzung sind 

gegenüber naturfernen Veränderungen des Landschaftsbildes besonders empfindlich. Ein 

naturnahes, abwechslungsreiches Landschaftsbild ist Grundlage für die Erholungseignung 

eines Gebietes und die Lebensqualität eines Wohnortes. Folgende Auswirkungen sind zu 

erwarten: 

Durch die Bebauung von Wald- bzw. Offenlandflächen wird sich das Landschaftsbild nach-

haltig verändern. Der Erhalt des Grünstreifens mit den großen Eichen (Erhaltungsfestset-

zung mit öffentlicher Grünfläche) stellt jedoch eine wirksame Minimierungsmaßnahme dar 

und trägt zur Durchgrünung des Geltungsbereichs bei. Die geplante Durchbindung des 

Nüssauer Weges an die Pötrauer Straße manifestiert die Trennung zwischen Baugebieten 

und Naturflächen. Diese Straße trägt zum langfristigen Erhalt der Lindenallee im Schulweg 

bei und hat damit eine hohe Bedeutung für das Landschaftsbild außerhalb des Geltungsbe-

reichs. 

Der landschaftlichen Trennung von Büchen-Mitte und Büchen-Nüssau durch Grünflächen 

trägt der Erhalt von Streuobstwiese und alten Eichen als Waldstreifen Rechnung. Allerdings 

ist ein Zusammenwachsen der beiden Ortsteile im Sinne der Grünachsen innerhalb des 

Ortes nachteilig zu bewerten. Dies lässt sich jedoch aus dem Ortsentwicklungskonzept und 

damit dem gemeindlichen Entwicklungswillen ableiten. Unter Abwägung verschiedener 

Punkte wird hier der dringend benötigten Entwicklung von Bauland und einer verbesserten 

Erschließungssituation für Nüssau der Vorrang eingeräumt. Die breite Steinauniederung als 

natürliche Grenze zwischen Büchen Mitte und Pötrau wird nicht beeinträchtigt bzw. bebaut. 

Gleichsam werden durch das Ortsentwicklungskonzept aber auch Flächen definiert, die 

aufgrund ihrer besonderen landschaftlichen und naturschutzrechtlichen Bedeutung von Be-

bauung freizuhalten sind (FFH-Gebiet Nüssauer Heide und umliegende Wald und Offen-

landflächen, Steinauniederung, Kanal- und Delvenauniederung mit angrenzenden Hän-
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gen/NSG) 

Zum Schutz der angrenzenden Grünachse Steinauniederung stellt die neue Trasse des 

Nüssauer Weges sowohl eine Zäsur im Plangebiet als auch eine Abgrenzung der Bebau-

ung zum Naherholungsraum dar. Weiterhin werden Festsetzungen zur Eingrünung des 

Plangebietes bzw. zur Erhaltung von Grünstrukturen formuliert.  

 

Abb. 6: Grünachse Steinauniederung 

 

Die geplanten Gebäude passen sich in Bauhöhe und Verdichtung in die umgebende Wohn- 

und Schulbebauung ein. Eine weitere Durchgrünung der Gärten ist im Rahmen von Fest-

setzungen vorgesehen. Somit stellen die geplanten Maßnahmen zwar eine deutliche Ver-

änderung des Landschaftsbildes dar, diese werden aber unter Berücksichtigung der an-

grenzenden Nutzung und der Festsetzungen als nicht erheblich eingestuft.  

Auch wenn innerörtliche Freiflächen eine hohe Bedeutung für das Landschaftsbild haben, 

so bleibt doch mit der direkt angrenzenden Steinauniederung eine Freiflächen/Naturfläche 

mit herausragender Bedeutung für Büchen erhalten. Der Verzicht auf die Freiflächen des 

Geltungsbereichs zugunsten von dringend benötigtem Wohnraum ist daher auch für das 

Landschafts- und Ortsbild vertretbar. 

Auswirkungen auf die innerörtliche Erholung sowie das Wohnumfeld wurden bereits in Kap. 

4.2.1 betrachtet. 
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Fazit: 

Deutliche Veränderungen der Landschaft jedoch nicht erheblich i.S. der Eingriffsregelung, 

Minimierungsmaßnahmen: Erhalt der Eichenreihe, Grünfestsetzungen, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 

 

4.2.7 Kultur- und Sachgüter 

Da im Untersuchungsraum keine schützenswerten Kulturgüter vorhanden sind, ist nicht mit 

Beeinträchtigungen zu rechnen. Eine Beeinträchtigung der vorhandenen Bebauung ist 

ebenfalls auszuschließen. Die Lindenallee (Schulstraße) wird als Bestandteil der Kultur-

landschaft durch das Vorhaben entlastet. 

Eine Abwasserleitung in der Trasse des Nüssauer Weges ist als Sachgut einzustufen. Die 

gleichzeitige Nutzung der Wegetrasse auch als Verkehrsweg ist im Sinne der Wirtschaft-

lichkeit (Unterhaltung) positiv zu bewerten. 

Fazit: 

Keine erheblichen Beeinträchtigungen, 

Minimierungsmaßnahmen: nicht erforderlich, 

Ausgleichsmaßnahmen: nicht erforderlich. 

 

4.3 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Um-

setzung der Planung 

Bei Umsetzung des geplanten Vorhabens werden sich die Flächen vollständig verändern. 

Auch wenn durch den Erhalt der Eichenreihe die Silhouette im Raum erhalten bleibt, sind 

alle anderen teilweise naturnahen Strukturen (Wechsel zwischen Offenland und Wald) nicht 

mehr vorhanden. Die Veränderungen wirken jedoch aufgrund der Lage am Rande beste-

hender Baugebiete und Straßen nur kleinräumig. So entstehen auf einer Fläche von ca. 1,5 

ha neue Wohnhäuser. Die Veränderung der Erholungseignung in Verbindung mit der Nut-

zung von Spazierwegen ist somit nur gering. Eine bedeutsame Veränderung wird für die 

Anwohner des südlichen Nüssauer Weges (derzeitige Sackgasse) verursacht, da hier zu-

künftig deutlich mehr Verkehr zu erwarten ist. Im Gesamtkontext der Planung ist dieses 

aber nicht minimierbar und nicht vermeidbar. Alle Vorschriften hinsichtlich Lärm und Ver-

kehrsabwicklung werden eingehalten (Gesonderte Untersuchung in Fachgutachten). Die 

Verlagerung der Verkehrsströme wurde zugunsten des Schulweges (mit Lindenallee) von 

der Gemeinde abgewogen. Die Nutzung der Trasse Nüssauer Weg ist im gültigen Flächen-

nutzungsplan bereits erhalten, hier liegt auch bereits eine Abwasserleitung, so dass die 

Umsetzung dieser Planung vorbereitet war. 

Die Bedeutung des Lebensraums im Geltungsbereich wird durch Untersuchungen der Flora 

und Fauna als typisch für einen innerörtlichen Grünbereich gewertet. Eine besondere Be-
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deutung ist kleinräumig erkennbar. Die angrenzenden naturnahen Flächen der Steinaunie-

derung wirken jedoch zusätzlich mit einem artenreichen Tierbestand auf die Vorhabensflä-

chen ein. Als naturschutzrechtlich bedeutsame Strukturen werden der Trockenrasen (ge-

schütztes Biotop nach BNatSchG, wenn auch faktisch derzeit nicht vorhanden) und die Ei-

chenreihe eingeschätzt. Die Eichenreihe kann erhalten werden. Das geschützte Biotop wird 

ausgeglichen. Hier wird erwartet, dass an anderer Stelle ein besserer Erhaltungszustand 

aufgrund geringerer Störfaktoren wie im Planungsraum erreicht werden kann. Der klein-

räumige Verlust von Wald ist zwar lokal bedeutsam, kann aber im näheren Umfeld ausge-

glichen werden, so dass sowohl seine Bedeutung als Lebensraum wie auch für die Naher-

holung nur kleinräumig verlagert wird. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die geplanten Maßnahmen im Geltungsbe-

reich zwar zu einer deutlichen Veränderung von Landschaftsbild, Lebensraum und Naher-

holung führen, diese Faktoren jedoch nur kleinräumig wirken und keine bedeutsamen Aus-

wirkungen auf die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes in Büchen-Nüssau und Büchen-

Pötrau sowie die Steinauniederung haben werden. 

 

5 Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-

gleich nachteiliger Auswirkungen 

5.1 Minimierungsmaßnahmen 

Die Betrachtung möglicher Auswirkungen auf die Schutzgüter (Kap. 4.2) führt zur Formulie-

rung von Minimierungsmaßnahmen. Diese werden nachfolgend zusammengefasst: 

In die Festsetzungen integrierte Minimierungsmaßnahmen: 

• Passiver Lärmschutz im Geltungsbereich, Festsetzung von Lärmpegelbereichen, 

• Festsetzung von Gebäudehöhen und Baudichten in Anlehnung an die umgebende 

Bebauung, 

• Festsetzung von Grünstrukturen: Schutz der bestehenden Knicks (außerhalb) durch 

Festsetzung von Schutzstreifen, Erhalt eines Pufferstreifens zum westlichen Biotop, 

Durchgrünung des Baugebietes durch Festsetzung von Laubbäumen/Obstbäumen 

auf den Grundstücken und Parkplatzflächen, Eingrünung des Baugebietes durch ei-

ne ebenerdige Strauchhecke am östlichen Rand, 

• Erhalt und Aufwertung der Eichenreihe und eines Waldrestes durch Festsetzung, 

• Versickerung von Niederschlagswasser, 

Artenschutzrechtlich erforderliche Minimierungsmaßnahmen: 

• Um das Töten oder Verletzen von Gehölzbrütern und Fledermäusen zu vermeiden 

muss das Fällen von Bäumen außerhalb der Brutzeit erfolgen. Die Eingriffe in Ge-

hölzbestände sind zwischen Anfang Dezember und Ende Februar durchzuführen. 

Für Eingriffe in Winterquartiergeeignete Bäume ab 50 cm Stammdurchmesser gel-

ten besondere Vermeidungsmaßnahmen (siehe Kap. 4.2.2). 
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• Fledermäuse: Verwendung einer insektenfreundlichen Beleuchtung (LED-Leuchten), 

eine Streuung des Lichts mit Lichteinwirkung in den westlichen Wald ist durch die 

Ausrichtung der Leuchten zu vermeiden. 

Sonstige naturschutzfachlich erforderliche Minimierungsmaßnahmen:  

• Umsetzen von Rote-Liste-Pflanzenarten auf die Ausgleichsfläche. 

 

Für die Pflanzung der Strauchhecke gelten folgende Vorgaben: 

Verwendung von 90 % heimischer Straucharten in der Qualität: Strauch 2 x verpflanzt, 60-

80 cm, ohne Ballen zu verwenden. Folgende Pflanzenarten sind vorzusehen: Haselnuss 

(Corylus avellana), Birke (Betula pendula), Faulbaum, Weißdorn (Crateagus laevigata), 

Heckenrose (Rosa canina), Scharzer Holunder (Sambucus nigra), Pflanzdichte: 1 Pflanze/ 

m². Als Auflockerung Pflanzung von 10 % Blühsträuchern (z.B. Flieder, Forsythie). 

Für die Entwicklung des westlichen Grünstreifens (Straßenbegleitgrün) gelten fol-

gende Vorgaben: 

Die Flächen sollen sich nach Abschluss des Straßenbaus durch Sukzession begrünen. Der 

Auftrag von Oberboden ist nicht zulässig. Als Substrat ist das vorhandene Material locker 

anzudecken. Die Pflege erfolgt nach Bedarf ein- bis zweimal jährlich durch Mahd. Die Ver-

wendung von Pflanzenschutzmitteln sowie eine Düngung sind nicht zulässig. 

 

5.2 Ermittlung der erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen 

Die geplanten Maßnahmen sind verbunden mit Eingriffen in Natur und Landschaft, dabei 

sind insbesondere die Schutzgüter Tiere/Pflanzen und Boden betroffen. Die Eingriffe wur-

den im Rahmen der Umweltprüfung zwar als erheblich, jedoch als ausgleichbar eingestuft, 

so dass nachfolgend eine Berechnung von Eingriff und Ausgleich erfolgt. 

Die Grundflächenzahl gibt das Maß der baulichen Nutzung an. Diese liegt beim vorliegen-

den Bebauungsplan zwischen 0,3 und 0,4. Für die Nebenanlagen wird zusätzlich ein Auf-

schlag für Versiegelungen von 0,15 bis 0,2 erhoben (Grundlage dafür bildet § 19 Abs. 4 der 

BauNVO der eine Überschreitung der zulässigen Grundflächen um bis zu 50 % bis maximal 

0,8 zulässt.). 

Für die Straßenverkehrsflächen wird von einer Vollversiegelung ausgegangen.  

Nach dem gemeinsamen Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums für 

Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume vom 9. Dezember 2013 wird 

für Flächen mit einer allgemeinen Bedeutung für den Naturschutz für versiegelte Flächen 

allgemeiner Bedeutung ein Kompensationsfaktor von mindestens 1:0,5 angesetzt. Für Flä-

chen besonderer Bedeutung kann ein höherer Kompensationsfaktor angesetzt werden. 

Die Eingriffe in geschützte Biotope sowie die Eingriffe in Wald werden gesondert und zu-

sätzlich zur Versiegelung bilanziert. Die Bewertung der Fauna erfolgt ergänzend gesondert. 

Der Eingriff wird in Anlage 3.1 bilanziert. Folgender Ausgleich ist demnach erforderlich: 
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Ausgleich für Versiegelung: 

Die Versiegelung im Bereich der Straßen wird, unabhängig vom Bestands-Biotoptyp mit 1:1 

angesetzt. Eine Ausnahme bildet der vorhandene Fußweg. Hier wird durch die bestehen-

den Bodenstörungen nur ein Ausgleich von 1:0,5 angesetzt. 

Im Bereich der Wohngebiete wird für Grünland ein Ausgleichsfaktor von 1:0,75 gewählt. 

Dieser ist etwas höher als der o.g. Regel-Kompensationsfaktor von 1:0,5 für Biotope von 

allgemeiner Bedeutung. Der hier gewählte höhere Faktor ist durch die zeitweise hohen 

Grundwasserstände in Verbindung mit naturnahen Biotopen begründet. Es handelt sich 

jedoch nicht um einen Biotoptyp besonderer Bedeutung, für den gem. Erlass ein Kompen-

sationsfaktor von 1:1 oder mehr anzusetzen ist. Dieser Faktor von 1:1 wird für alle übrigen 

Biotoptypen, auf denen Wohngebiete entstehen sollen angesetzt. Bei den geschützten Bio-

topen (Trockenrasen) und bei Wald kommt hier noch einmal ein separater Ausgleich hinzu 

(siehe unten). Für den Ausgleich Versiegelung im Bereich der Wohngebiete werden die 

genannten Faktoren mit dem zulässigen Grad der Versiegelung (GRZ) zuzüglich einem 

50%-Aufschlag für Nebenanlagen bilanziert. Für geplante bzw. zu erhaltenden Grünflächen 

erfolgt keine Kompensation. Im Ergebnis wird ein Ausgleich für Versiegelung von 7.942,43 

m² erforderlich. 

 

Ausgleich Trockenrasen: 

Es erfolgen Eingriffe in das geschützte Biotop Trockenrasen auf einer Fläche von 730 m². 

Der Ausgleich erfolgt mit einem Faktor von 1:2 (zusätzlich zum Ausgleich für Versiegelung), 

daraus errechnet ein Ausgleichsbedarf von 1.460,00 m². 

 

Ausgleich Wald: 

Durch die Planungen ist eine mit einem Eichen-Birken-Wald bestockte Fläche von 4.936 m² 

betroffen. Auch hier erfolgt der Ausgleich mit einem Faktor 1:2 für junges bis mittleres 

Baumholz (zusätzlich zum Ausgleich für Versiegelung). Die zu erhaltende Eichenreihe (zum 

Teil starkes Baumholz) wird bezüglich des Waldausgleichs auch ausgeglichen, jedoch 

ebenfalls nur mit dem Faktor 1:2. Für den Trockenrasen sowie die im Wald verlaufende 

Trasse des Nüssauer Weges erfolgt kein Waldausgleich, da diese naturschutzrechtlich be-

reits ausgeglichen wurden. Es errechnet sich somit ein Ausgleichsbedarf von 9.872,00 m². 

 
Ausgleich Artenschutz und CEF-Maßnahmen: 

• Als Ausgleich für den möglichen Verlust potenzieller Tagesverstecke (Fledermäuse) 

sind geeignete Kästen im Geltungsbereich oder seiner direkten Umgebung aufzu-

hängen. Dies ist möglichst im Bereich der verbleibenden Großbäume im Geltungs-

bereich vorzunehmen (10 Stück). Alternativ ist es auch möglich, den konkreten Be-

satz durch endoskopische Untersuchungen zu ermitteln und ggf. spätestens zum 

01. April einen angemessenen Ausgleich zu erbringen. Das Aufhängen der Kästen 

erfolgt im Geltungsbereich. 
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• Werden im Zuge der „Vermeidungsmaßnahme“ Fledermauswinterquartiere oder 

Wochstuben ermittelt, ist ein Ausgleich in Form einer vorgezogenen Aufhängung 

von Winterquartierkästen und Wochenstubenhöhlen (z.B. Schwegler Nr. 1 FW) zu 

erbringen (2 Stück). Da es sich hier um Quartiere von Waldfledermäusen handelt, 

sind die Kästen fachgerecht an Bäumen anzubringen (Höhe 5-7 m). Das Aufhängen 

der Kästen erfolgt im Geltungsbereich. 

• Der Gehölzausgleich für die Gehölzbrüter ist mit 1:1 anzusetzen. Dies erfolgt multi-

funktional mit dem Waldausgleich und Pflanzmaßnahmen auf der Ausgleichsfläche 

1. Da hier keine gefährdeten Arten betroffen sind und sich die Ausgleichsflächen im 

gleichen Naturraum befinden, ist die Entfernung zum Eingriffsort naturschutzfachlich 

kein Problem. 

 

5.3 Ausgleichmaßnahmen 

Eine Umsetzung von Ausgleichsmaßnahmen ist im Geltungsbereich nicht möglich und 

muss daher vollständig auf externen Ausgleichsflächen erfolgen. Dazu stehen innerhalb 

von Büchen zwei Ausgleichsflächen zur Verfügung. 

 

Abb. 7: Lage der Ausgleichsflächen (grün) 

 

Fläche 1 (links Abb. 8): 

Bei der Fläche 1 handelt es sich um eine 

knapp 2 ha große Grünlandfläche am 

Rande der Steinauniederung am Waldhal-

lenweg. Im Bestand (siehe Anlage 3.2) ist 

die Fläche als mäßig artenreiches Wirt-

schaftsgrünland (GYy), teilweise in rudera-

lisiertem Zustand, teilweise auch mit Tro-

ckenrasenpotenzial zu beschreiben. An 

den Rändern dominiert Gehölzjungwuchs 

(Pappeln). Entlang des Waldhallenweges 

sind ein lückiger Knick (HWw), ein arten-

reicher, unbefestigter Waldweg sowie ein 

Gehölzstreifen aus überwiegend großen Fichten und vereinzelt Traubenkirsche und Birke 

vorhanden (WFn/WP). 
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Die Planung sieht ein Gesamtkonzept für diese Fläche vor, obwohl als Ausgleich für den 

vorliegenden B-Plan nur eine Teilfläche benötigt wird. Die Gesamtfläche wird von der Ge-

meinde gekauft und im Rahmen eines Ökokontos entsprechend den Zielvorgaben entwi-

ckelt. Folgende Maßnahmen sind für die Gesamtfläche geplant (siehe auch Anlage 3.3). 

Die für dieses Verfahren relevanten Teilflächen sind in der Anlage 3.3 farbig unterlegt: 

• Rodung des Gehölzjungwuches (Pappeln) und Pflanzung eines artenreichen Wald-

randes an der nördlichen Grundstücksgrenze, 

• Entwicklung eines  Trockenrasens mit Umsetzen von Charakterarten aus dem B-

Plan-Gebiet, 

• Entwicklung von Extensivgrünland durch Aushagerung und einschürige Mahd (ab 

1.8.). Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist nicht zulässig. 

• Rodung des Fichten- und Traubenkirschenstreifen an der südlichen Grundstücks-

grenze und Pflanzung eines trockenen Eichen-Birken-Waldes, 

• Sukzession der bestehenden Waldlichtung/Waldweg, 

• Erhaltung und Aufwertung des bestehenden Knicks entlang des Waldhallenweges 

durch Ergänzungspflanzung. 

 
Anrechenbarkeit:  Anrechnung Trockenrasen:  1:1 

Anrechnung aller übrigen Flächen als Ausgleich für Ver-

siegelung:  1:0,67 

 

Fläche 2 (rechts Abb. 8): 

Die Fläche 2 (Anlage 3.4) liegt in der Ka-

nalniederung nördlich der Gudower Straße 

und hat eine Größe von ca. 3 ha. Im Be-

stand handelt sich um Intensivgrün-

land/Wirtschaftsgrünland (GYy). Der Boden 

ist lokal, besonders im Nahbereich zum 

Kanal durch Niedermoor geprägt. Seitlich 

ist der Grünlandstreifen durch Gräben ein-

gefasst, teilweise mit einer Ruderalflur, 

teilweise mit Schilf oder Gehölzen bewach-

sen. Entlang der Feldstraße ist ein niedriger 

Wall ohne Gehölze vorhanden. 

In der Planung soll ggf. kleinräumig eine Flächenmodellierung erfolgen,  um unterschiedli-

che Feuchtezonen zu entwickeln. Es ist eine extensive Grünlandpflege in Form einer ein-

schürigen Mahd ab Ende Juli vorgesehen. Es ist vorgesehen die Gesamtfläche in ein Ge-

samtkonzept mit den südlich angrenzenden Flächen einzubeziehen (Eigentum der Ge-

meinde bzw. der Stiftung Naturschutz). Abstimmungen hierzu laufen jedoch noch. Zunächst 

wird daher die für den B-Plan Nr. 50 erforderliche Ausgleichsfläche markiert und entspre-

chend den Pflegevorgaben (Mahdtermin, keine Düngung, Bodenbearbeitung etc.) gepflegt. 

Anrechenbarkeit:  Anrechnung Grünland: 1:0,8 
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Waldausgleichsfläche der Landwirtschaftskammer: 

Der erforderliche Waldausgleich wird vollständig über eine Ausgleichsfläche der Landwirt-

schaftskammer erbracht. Es ist eine Fläche von 9-872 m² erforderlich, die extern erbracht 

werden muss. Folgende Fläche ist dafür vorgesehen: 

Wird noch ergänzt, Abstimmungen laufen! 

 
Flächennachweis der Teilausgleichsflächen: 

Größe des Geltungsbereichs: 1,766 ha 

Art des Eingriffs Ausgleichsbedarf 
gemäß Anlage 3.1 
[m²] 

Ausgleichsbedarf 
nach Teilflächen 
[m²] 

Flächengröße der 
Ausgleichsfläche 
zur Erbringung des 
Ausgleichs [m²] 

Versiegelung 7.942,43 Fläche 1: 3.958,05 5.908,00 (Faktor 0,67) 

 Fläche 2: 3.984,38 4.980,00 (Faktor 0,8) 

Trockenrasen 1.460,00 Fläche 1: 1.460,00 1.460,00 

Wald 9.872,00 LK         : 9.872,00 9.872,00 

Summe 19.274,43 19.274,43 22.220,00 

 

Für den Ausgleich von Eingriffen gem. Wald- und Naturschutzgesetz im Geltungsbereich 
von 1,766 ha werden Maßnahmen auf Flächen im Umfang von 2,222 ha erforderlich.  

  

6 Beschreibung der verwendeten Methodik und Hinweise auf 

Schwierigkeiten und Kenntnislücken 

Bei der Erstellung dieses Umweltberichtes wurde die Anlage 1 BauGB zu § 2 Abs. 4 und § 

2a Satz 2 Nr. 2 verwendet. Die Eingriffsregelung wurde nach dem gemeinsamen Runder-

lass des Innenministeriums und des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Um-

welt und ländliche Räume vom 9. Dezember 2013 abgearbeitet. 

Die Bestanderhebungen zu den einzelnen Schutzgütern erfolgten auf Grundlage von Kartie-

rung (z.B. Biotopstruktur, Vögel, Fledermäuse, Zauneidechsen), sowie durch die Auswer-

tung von Kartenmaterial und Potenzialanalysen. 

Angaben zu Boden, Verkehr und Lärm erfolgten ebenfalls durch Fachgutachten. Aufgrund 

der besonderen Bedeutung des Plangebietes wurden alle Schutzgüter umfänglich unter-

sucht und im Rahmen der ersten Abwägung sorgfältig abgewogen. Das zwischenzeitlich 

erstellte Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde Büchen wurde genauso wie die derzeitige 

politische Entwicklung (Zuzug von Flüchtlingen) ebenfalls in den Planungsprozess mit ein-

bezogen. 
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7 Monitoring 

Mögliche Erhebliche Umweltauswirkungen der Plandurchführung sind gemäß § 4c BauGB 

zu überwachen, um unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen zu erkennen und ggf. 

Abhilfemaßnahmen einzuleiten. 

Für folgende Punkte sollte aufgrund der Sensibilität der Flächen ein Monitoring durchgeführt 

werden: 

• Umsetzung der Begrünungsmaßnahmen, und Monitoring für alle Flächen mit Erhal-

tungsgebot, insbesondere Kontrolle des Erhalts der großen Eichen. 

• Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen und Kontrolle der Flächen bezüglich des 

Entwicklungskonzeptes. 

 

8 Allgemein verständliche Zusammenfassung 

Die Gemeinde Büchen plant die Neuaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 50 am östlichen 

Ortsrand von Büchen. Auf einer Fläche von ca. 1,9 ha werden ausschließlich Wohngebiets-

flächen festgesetzt. Gleichzeitig wird mit der Herstellung einer Erschließungsstraße und 

Verbindung zwischen den Ortsteilen Nüssau und Pötrau die Entlastung der Lindenallee 

(Schulstraße) durch Herstellung einer Einbahnstraße zwischen Nüssau und Schule mög-

lich. 

Im vorliegenden Umweltbericht wurden die geplanten Maßnahmen hinsichtlich ihrer Auswir-

kungen auf die Schutzgüter untersucht. Zur Einschätzung des Bestandes wurden faunisti-

sche und floristische Kartierungen durchgeführt. Zur Bewertung der Auswirkungen für den 

Mensch wurden Fachgutachten erstellt. 

Unter Berücksichtigung von Minimierungsmaßnahmen können die Auswirkungen als nicht 

erheblich im Sinne des UVPG eingestuft werden bzw. erhebliche Auswirkungen auf die 

Schutzgüter Tiere/Pflanzen und Boden (Versiegelung) können ausgeglichen werden. 

Die Vorgaben des BNatSchG und LWaldG werden berücksichtigt. Es sind Ausgleichsmaß-

nahmen für Versiegelung, Zerstörung von Trockenrasen und Umwandlung von Wald erfor-

derlich. Diese können nicht im Geltungsbereich untergebracht werden und werden auf zwei 

Ausgleichsflächen im Gemeindegebiet von Büchen sowie auf einer Aufforstungsfläche der 

Landwirtschaftskammer nachgewiesen.  

Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen für den Artenschutz sind ebenfalls erforderlich. 

Bei Umsetzung derselben sind Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG nicht zu erwar-

ten. 

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch im Sinne der unzulässigen Über-

schreitung von Grenzwerten (Lärm) erfolgen nicht. Auch wenn es in Teilbereichen zu einer 

Zunahme von Störungen kommt, sind diese mit Entlastungen in anderen Bereichen ver-

bunden. Die Grenzwerte hinsichtlich Lärm werden nicht bzw. nicht erstmalig überschritten 

oder bewegen sich unterhalb der Erheblichkeitsschwelle. Der Entwicklung von Wohnbauflä-

chen in Verbindung mit einer Veränderung der Straßenführung wird hier durch die Gemein-
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de Vorrang eingeräumt. Die gesetzlichen Vorgaben in Wohngebieten werden eingehalten. 

 

 

 
Die Begründung wurde in der Sitzung der  

Gemeindevertretung der Gemeinde Büchen  

 

 

Am ________________  gebilligt. 

 

 

Büchen, den     ....................................... 

 

Der Bürgermeister 
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1. 

 Stellungnahmen von Behörden und sonstigen  
 Trägern öffentlicher Belange  

 

1.1 Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und 
Technologie 
25.07.2016 
 
 
 
 
 
 
Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit, 
Verkehr und 
Technologie 
06.01.2016 

Gegen die 15. Änderung des Flächennutzungsplanes und den Be-
bauungsplan Nr. 50 der Gemeinde Büchen bestehen in verkehrli-
cher und straßenbaulicher Hinsicht nur dann keine Bedenken, wenn 
meine Stellungnahme vom 06.01.2016 vollinhaltlich berücksichtigt 
wird. 
 
Die Stellungnahme bezieht sich im straßenbaulichen und straßen-
verkehrlichen Bereich nur auf Straßen des überörtlichen Verkehrs 
mit Ausnahme der Kreisstraßen. 
 
 
Gegen die 15. Änderung des Flächennutzungsplanes und den Be-
bauungsplan Nr. 50 der Gemeinde Buchen bestehen in verkehrli-
cher und straßenbaulicher Hinsicht nur dann keine Bedenken, wenn 
folgende Punkte berücksichtigt werden: 
1. Die in den beigefügten Planentwürfen in rot dargestellte Orts-
durchfahrtsgrenze ist in den Flächennutzungsplan und den Bebau-
ungsplan zu übernehmen. 
 
2. Gegen die im Bebauungsplanentwurf zur freien Strecke der Lan-
desstraße 205 (L 205) ausgewiesene Baugrenze bestehen keine 
Bedenken. 
 
Im Übrigen sind die anbaurechtlichen Bestimmungen des Straßen- 
und Wegegesetzes (StrWG) des Landes Schleswig-Holstein zu be-
rücksichtigen. 
 
3. Direkte Zufahrten und Zugänge dürfen mit Ausnahme der im Be-
bauungsplan festgesetzten Ein- bzw. Ausfahrten zur freien Strecke 

Der Inhalt dieser Stellungnahme ist nicht nachvollziehbar. 
Die Gemeindevertretung hat sich bereits am 12.07. mit der 
Stellungnahme vom 06.01.2016 auseinandergesetzt. Das 
Abwägungsergebnis wurde dem Ministerium auch bereits 
zusammen mit den Unterlagen zur Beteiligung gemäß § 4a 
BauGB übersandt. Der Vollständigkeit halber ist die Stel-
lungnahme vom 06.01.2016 aber nebenstehend nochmals 
zusammen mit der Abwägung der GV vom 12.07. aufge-
führt. 
 
 
 
 
 
 
1. Die Ortsdurchfahrtsgrenze ist in den Plänen nachrichtlich 
übernommen worden. 
 
 
2. Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
3. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

T
O

P
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T
O

P
 11
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der L 205 nicht angelegt werden. 
 
4. Zufahrten zu Landesstraßen außerhalb einer nach § 4 (2) StrWG 
festgesetzten Ortsdurchfahrt sind gebührenpflichtige Sondernutzun-
gen. Für den Bau und den Betrieb dieser Zufahrten als Verkehrser-
schließung der geplanten Wohnbebauung sind beim Landesbetrieb 
Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein (LBV-SH), Niederlas-
sung Lübeck unter Vorlage entsprechender Unterlagen die gemäß 
§§ 21, 24 und 26 StrWG erforderlichen Sondernutzungserlaubnisse 
zu beantragen. 
 
5. Der „Nüssauer Weg" ist im Einmündungsbereich in die L 205 
rechtwinklig an die Landesstraße anzubinden. Im Übrigen sind die 
Ausbaugrundsätze der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen 
(RASt 06) zu berücksichtigen. 
Der geplante Um- bzw. Ausbau der Einmündung des Nüssauer 
Weges in die L 205 ist mit dem LBV-SH, Niederlassung Lübeck 
abzustimmen. 
Hierzu sind dem LBV-SH, Niederlassung Lübeck entsprechende 
Detailplanunterlagen (Lageplan im Maßstab 1:250, Höhenplan mit 
Entwässerungseinrichtungen, Regelquerschnitt mit Deckenaufbau-
angaben und Markierungs- und Beschilderungsplan des Knoten-
punktes) in 3-facher Ausfertigung vor Baubeginn zur Prüfung und 
Genehmigung vorzulegen. 
 
6. Bei der Prüfung der Notwendigkeit bzw. der Festlegung von 
Schallschutzmaßnahmen ist die zu erwartende Verkehrsmenge auf 
der L 205 zu berücksichtigen und das Bebauungsgebiet ausrei-
chend vor Immissionen zu schützen. 
 
Die Stellungnahme bezieht sich im straßenbaulichen und straßen-
verkehrlichen Bereich nur auf Straßen des überörtlichen Verkehrs 
mit Ausnahme der Kreisstraßen. 

 
 
4. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. Der Hinweis zum Nüssauer Weg wird beachtet. Der 
Ausbau wird mit dem LBV-SH in Lübeck abgestimmt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. Die Verkehrsbelastung der L 205 wurde bei der vorlie-
genden schalltechnischen Untersuchung berücksichtigt. 
Festsetzungen zum Schallschutz wurden aufgenommen. 
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Die Stellungnahme des Referates ÖPNV, Eisenbahnen, Luftfahrt 
meines Hauses gebe ich weiter:  
 
Das Land Schleswig-Holstein hat die Ertüchtigung der Strecke Lü-
beck-Lüneburg (stufenweiser Ausbau: Elektrifizierung, Überwer-
fungsbauwerk Buchen; 2. Gleis) zum Bundesverkehrswegeplan 
angemeldet. Diese Planungen dürfen diese Maßnahme nicht beein-
trächtigen. 
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 

1.2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kreis Herzogtum 
Lauenburg 
Fachdienst 
Regionalentwicklung 
und Verkehrsinfra-
struktur 
05.08.2016 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Mit Bericht vom 14.12.2015 übersandte mir das Planungsbüro 
Planwerkstatt Nord im Auftrag der Gemeinde den Entwurf zu o.a. 
Bauleitplan mit der Bitte um Stellungnahme. 
Mit Bericht vom 13.07.2016 übersandten Sie mir im Auftrag der 
Gemeinde Büchen den Entwurf zu o.a. Bauleitplan mit der Bitte um 
Stellungnahme. 
Aus Sicht des Kreises Herzogtum Lauenburg bitte ich um Berück-
sichtigung folgender Anregungen  und Hinweise : 
 
Fachdienst Wasserwirtschaft (Frau Knoop, Tel.: 512) 
Es bestehen keine weiteren Bedenken soweit der Stellungnahme 
des Fachdienstes Wasserwirtschaft, Herrn Foth, vom 8.3.2016 ent-
sprochen wird. 
 
Fachdienst Wasserwirtschaft (Frau Mannes, Tel.: 409) 
B-Plan Punkt 4.3.2 Ver-und Entsorgung: 
Das Ergebnis der Kapazitätsprüfung der vorhandenen Kanalisation 
ist mir vorzulegen. 
 
Fachdienst Naturschutz (Frau Penning Tel.: 326) 
Zu der o. g. Planung habe ich folgendes mitzuteilen: 
 
1. Gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB hat die Gemeinde bestimmt, 
dass Stellungnahmen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine entsprechende Kapazitätsprüfung wird vorgelegt. 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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abgegeben werden können. Auf die besondere Bedeutung des 
Plangebiets für Natur und Landschaft im betroffenen Raum wird 
noch einmal hingewiesen, diese Bewertung wurde in den vorange-
gangenen Stellungnahmen des Fachdienstes Naturschutz ausführ-
lich begründet. 
Durch den vorliegenden Bebauungsplan sollen ein Allgemeines 
Wohngebiet und Verkehrsflächen in Bereichen festgesetzt werden, 
die einerseits für das Orts- und Landschaftsbild bedeutende Grün- 
und Freifläche zwischen Büchen und dem Ortsteil Pötrau darstellen. 
Außerdem sind zum Teil ökologisch wertvolle Wald- und Trockenra-
senbestände (gesetzlich geschützte Biotope) betroffen, deshalb 
hatte die untere Naturschutzbehörde immer erhebliche und grund-
sätzliche Bedenken gegen eine bauliche Entwicklung auf den 
betreffenden Flächen geltend gemacht.  
 
2. Ziffer 4.2.4 Umweltbericht, Ziffer 4.3.2 der Begründung Im östli-
chen Plangebiet liegen nachgewiesen hohe Grundwasserstände vor 
(darauf habe ich im Planverfahren bereits mehrfach hingewiesen), 
sodass eine Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser 
kaum möglich sein wird.  
Wenn gering verschmutztes Niederschlagswasser doch nicht im 
Untergrund versickert werden kann, dies ist hier eher wahrschein-
lich, ist von der Gemeinde zu prüfen, ob sonstige Maßnahmen zum 
Ausgleich der Beeinträchtigung des Schutzguts Wasser möglich 
sind. 
Auf den Gemeinsamen Erlass des Innenministeriums und des Mi-
nisteriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume vom 09.12.2013 „Verhältnis der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung zum Baurecht“ verweise ich, die Regelungen sind zu 
berücksichtigen. 
 
3. Nach dem städtebaulichen Konzept, Abbildung 7 der Begründung 
zum Bebauungsplan, scheint von der Pötrauer Straße aus eine Zu-

 
 
 
 
 
Der Gemeinde sind diese grundsätzlichen Bedenken der 
uNB bekannt. Sie hat im bisherigen Verfahren die Planung 
mehrfach überarbeitet und auf die vorgebrachten Beden-
ken reagiert. 
Die Bedeutung der Planung für die Gemeinde Büchen wur-
de in den Unterlagen umfassend dargelegt. 
 
 
 
 
Die Versickerung von Niederschlagswasser ist im Plange-
biet bevorzugt umzusetzen. Sollte dieses in Teilbereichen 
nicht möglich sein, ist hier eine Ableitung in die Kanalisati-
on vorgesehen. Dieses Wasser wird über die Vorfluter der 
Steinau zugeführt und verbleibt somit im Einzugsgebiet. 
Eine erhebliche Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser 
ist bei der insgesamt relativ geringen hier betroffenen Bau-
fläche nicht zu erwarten, so dass ein Ausgleich nicht erfor-
derlich ist. Dem Grundsatz der Minimierung wird durch die 
Vorgabe der Versickerung gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
Das städtebauliche Konzept mit der beispielhaft skizzierten 
Bebauung ist lediglich ein Vorschlag, der aufgrund der 
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fahrt zu geplanten Stellplätzen vorgesehen. Dies widerspricht den 
Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs und den Ausführungen 
im Umweltbericht, danach sind keine Knickdurchbrüche erforderlich. 
Ich bitte um Prüfung.  
 
 
 
 
 
 
Alle festgesetzten Knickschutzstreifen sind auch in der Planzeich-
nung in einer Breite von 2 m entsprechend der textlichen Festset-
zung Nr. 6.1 darzustellen, die Ausführungen unter Ziffer 4.2.2 im 
Umweltbericht sind zu korrigieren. 
 
Die Abwägung der Gemeinde zu erforderlichen Knickschutzstreifen 
auf Grundlage der Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz 
(Erlass des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume vom 13. Juni 2013) ist nicht sachgerecht. Auf 
die Ziffer 4 „Knicks im Innenbereich“ und Ziffer 5 „Knickschutz im 
Bauleitplanverfahren“ des genannten Erlasses verweise ich. 
 
4. An der Westseite des Wohnwegs ist ein Parkstreifen geplant. Um 
Konflikte mit den dort zum Erhalt festgesetzten großen Eichen zu 
vermeiden (z.B. auch durch herunterfallende Eicheln), ist die Ver-
kehrsfläche (Parkplätze) nur außerhalb des Kronentraufbereichs 
festzusetzen. Dies wollte die Gemeinde nach dem Abstimmungser-
gebnis vom 07.06.2016 noch einmal überprüfen, ggf. sollte der 
Parkstreifen wechselseitig festgesetzt werden (Ziffer 4.2.2 Schutz-
gut Arten- und Lebensgemeinschaften). 
 
Der öffentliche Wanderweg sowie die Parkplätze östlich der öffentli-
chen Grünfläche (hier zum Schutz der Eichen) sollen gemäß Ent-

Festsetzungen des B-Planes realisiert werden könnte. Die 
Anordnung der Baukörper und auch der Stellplätze auf dem 
Grundstück könnten aber auch völlig anders aussehen. Die 
Planzeichnung für den Bebauungsplan hat hier von Anfang 
an eine Grundstückszufahrt zugelassen. 
Ein Knickdurchbruch ist hier nur dann erforderlich, wenn 
tatsächlich eine zweite Grundstückszufahrt hergestellt wird, 
da etwas weiter westlich bereits eine breite Grundstückszu-
fahrt vorhanden ist. 
 
Die Darstellung der Knickschutzstreifen wird entsprechend 
überarbeitet. 
Die Texte werden korrigiert. 
 
 
Der genannte Erlass ist der Gemeinde bekannt. Die Abwei-
chung von den Empfehlungen ist jedoch im Umweltbericht 
begründet. 
 
 
 
 
Die Gemeinde hat diesen Hinweis geprüft. Die Parkplätze 
liegen zum überwiegenden Teil außerhalb des Kronenbe-
reiches der Eichen, so dass am geplanten Parkstreifen 
festgehalten wird. Da der Grünstreifen mit dem Gehölzbe-
stand von der Gemeinde übernommen wird, sind die Ei-
chen darüber hinaus ausreichend geschützt. 
 
 
 
Dieses ist so vorgesehen. Es erfolgt hier eine enge Ab-
stimmung zwischen Grünplanung und Straßenplanung. 
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scheidung der Gemeinde in wassergebundener Bauweise luft- und 
wasserdurchlässig hergerichtet werden, die Umsetzung dieser Vor-
gabe ist in geeigneter Weise zu sichern. 
 
5. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich ein vom 
Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (LLUR) 
kartierter gesetzlich geschützter Trockenrasen (Biotop-Nr. 
44065928002), der im Zusammenhang mit der Umsetzung der Pla-
nung beseitigt werden soll.  
Nach § 30 Abs. 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind Hand-
lungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen 
Beeinträchtigung gesetzlich geschützter Biotope führen können, 
verboten. Für die Beseitigung oder erhebliche Beeinträchtigung des 
Trockenrasens ist eine Befreiung nach § 67 BNatSchG erforderlich. 
Eine „Alternativenprüfung einschließlich Nachweis des Wohnflä-
chenbedarfes und des öffentlichen Interesses“ (Büro Greuner-
Pönicke) hat die Gemeinde mit der Anlage 4 zum Umweltbericht 
ergänzt. Die Betrachtung von Standortalternativen in der Anlage 4 
kommt zu dem Ergebnis, dass nur die Fläche des Bebauungsplans 
Nr. 50 kurzfristig einer Wohnbebauung zugeführt werden kann. 
Eine ausführlichere Erläuterung und Begründung zur Auswahl und 
Gewichtung der gewählten Bewertungskriterien wäre wünschens-
wert gewesen, um die Entscheidung der Gemeinde für eine Wohn-
bebauung am vorliegenden Standort plausibel nachvollziehbar zu 
erklären.  
Auf Grundlage der vorliegenden Planung sowie der gemeinsamen 
Gespräche am 21.09.2015 und am 07.06.2016, unter Beteiligung 
der Gemeinde Büchen, Vertretern der beauftragten Planungsbüros 
und Vertretern der Kreisverwaltung Herzogtum Lauenburg, werden 
auf Grund des nachgewiesenen Wohnflächenbedarfs der Gemeinde 
Büchen die naturschutzfachlichen und –rechtlichen Bedenken zu-
rückgestellt und eine erforderliche Befreiung von den Verboten des 
§ 30 Abs. 2 BNatSchG (gesetzlich geschützte Biotope) aus Grün-

 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Alle Punkte 
wurden im Rahmen von mehreren Terminen erörtert und in 
einer erneuten Unterlage zusammengefasst.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Büchen ist erfreut darüber, dass die erfor-
derliche Befreiung von den Verboten des § 30 Abs. 2 
BNatSchG (gesetzlich geschützte Biotope) aus Gründen 
des überwiegenden öffentlichen Interesses nunmehr in 
Aussicht gestellt wird. 
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den des überwiegenden öffentlichen Interesses nun in Aussicht ge-
stellt. 
Ein aktualisierter Antrag auf Befreiung gemäß § 67 BNatSchG für 
die Beseitigung des Trockenrasens ist von der Gemeinde, wie be-
sprochen, bei der unteren Naturschutzbehörde (Fachdienst Natur-
schutz des Kreises Herzogtum Lauenburg) rechtzeitig neu zu stel-
len.  
 
Der Trockenrasen wurde durch Fräsen in der Vergangenheit zer-
stört. Auf Grundlage des laufenden Verwaltungsverfahrens gehe ich 
zurzeit von einer Flächengröße des Biotops von 1000 m² aus, Aus-
gleichsmaßnahmen sind insofern im Umfang von 2000 m² nachzu-
weisen (Ausgleichsverhältnis 1 : 2 bei Beseitigung). 
 
 
 
 
6. Für die Herstellung eines Wohngebietes und von Verkehrsflächen 
soll außerdem Wald entsprechend umgewandelt werden. Hier han-
delt es sich um weitgehend ungenutzte, durch Sukzession auf ehe-
maligem Trockenrasen/Birken-Pionierwald entstandene, ökologisch 
wertvolle Waldbereiche. 
Auf Grundlage der vorliegenden Unterlagen stelle ich mein Einver-
nehmen nach § 9 Abs. 2 Landeswaldgesetzes zu den mit einer 
Waldumwandlung verbundenen Eingriffen in Natur und Landschaft 
in Aussicht.  
 
7. Ausgleichsmaßnahmen, Fläche 1, Flurstück 95, Flur 1 der Ge-
markung Pötrau 
Auf Grundlage des Gesprächs am 07.06.2016 (Anrechnung der 
realen Flächengröße) sind im vorliegenden Fall für die Beseitigung 
von 1000 m² Trockenrasen im Verhältnis 1 : 2 Ausgleichsmaßnah-
men auf einer Fläche von 2000 m² bereitzustellen.  

 
 
Dem Hinweis wird gefolgt, dieses ist so abgestimmt. 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Büchen hat Klage gegen diese Festlegung 
erhoben. Die genaue Festlegung der Ausgleichsmaßnah-
men erfolgt somit im Rahmen des Befreiungsantrages bzw. 
nach Abschluss des Klageverfahrens. Der Umweltbericht 
wird nicht geändert. 
Sollte eine größere als im Umweltbericht vorgesehene 
Ausgleichsfläche erforderlich werden, ist auf der Fläche 1 
ausreichend Kapazität vorhanden. 
 
Der Hinweis wird erfreut zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verwiesen wird auf das laufende Verwaltungsverfahren - 
s.o. 
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Die Flächenbilanz ist insofern zu korrigieren. 
 
Eine einschürige Mahd soll aus fachlicher Sicht auf der Ausgleichs-
fläche 1 ab dem 01. September durchgeführt werden, die Angaben 
im Umweltbericht (hier ist versehentlich der 1.8. genannt) bitte ich 
zu korrigieren. 
 
Ausgleichsmaßnahmen, Fläche 2, Flurstück 62/4, Flur 2 der Ge-
markung Pötrau 
Die Fläche ist insgesamt als Niedermoorstandort gekennzeichnet, 
auf Abgrabungen ist hier deshalb zu verzichten. 
 
Die auf den Ausgleichsflächen 1 und 2 durchzuführenden Maßnah-
men sind konkret und vollständig in der Begründung zum Bebau-
ungsplan/Umweltbericht zu benennen. 
 
8. Die Gemeinde beabsichtigt die Umsetzung der Ausgleichsmaß-
nahmen (Flächen 1 und 2) durch vertragliche Vereinbarungen mit 
den Vorhabenträgern rechtlich zu sichern. Dabei sind neben den 
Ausgleichsmaßnahmen unter Ziffer 5.3 des Umweltberichtes auch 
alle weiteren unter den Ziffern 5.1 und 5.2 des Umweltberichtes ge-
nannten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich nachteiliger Auswirkungen zu berücksichtigen, sofern die 
Umsetzung der Maßnahmen nicht bereits anders gesichert ist (wie 
z.B. Bauzeitenregelung, Pflanzenauswahl, Erfassung von Fleder-
mausquartieren bei Eingriffen in Bäume ab 50 cm Stammdurch-
messer, die als Winterquartier für Fledermäuse geeignet sein kön-
nen, Umsetzung geschützter Arten). 
Die durchzuführenden Maßnahmen sind in den Verträgen konkret 
und vollständig zu benennen, auf den genannten Erlass Verhältnis 
der naturschutzrechtlichen Eingriffsreglung zum Baurecht (Ziffer 
2.7) weise ich hin.  
Ich bitte unbedingt darauf zu achten, dass der reale Flächenumfang 

 
 
Dem Hinweis wird gefolgt. 
 
 
 
 
Dem Hinweis wird gefolgt. 
 
 
 
 
Dem Hinweis wird nicht gefolgt. Die geplanten Maßnahmen 
wurden in Text und Karte ausreichend beschrieben. 
 
 
Dem Hinweis wird gefolgt, die Verträge sind in Vorberei-
tung. 
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auf Grund der Anrechnungsfaktoren jeweils größer ist als der Aus-
gleichsbedarf.  
Die Verträge dürfen nicht später als die Satzung wirksam werden. 
 
9. Ersatzwald  
Im Zusammenhang mit der vorliegenden Planung soll ca. 4.936m² 
Wald zu Gunsten von Bau- und Straßenverkehrsflächen sowie 
Grünflächen umgewandelt werden. Die naturschutzfachlichen Be-
denken gegen die geplante Ersatzfläche in Güster werden zurück-
gestellt, einer Kompensation in räumlicher Nähe mit dem Eingriff 
wird der Vorrang eingeräumt. 
Die betreffende Fläche in Güster muss natürlich vorgezogen (vor 
Beginn der Erstaufforstung) als Vorratsfläche für Ersatz- und Aus-
gleichsmaßnahmen von der Forstbehörde anerkannt worden sein. 
Den entsprechenden Bescheid erbitte ich für meine Unterlagen. 
 
10. Der Systemschnitt A – A ist geändert worden, zusätzlich ist u.a. 
der Einbau einer Gabione am Waldrand – Hang vorgesehen. 
Direkt an den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 50 grenzen 
im Westen weitgehend ungenutzte, durch Sukzession entstandene, 
ökologisch wertvolle Waldbereiche an, die Teil der vom LLUR im 
Jahr 1999 bzw. 2013 erfassten, gesetzlich geschützten Wälder und 
Gebüsche trockenwarmer Standorte (Biotop-Nr. 44065928001) 
sind. Eine erhebliche Beeinträchtigung der dortigen Biotopflächen 
ist verboten und insofern auszuschließen, § 30 Abs. 2 BNatSchG. 
Ein entsprechender Nachweis ist mir noch vorzulegen. 
 
 
Städtebau und Planungsrecht 
Zur Anlage 4 des Umweltberichtes „Alternativenprüfung“ bitte ich die 
Ausführungen der Stellungnahme zur 15. Änderung des F-Planes 
zu beachten. 
Auf Seite 5 der Begründung wird auf Anlage des Umweltberichtes 

 
 
 
 
 
Dem Hinweis wird gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Straßenplanung erfolgt in enger Abstimmung mit der 
Grünplanung. Hier wurde bereits auf die besondere Bedeu-
tung des geschützten Biotops hingewiesen. 
Die Planungen sind jedoch noch nicht abgeschlossen. 
 
 
 
Eine erhebliche Beeinträchtigung der genannten Biotopflä-
chen ist nicht vorgesehen. In diesem Zusammenhang ist 
eine Abstimmung der Ausführungsplanung mit der uNB 
vorgesehen. 
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verwiesen. Muss es nicht Anlage 4 heißen? 
 
Dem überarbeiteten städtebaulichen Konzept (S.9) ist zu entneh-
men, dass im WA 5 eine Stellplatzanlage im östlichen Teil des Bau-
fensters vorgesehen ist. Dies widerspricht den Festsetzungen des 
B-Planes. Ich bitte um Klärung des Sachverhaltes. 
 
 
 
 
Die textliche Festsetzung 1.2 entspricht nicht dem Abwägungser-
gebnis. Ich bitte um Korrektur der Festsetzung. 
 
Die textliche Festsetzung 6.1 ist zeichnerisch nur teilweise umge-
setzt. Erfahrungswerte zeigen, dass es zukünftig zu Missverständ-
nissen kommen wird. Ich bitte die textlich festgesetzten 2m Knick-
schutzstreifen zeichnerisch auch für den Bereich nördlich von WA 1 
und nördlich des Knicks an der Pötrauer Straße festzusetzen.  
 

Ja, der Hinweis ist berechtigt und wird beachtet. 
 
Das städtebauliche Konzept mit der beispielhaft skizzierten 
Bebauung ist lediglich ein Vorschlag, der aufgrund der 
Festsetzungen des B-Planes realisiert werden könnte. Die 
Anordnung der Baukörper und auch der Stellplätze auf dem 
Grundstück könnten aber auch völlig anders aussehen. Die 
Planzeichnung für den Bebauungsplan hat hier von Anfang 
an eine Grundstückszufahrt zugelassen. 
 
Die textliche Festsetzung Nr. 1.2 wird berichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.3.  Archäologisches Lan-
desamt, Schleswig, 
22.07.2016 

wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kultur-
denkmale gem. § 2 (2) DSchG in der Neufassung vom 30.12.2014 
durch die Umsetzung der vorliegenden Planung feststellen. Daher 
haben wir keine Bedenken und stimmen den vorliegenden Planun-
terlagen zu. 
Darüber hinaus verweisen wir auf § 15 DSchG: Wer Kulturdenkmale 
entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die 
Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Ver-
pflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer 
und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des 
Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin 
oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund 
geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten 
befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kul-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Ein ent-
sprechender Hinweis zu § 15 DSchG wird in der Begrün-
dung als Kapitel 1.5 ergänzt. 
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turdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhal-
ten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von 
Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens 
nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch 
dingliche Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der 
natürlichen Bodenbeschaffenheit. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  

1.4 Landesamt für Land-
wirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume 
LLUR, Untere Forst-
behörde, Mölln 
09.08.2016 

Durch die Änderung des Flächennutzungsplanes und die Aufstel-
lung des B-Planes Nr. 50 wird Waldfläche in Größe von 4.936 m2 in 
Anspruch genommen. Mit meinen Stellungnahmen vom 27.04.2015 
und 21.01.2016 habe ich die Waldumwandlungsgenehmigung nach 
§ 9 Landeswaldgesetz unter der Voraussetzung in Aussicht gestellt, 
dass eine zusammenhängende Ersatzaufforstung im Naturraum 
Geest geschaffen wird. Durch die Ausweisung einer Ersatzauffors-
tung in Größe von 9.872 m2 auf dem Flurstück 108/65 der Flur 6 in 
der Gemarkung Güster wird die Ersatzleistung im erforderlichen 
Umfang nachgewiesen und kann forstbehördlicherseits anerkannt 
werden. 
 
Für die Ausgleichsfläche liegt eine rechtskräftige Aufforstungsge-
nehmigung der unteren Forstbehörde vom 19.11.2012 vor, die Auf-
lagen des Bescheides sind zu beachten. Die Waldumwandlungsge-
nehmigung ist vor Rechtskraft des Bebauungsplanes bei der unte-
ren Forstbehörde zu beantragende und im weiteren Verfahren 
nachzuweisen. Die abzuschließenden Verträge zwischen dem Ein-
greifer und der Forstabteilung der Landwirtschaftskammer bzw. dem 
Eigentümer der Ersatzfläche sind den Antragsunterlagen auf Wald-
umwandlung beizufügen. 
 
Die weiteren Ausgleichsmaßnahmen auf der Fläche 1 (Steinaunie-
derung am Waldhallenweg) sehen u. a. die Rodung vom Pappeln 
und eines Fichten- und Traubenkirschenstreifens vor. Hierfür ist vor 

 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Eine Waldumwandlungsgenehmigung wird vor Rechtskraft 
des B-Planes beantragt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Ausnahmegenehmigung vom Kahlschlagsverbot nach 
§ 7 Landeswaldgesetz wird bei der unteren Forstbehörde 
rechtzeitig beantragt. 
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Beginn der Maßnahme eine Ausnahmegenehmigung vom Kahl-
schlagsverbot nach § 7 Landeswaldgesetz bei der unteren Forstbe-
hörde einzuholen. Unter Berücksichtigung der Ausgangsbestockung 
und der vorgesehenen Wiederbepflanzung der Flächen mit stand-
ortheimischen Baumarten bestehen gegen dies Ausgleichsmaß-
nahme keine Bedenken und die erforderliche forstrechtliche Ge-
nehmigung wird in Aussicht gestellt. 

 
 

1.5 Schleswig-Holstein 
Netz AG, 04.08.16 

Es werden weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

1.6 IHK Lübeck, 
24.08.16 

Es werden weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht. 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 
2. 

 
 

 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit 

 

2.1 Einwender 1 Vielen Dank für die Zusendung der geänderten Unterlagen zum 
Bebauungsplan Nr. 50 der Gemeinde Büchen. Gerne gebe ich Ih-
nen im Rahmen der erneuten öffentlichen Auslegung des Planent-
wurfes fristgerecht Anregungen zu den geänderten Planinhalten. 
 
Im Bebauungsplan neu hinzu gekommen ist die Regelung für die 
WA1, 2 und 5 Gebiete, also auch für unser Grundstück, dass mind. 
50% des Grundstücks mit Sozialwohnungen zu bebauen ist. Für so 
kleine Grundstücksbereiche wie sie im Bebauungsplan Nr. 50 vor-
gesehen sind, ist solch eine Regelung ungewöhnlich und nur 
schwierig durchzusetzen. Leider haben Sie sich nicht mit uns dazu 
ausgetauscht. Wir kennen keinen Bauträger der auf unserem 
Grundstück Sozialwohnungen bauen möchte. Gibt es in der Ge-
meinde Sozialwohnungsbau interessierte Wohnungsunternehmen?  
 
Die zwingende Forderung eines 50% Anteil Sozialwohnungen ist 
aus unserer Sicht nur nachvollziehbar, sofern die realistische Chan-
ce besteht, die Grundstücke zu einem marktüblichen Preis an Woh-
nungsunternehmen zu verkaufen, die Sozialwohnungen bauen wol-

 
 
 
 
 
Hier besteht offensichtlich ein Missverständnis, denn es 
müssen keine Sozialwohnungen gebaut werden. Die textli-
che Festsetzung lautet: Innerhalb der Gebiete WA 1, WA 2 
und WA 5 dürfen auf 50% der überbaubaren Fläche nur 
solche Gebäude errichtet werden, die mit Mitteln des sozia-
len Wohnungsbaus gefördert werden könnten (§ 9 Abs. 1 
Nr. 7  BauGB).  
 
Dies hat zur Folge, dass auf 50% der Flächen nur solche 
Wohnungen errichtet werden können, die den Vorausset-
zungen zur Soziale Wohnraumförderung entsprechen. 
So dürfen beispielsweise Wohnungen für 1 Person nicht 
größer als 45 m² und Wohnungen für 2 Personen nicht 
größer als 60 m² sein. 
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len. Bitte benennen Sie mir entsprechende Unternehmen. Sollte hier 
kein Interesse am Bau von Sozialwohnungen bestehen, läuft die 
Festsetzung ins Leere und verhindert sogar, dass Wohnungen ge-
baut werden können. Aus diesen Gründen lege ich Einspruch gegen 
den zwingenden 50% Anteil an Sozialwohnungen für unser Grund-
stück ein. Ich lege diesen Einspruch vorsorglich ein. Sollten wir ei-
nen Bauträger für Sozialwohnungen nicht finden können, möchten 
wir uns die Option einer gerichtlichen Überprüfung des Bebauungs-
planes offen halten. 
 
Im Bebauungsplan wurde an den öffentlichen Grünflächen fest-
gehalten. Als Zweckbestimmung wurde jetzt Gehölzschutz definiert. 
Welche öffentliche Nutzung angestrebt wird, bleibt nach wie vor 
nicht definiert. Entgegen der Aussagen in der Abwägung, dass dazu 
Erläuterungen in der Begründung ergänzt werden sollen, ist dies 
jedoch nicht geschehen. Es wird in Aussicht gestellt, dass die Ge-
meinde die öffentlichen Grünflächen übernehmen will, um den 
Baumschutz sicher zu stellen. Bitte geben Sie mir dazu für die ent-
sprechenden Flächenanteile ein entsprechendes Kaufangebot. 

Gleichwohl können die Wohnungen auch frei vermietet 
oder verkauft werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Diese Annahme ist richtig, denn die Gemeinde, wie auch 
die untere Naturschutzbehörde, gehen davon aus, dass der 
Schutz der Gehölze auf einer gemeindeeigenen Fläche 
besser gewährleistet werden kann. Dieser Sachverhalt wird 
zusätzlich in die Begründung zum Bebauungsplan aufge-
nommen. 
 
Die Gemeinde wird dem Eigentümer ein entsprechendes 
Kaufangebot unterbreiten. 

2.2 Interessengemein-
schaft Anlieger und 
Anrainer Nüssauer 
Weg in 21514 Bü-
chen 
Eingang 01.09.2016 
(unterzeichnet von 
35 Personen) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan 50 scheint beschlossene Sache zu sein und ist 
wohl nicht mehr zu verhindern! Wir sind aber nach wie vor dagegen. 

Die Gemeinde weist zunächst darauf hin, dass im Rahmen 
dieser erneuten öffentlichen Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB nur Stellungnahmen zu den geänderten und er-
gänzten Teilen zulässig waren. Die in der nebenstehenden 
Stellungnahme angesprochenen Punkte haben sich ge-
genüber der 1. öffentlichen Auslegung vom 14.12.2015 – 
25.01.2016 nicht verändert. Eine Stellungnahme der Inte-
ressengemeinschaft ist zur 1. öffentlichen Auslegung nicht 
eingegangen. 
 
Dennoch hat sich die Gemeinde wie folgt mit der Stellung-
nahme auseinandergesetzt. 
Die Einschätzung wird zur Kenntnis genommen. Noch ist 
der Bebauungsplan nicht beschlossen. Der abschließende 



Gemeinde Büchen, Bebauungsplan Nr. 50 für das Gebie t „Nördlich der Pötrauer Straße und östlich des Nüs sauer Weges"  Übersicht über die eingegangenen Stel-
lungnahmen während der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a BauGB mit Abwägungsvorschlägen                    Stand: 05.09.2016 
 
Stellungnahme von / vom Stellungnahme Abwägungsvorschlag 

 

                                                                                                                                                                                                                                                  Seite 
 

14 

 
 
Verhindern aber möchten wir, dass der gesamte Verkehr zur 
Pötrauer Straße durch den Nüssauer Weg umgeleitet wird. 
 
Der PKW und LKW- Verkehr muss gleichmäßig verteilt werden auf 
den Schulweg und Nüssauer Weg. 
 
Gegen die Absicht, den Schulweg in Gänze zu sperren oder nur als 
Einbahnstraße offen zu lassen, bitten wir nochmals zu überlegen 
und eine für alle verträgliche Lösung zu finden. 
Wir fordern und bitten Sie, folgende Überlegungen in Augenschein 
zu nehmen. 
Schulweg vom Busbahnhof, bis hinter die Wiesenkita als 20 Km 
Zone einzurichten, wenn nötig sogar mit einer Temposchwelle zu 
versehen. Der Schulweg muss für den Verkehr in alle Richtungen 
offen bleiben um die Verkehrsbelastung gerecht zu verteilen. 
 
 
 
Wir möchten anmerken:  
Wird der Schulweg geschlossen, ist dieser Verkehrsstrang der Ge-
meinde Büchen an den Wochenenden und in den Schulferien eine 
tote Straße. 
 
Die Verkehrsbelastung nach Öffnung des Nüssauer Weges beträgt, 
geschätzt, ca. 1.500-2.000 Fahrzeuge pro Tag. Wir Anwohner be-
fürchten, dass der gesetzliche Emissionsspiegel am Tage von 60db 
und in der Nacht von 49db weit überschritten werden wird. 
 
 
 
 

Satzungsbeschluss durch die Gemeindevertretung ist für 
den 27.09.2016 vorgesehen. 
 
 
 
Der Hauptverkehr soll über den Nüssauer Weg fließen. Der 
Schulweg wird zur Einbahnstraße. 
 
Eine komplette Sperrung des Schulweges ist nicht vorge-
sehen. 
 
 
 
Der Schulweg liegt außerhalb des Plangeltungsbereiches 
für den B 50. Außerdem ist es planungsrechtlich nicht mög-
lich, in einem Bebauungsplan Maßnahmen zur Verkehrs-
lenkung, wie z.B. Geschwindigkeitsbegrenzungen, festzu-
legen. Die Gemeinde wird die vorgeschlagenen Maßnah-
men aber in Abstimmung mit der Verkehrsaufsicht des 
Kreises prüfen. 
 
Wie bereits angemerkt, ist eine Schließung des Schulwe-
ges weder geplant noch möglich, da er für die Erschließung 
des Schulgeländes zwingend erforderlich ist. 
 
Wie bereits in der Begründung dargestellt, kommt es für die 
bereits bebauten Bereiche am Nüssauer Weg außerhalb 
des Plangeltungsbereiches dieses B-Planes zwangsläufig 
zu einer deutlichen Zunahme der Verkehrsbelastung, da 
der Nüssauer Weg zu einer Durchgangsstraße wird. Das 
Ergebnis der vorliegenden schalltechnischen Untersuchung 
zum Bebauungsplan weist allerdings nach, dass die zuläs-
sigen Immissionsgrenzwerte der 16. BImschV von 59 dB(A) 
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Der CO 2/Feinstaub Ausstoß wird rapide zunehmen und führt in der 
Zukunft bei den Anwohnern, insbesondere bei den Kindern, zu ge-
sundheitlichen Schäden. 
 
 
Wir geben ebenfalls zu bedenken, dass unweigerlich ein BIOTOP 
von fast 1.000 Quadratmeter unwiderruflich zerstört wird. 
 
 
 
Wir möchten darauf hinweisen dürfen, dass laut Bundes-Natur-
Gesetz Bäume, welche in der Höhe von einem Meter, einen 
Stammumfang von ebenfalls einem Meter haben, nicht mehr gefällt 
werden dürren. 

tags und 49 dB(A) tags und auch nachts nicht überschritten 
werden, so dass hier kein Handlungsbedarf besteht. 
 
Auch einer Zunahme des CO² / Feinstaub - Ausstoßes für 
den Nüssauer Weg wird nicht widersprochen. Dies bedeu-
tet jedoch nicht von vornherein gesundheitliche Schäden 
für die Anlieger. 
 
Für das entfallende Biotop wird in Abstimmung mit der un-
teren Naturschutzbehörde ein entsprechender Ausgleich 
geschaffen. Dieser Sachverhalt ist im Umweltbericht zum 
Bebauungsplan ausführlich dargestellt. 
 
Dies ist so nicht richtig, denn ein Schutz von Bäumen ergibt 
sich nicht aus dem Bundesnaturschutzgesetz, sondern aus 
den Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz. 
Hier ist geregelt, dass das Fällen von "Überhältern", sofern 
die Bäume einen Stammumfang von weniger als zwei Me-
tern in einem Meter Höhe aufweisen und ein Abstand von 
verbleibenden Überhältern von 40 bis 60 Meter zueinander 
eingehalten wird, zulässig ist. Darüber hinaus kann das 
Fällen Landschaftsbild bestimmender Bäume einen Eingriff 
gemäß § 14/15 BNatSchG darstellen, hierbei ist jedoch 
nicht allein die Größe des Baumes ausschlaggebend. Der 
Artenschutz ist davon unabhängig ergänzend zu betrach-
ten. 
Außerdem ist anzumerken, dass alle im Gebiet vorhande-
nen Bäume erfasst wurden und bei der Eingriffs-
/Ausgleichsbilanzierung berücksichtigt wurden. Der Bereich 
mit den ältesten Bäumen wird im vorliegenden Fall darüber 
hinaus durch entsprechende Festsetzungen geschützt und 
als öffentliche Grünfläche ausgewiesen. 
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1. Grundlagen für die den Bebauungsplan Nr. 50 
 

1.1 Rechtliche Grundlagen 
 

• Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 20.10.2015 (BGBl. I  S. 1722)  

 

• Die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23. Januar 1990 (BGBl. I, S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 11.06.2013  (BGBl. I, S. 1548) 

 

• Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.7.2009 (BGBl. I S. 2542), zu-
letzt geändert durch das Gesetz vom 07.06.2013 (BGBl. I S. 3154) 

 

• Das Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) vom 24.02.2010 (GVOBl. S. 301), letz-
te berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert (Art. 1 Ges. v. 27.05.2016, 
GVOBl. S. 162) 

 

• Die Landesbauordnung für das Land Schleswig-Holstein (LBO) vom 22. Januar 
2009, letzte berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert (Art. 1 Ges. v. 
14.06.2016, GVOBl. S. 369)  

 

• Die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung 
des Planinhaltes (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 
(BGBl. I 1991, S 58), geändert durch Art. 2 G zur Förderung des Klimaschutzes 
bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden vom 22.7.2011, BGBl. I S. 
1509) 

 
1.2 Plangrundlage 
 

Der Lageplan als Plangrundlage im Maßstab 1: 1.000 wurde vom Vermessungsbüro 
Agnar Boysen aus  Schwarzenbek erstellt und beglaubigt. 
 
1.3 Planvorgaben 
 

• Flächennutzungsplan 
 

Im geltenden Flächennutzungsplan der Gemeinde Büchen ist der hier überplante 
Bereich teilweise bereits als Wohnbaufläche ausgewiesen. Lediglich der Bereich zwi-
schen der heute vorhandenen Waldfläche an der  Pötrauer Straße und dem Schul-
gelände ist im geltenden Flächennutzungsplan der Gemeinde als Grünfläche darge-
stellt, so dass hier im Parallelverfahren auch eine Änderung des Flächennutzungs-
planes erforderlich ist. Siehe hierzu auch Kapitel 4.1 dieser Begründung 
 
Ein Auszug des aktuellen Flächennutzungsplanes kann der Abbildung 1 auf der fol-
genden Seite entnommen werden. 
 
• Bebauungsplan 
 

Für das zu überplanende Gebiet besteht kein rechtskräftiger Bebauungsplan , so 
dass der Bereich zurzeit als Außenbereich einzustufen ist. Nördlich des Plangeltungs-
bereich besteht für das Wohngebiet am Nüssauer Weg der Bebauungsplan Nr. 23, 
von dem nur der Teil 2 am 14.01.1997 zur Rechtskraft gebracht wurde. Ein Auszug die-
ses B-Planes kann der Abbildung 2 entnommen werden 
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Abbildung 1: Auszug aus dem geltenden Flächennutzungsplan 
 

 
 

Abbildung 2: Auszug aus dem nördlich angrenzenden Bebauungsplan Nr. 23, Teil 2 
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Abbildung 3: Luftbild als Übersicht zur derzeitigen Situation - noch ohne KITA- Gebäude 
 
1.4 Altlasten / Altablagerungen 
 

Der Gemeinde sind im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes keine Altlasten bzw. 
Bodenverunreinigungen bekannt. Auch der Kampfmittelräumdienst beim Landeskri-
minalamt hat auf Anfrage am 21.07.2015 mitgeteilt, dass es sich bei dem Plangebiet 
nicht um eine Kampfmittelverdachtsfläche handelt und somit keine Bedenken ge-
gen die Planung bestehen. 
 
1.5 Denkmalschutz 
 
Das archeologische Landesamt verweist ausdrücklich auf § 15 DSchG : Wer Kultur-
denkmale entdeckt oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die 
Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht 
ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer 
des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die 
Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt 
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die 
nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverän-
dertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendun-
gen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ab-
lauf von vier Wochen seit der Mitteilung. 
Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeug-
nisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffen-
heit. 
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2. Lage und Abgrenzung des Geltungsbereiches 
  

Der Plangeltungsbereich dieses Bebauungsplanes liegt im Ortsteil Pötrau in unmittel-
barer Nähe des Schulzentrums der Gemeinde Büchen. Er umfasst das Flurstück 38/2 
einer Wiese, südwestlich der KITA am Schulweg, für die zurzeit eine Erweiterung nach 
Süden geplant wird, sowie eine Waldfläche östlich des bisher noch nicht ausgebau-
ten Abschnitts des Nüssauer Weges. Das Plangebiet wird im Norden durch den Nüs-
sauer Weg und im Süden durch die Pötrauer Straße erschlossen.  
 
2.1 Beschreibung des Geltungsbereiches / Vorhandene Nutzungen 
 

Der Plangeltungsbereich wird bisher baulich nicht genutzt. Ein Ausbau des Nüssauer 
Weges bis zur Pötrauer Straße war bereits in den 90er Jahren im Zusammenhang mit 
der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 23 vorgesehen. Dieser B-Plan wurde aller-
dings nur für den nördlichen Teil (Teil 2) rechtskräftig (siehe Abbildung 2). Die Trasse 
für den ursprünglich geplanten Ausbau ist im Katasterplan abzulesen. Auch Ver- und 
Entsorgungsleitungen sind bereits bis zur Pötrauer Straße vorhanden und sind für die 
Ver- bzw. Entsorgung des Ortsteils Nüssau (> 1.000 Enwohner) unverzichtbar. Seit Jah-
ren dient der noch nicht ausgebaute Teil des Nüssauer Weges als unbefestigter Rad- 
und Wanderweg und als wichtige innergemeindliche Verbindung zwischen dem 
Schulweg und dem Ortsteil Pötrau. Die gehölzbestandenen Flächen beidseitig des 
Nüssauer Weges werden von der unteren Forstbehörde als Waldflächen eingestuft. 

 

 
 

Abbildung 4: Vorhandene Situation der Anbindung des Nüssauer Weges  
an die Pötrauer Straße 
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Abbildung 5: Lichtungsartige Aufweitung der Trasse des Nüssauer Weges mit vorhandener 
Wohnbebauung im Hintergrund 

 

 
 
Abbildung 6: Blick von der Pötrauer Straße auf die unbebaute Wiese mit der 2013 

fertiggestellten KITA am Schulweg im Hintergrund 
 
 
3. Planungsanlass und Planerfordernis 
 
Als Planungsanlass sind zwei Punkte zu nennen: 
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• der dringende Bedarf der Gemeinde Büchen an Wohnbauflächen sowie 
• die Erschließungssituation im Bereich des Schulweges.  

 
 
Zum dringenden Bedarf an Wohnbauflächen in der Gemeinde Büchen 
 
Die Gemeinde Büchen als Unterzentrum ist durch die hervorragende Bahnanbin-
dung nach Hamburg, Lüneburg und Berlin sowie durch die vorhandene Infrastruktur 
ein begehrter Wohnstandort.  
 
Mit Ausnahme des seit Anfang des Jahres vollerschlossenen Baugebietes an der 
Hans-Heinrich-Lünstedt-Straße im Ortszentrum sowie einiger kleinerer privater Flächen, 
auf die die Gemeinde keinen Zugriff hat, gibt es in der Gemeinde kurz- bis mittelfristig 
keine verfügbaren Flächen, die für die Entwicklung des Wohnungsbaus zur Verfü-
gung stehen. Hierzu wird besonders verwiesen auf die Ausführungen im Umweltbe-
richt. Dieser beschäftigt sich u.a. auf der Grundlage von Nr. 2 d der Anlage 1 zum 
BauGB mit einer Untersuchung und Bewertung von Standortalternativen unter Be-
rücksichtigung der Ergebnisse des Ortsentwicklungskonzeptes (siehe hierzu Anlage 4 
zum Umweltbericht). 
 
Auch der Wohnungsmarkt ist absolut angespannt. Deshalb ist zu befürchten, dass 
weiterhin Bauinteressenten in Nachbargemeinden abwandern. Es werden vor allem 
Baugrundstücke für junge Familien benötigt, die auf eine gute Anbindung an Schule 
und KITA angewiesen sind. Aus diesem Grunde ist die Gemeinde "im Zugzwang", aus-
reichende Flächen für den Wohnungsbau möglichst kurzfristig bereitzustellen.  
Zwischenzeitlich hat sich der Druck auf den Wohnungsmarkt durch die aktuelle Situa-
tion im Zusammenhang mit der Unterbringung von Flüchtlingen deutlich erhöht, so 
dass die Gemeinde gefordert ist, Wohnraum für den sozialen Wohnungsbau und für 
Flüchtlinge vorzuhalten. 
Darüber hinaus ist der demografische Wandel zu berücksichtigen, so dass auch klei-
ne Wohnungen für Singlehaushalte und barrierefrei Wohnungen für ältere Menschen 
geschaffen werden müssen. 
 
Um den zusätzlichen Anforderungen nicht nur kurzfristig gerecht werden zu können 
und alle Entwicklungspotenziale auszuloten, hat die Gemeinde Büchen ein Ortsent-
wicklungskonzept1 in Auftrag gegeben. Der vorliegende Entwurf mit Stand vom 
25.05.2016 bestätigt den Mangel an kurzfristig bebaubaren Flächen für den Woh-
nungsbau und räumt der von der Gemeinde bereits angestoßenen Planung für den 
Geltungsbereich eine hohe Priorität ein. Dies gilt insbesondere aufgrund der günsti-
gen Lage des Plangebietes, denn Schulzentrum, KiTa, Versorgungseinrichtungen, 
Einkaufsmöglichkeiten, Busbahnhof und auch die Bahnstation sind auf kurzen Wegen 
zu Fuß zu erreichen. 
 
Auch die aktuelle Studie zur Bevölkerungs- und Wohnungsmarktentwicklung vom 
März 20162 bestätigt eine starke Anspannung des Wohnungsmarktes in Büchen. So 
besteht aktuell im Amt Büchen beispielsweise ein ungedeckter Bedarf von mindes-
tens 200 seniorengerechten Wohnungen. Langfristig werden zudem etwa 400 preis-
gebundene bzw. in kommunalem Eigentum befindliche Wohnungen benötigt, um 

                                            
1 GSP Ingenieurgesellschaft mbH, Bad Oldesloe, 25.05.2016, Ortsentwicklungskonzept der Gemeinde 
Büchen -Entwurf 
2 Pestel-Institut für Systemforschung e.V., Hannover, März 2016 "Bevölkerungsentwicklung und Woh-
nungsmarktentwicklung in der Gemeinde Büchen und im Amt Büchen" 
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insbesondere den Bedarf von Haushalten mit geringem Einkommen decken zu kön-
nen. Hinzu kommt, dass der Wohnflächenbedarf pro Person in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten kontinuierlich gewachsen ist3 
 
Gleichwohl ist sich die Gemeinde der Tatsache bewusst, dass durch die vorliegende 
Planung teilweise ökologisch sensible Bereiche betroffen sind. Dies gilt insbesondere 
für eine kleine vorhandene Waldfläche östlich der Trasse des verlängerten Nüssauer 
Weges und ein hier vorhandenes Biotop, für das eine Befreiung gemäß § 67 
BNatSchG von den Verboten des § 30 Absatz 2 BNatSchG  erforderlich ist. 
 
Die Gemeinde hat nach sorgfältiger Prüfung und Abwägung der betroffenen Belan-
ge im vorliegenden Fall gegen die naturschutzrechtlichen Belange zugunsten der 
Entwicklung eines Wohngebietes entschieden. Aus Sicht der Gemeinde sind in dem 
Zusammenhang folgende Punkte von Bedeutung: 
 

• der dringende Bedarf an kurzfristig realisierbaren Wohnbauflächen auch für 
den sozialen Wohnungsbau und die Unterbringung von Flüchtlingen, 

• die zentrale Lage des Plangebietes und die unmittelbare Nähe zu Infrastruk-
tureinrichtungen der Gemeinde, 

 
• die Optimierung der innerörtlichen Erschließung einschließlich der Reduzierung 

des Verkehrs auf dem Schulweg durch Rückbau als Einbahnstraße, 
 

• der hierdurch ermöglichte bessere Schutz der Lindenallee am Schulweg, 
 

• die Minimierung des Eingriffes in den Waldbestand durch Erhalt eines 14 m 
breiten Streifens, der den wertvollsten Baumbestand aufweist und jetzt als öf-
fentliche Grünfläche ausgewiesen wird, 

 
• die Aufgabe eines geschützten Biotops in eher schlechtem Erhaltungszustand 

mit einem lediglich eingeschränkten Entwicklungspotenzial aufgrund vorhan-
dener Umgebungseinflüsse. 

 
Die Gemeinde hält deshalb an dem geplanten Ausbau des Nüssauer Weges mit An-
schluss an die Pötrauer Straße und dem Baugebiet in unmittelbarer Nachbarschaft 
des Schulgeländes und der bestehenden KITA fest.  
 
Zur Erschließungssituation im Bereich des Schulweges 
 
Der Schulweg ist eine wichtige Durchgangs- und Erschließungsstraße, die das Orts-
zentrum mit den nordwestlichen Ortsteilen verbindet. Er ist als Allee beidseitig mit Lin-
den eingefasst und zeichnet sich durch einen sehr schmalen Straßenquerschnitt aus, 
der bereits den Begegnungsverkehr von PKWs kaum zulässt. Ein Ausbau des Schul-
weges wäre ohne einen erheblichen Eingriff in den alten Lindenbestand nicht mög-
lich. Die Gemeinde möchte aber den Alleecharakter des Schulweges unbedingt 

                                            
3 Standen  im Jahr 1998 jedem Einwohner noch durchschnittlich 39m² zur Verfügung, so ist die Pro-Kopf-
Wohnfläche mittlerweile auf 45m² angewachsen. Diese Zahlen hat das Bundesinstitut für Bevölkerungs-
forschung (BiB) auf Grundlage des Mikrozensus veröffentlicht. Als wichtigste Ursachen für diesen Anstieg 
gelten ein höherer Anspruch an die Wohnungsgröße sowie eine veränderte Haushaltsstruktur. Vor allem 
die Zunahme der Ein- und Zweipersonenhaushalte hat dazu geführt, dass die pro Kopf zur Verfügung 
stehende Wohnfläche größer geworden ist. 
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erhalten und den Baumbestand langfristig sichern. Hierzu soll eine Reduzierung der 
Verkehrsbelastung des Schulweges beitragen. Deshalb plant die Gemeinde, den 
Verkehr auf dem Schulweg ab der Zu- und Abfahrt zum Schulzentrum nur noch als 
Einbahnverkehr nach Westen zuzulassen. 
Für eine Reduzierung der Verkehrsströme spricht auch ein Tonnagegutachten4 aus 
dem Jahre 2014, dass eine eingeschränkte Belastungsfähigkeit des Schulweges 
nachweist. Um die mögliche Auswirkungen der vorliegenden Planung auch in ver-
kehrlicher Hinsicht besser beurteilen zu können, hat die Gemeinde im August 2015 
zusätzlich eine Verkehrsuntersuchung in Auftrag gegeben. Die vorgelegte Verkehrs-
studie vom 11.08.2015 kommt zu folgendem Ergebnis: 
 

• Grundsätzlich sind alle untersuchten Varianten zur Anbindung des geplanten 
Wohngebietes bzw. des gesamten Wohnbereiches geeignet sind. Aus ver-
kehrsplanerischer Sicht ist keine der Varianten auszuschließen.  

 
• Unter Berücksichtigung aller Vor- und Nachteile bietet sich die ohnehin schon 

in der Vergangenheit vorgesehene Anbindung des südlichen Nüssauer Weges 
an die Pötrauer Straße an.  

 
• Der Schulweg kann durch diese neue Anbindung vollständig als Einbahnstra-

ße ausgewiesen werden. Hierdurch würden die Fahrbahnränder und die Wur-
zelbereiche der Alleebäume nicht weiter zerstört. Außerdem würde sich die 
Verkehrssituation an der Einmündung des Schulweges in die Pötrauer Straße 
verbessern. 

 
• Bei der Anbindung des Nüssauer Weges an die Pötrauer Straße ist zu prüfen, 

wie ein ggf. sehr breiter Einmündungstrichter für Fußgänger und Radfahrer in 
der Pötrauer Straße querbar wird. Gegebenenfalls ist hier eine kleine Mittelinsel 
/ eines Tropfen in der Einmündung anzulegen. 

 
• Im Bereich des Schulweges sollte aufgrund der hohen Fußgänger und Radver-

kehrsströme eine Verbreiterung des für Radfahrer freigegebenen Gehweges 
geprüft werden.  

 
Gemäß § 47 f der Gemeindeordnung (GO) sind Kinder und Jugendliche an allen sie 
betreffenden Fragen kommunaler Planungen in angemessener Form zu beteiligen. 
Entgegen der formalisierten Struktur anderer Vorschriften der Einwohnerbeteiligung 
wird hierin auf formale Vorschriften bewusst verzichtet. So wird die Art und Weise der 
Beteiligung der Kinder und Jugendlichen nicht vorgeschrieben. 
In Büchen besteht ein Kinder- und Jugendbeirat, der auch über den vorliegende 
Bebauungsplan informiert wird und Gelegenheit erhält, seine Vorstellungen zur Pla-
nung einzubringen. 
 
 
3.1 Ziel und Zweck der Planung 
 

Ziel und Zweck der Planung lassen sich für den Bebauungsplan Nr. 50  wie folgt zu-
sammenfassen: 
 

                                            
4 Ingenieurbüro Möller GbR, Grevesmühlen, Mai 2014: "Tonnagegutachten in Ergänzung zur Erkundung 
des Straßenaufbaus im Nüssauer Weg und im Schulweg" 
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• Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Erschließung von 
Wohnbauflächen, insbesondere auch für junge Familien und zugunsten des 
sozialen Wohnungsbaus sowie zur Unterbringung von Flüchtlingen, 

 
• Ausbau des Nüssauer Weges mit Anbindung an die Pötrauer Straße zur Ent-

lastung des Schulweges und Verbesserung der innerörtlichen Erschließung. 
 
3.2  Städtebauliches Konzept 
 
Wie auch im Umweltbericht5 unter Kapitel 6 der Begründung dargestellt, wurden im 
Vorwege zahlreiche alternative Konzepte für eine Erschließung und Bebauung des 
Plangebietes ausgearbeitet und beraten. Der Bauausschuss hat sich letztlich für eine 
Lösung entschieden, die eine größtmögliche Zahl an Baugrundstücken ermöglicht, 
aber auch einen Teil der für das westlich angrenzende Gebiet prägenden Gehölz-
bestände berücksichtigt und erhält. Das diesem Bebauungsplan ursprünglich zugrun-
deliegende städtebauliche Konzept mit einem beispielhaft dargestellten Bebau-
ungsvorschlag kann der Abbildung 7 entnommen werden. 
 

 
Abbildung 7: überarbeitetes städtebauliche Konzept vom 14.06.2016 

(Planwerkstatt Nord, Güster) 

                                            
5 BBS Büro Greuner-Pönicke, 24111 Kiel  
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4. Inhalt des Bebauungsplanes 
 

4.1 Art der baulichen Nutzung 
 

Der Plangeltungsbereich wird als allgemeines Wohngebiet (WA) gemäß § 4 BauNVO 
festgesetzt. 
 
Die Gemeinde will neben der zeichnerischen Festsetzung auch durch textliche Rege-
lungen eine geordnete städtebauliche Entwicklung sicherstellen. 
 
Durch die textliche Festsetzung Nr. 1.1 werden deshalb zur Steuerung und Ver-
meidung städtebaulicher Fehlentwicklungen in den allgemeinen Wohngebieten ei-
nige Nutzungseinschränkungen gegenüber dem Nutzungskatalog des § 4 der BauN-
VO vorgenommen. So wird geregelt, dass in den allgemeinen Wohngebieten Gar-
tenbaubetriebe und Tankstellen nicht zulässig sind. Außerdem werden Läden sowie 
Schank- und Speisewirtschaften lediglich im Gebiet WA 5 zugelassen, weil sie in den 
anderen WA Gebieten auch aufgrund der Erschließungssituation nicht für verträglich 
gehalten werden. Darüber hinaus gelten die Regelungen des § 4 BauNVO. 
 
In der Gemeinde Büchen fehlen neben kurzfristig verfügbaren Flächen für den all-
gemeinen Wohnungsbau insbesondere auch Flächen für den sozialen Wohnungs-
bau und aktuell auch Wohnungen für Flüchtlinge. Die Gemeinde möchte deshalb in 
den Gebieten WA 1, WA 2 und WA 5 hierfür entsprechende Flächen vorhalten. Des-
halb wurde für diese Bereiche eine Festsetzung auf Grundlage von § 9 Abs.1 Nr. 7 
aufgenommen, die regelt, dass hier auf mindestens 50% der überbaubaren Fläche 
nur solche Gebäude errichtet werden dürfen, die mit Mitteln des sozialen Woh-
nungsbaus errichtet werden könnten. Dies bedeutet, dass auf 50% der Flächen nur 
solche Wohnungen gebaut werden können, die den Voraussetzungen zur sozialen 
Wohnraumförderung gerecht werden . 
So dürfen beispielsweise Wohnungen für 1 Person nicht größer als 45 m² und Woh-
nungen für 2 Personen nicht größer als 60 m² sein. 
 
Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. Die Festsetzungen dieses Bebauungsplanes zur Art der baulichen Nut-
zung weichen von den Darstellungen des Flächennutzungsplanes der Gemeinde 
Büchen ab. Aus diesem Grunde wird im Parallelverfahren auch der Flächen-
nutzungsplan geändert. Erst hiermit ist eine Entwicklung aus dem Flächennutzungs-
plan gewährleistet. 
 
 
4.2 Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Grundstücksflächen und Bauweise  

 
4.2.1 Maß der baulichen Nutzung 
 

Für die allgemeinen Wohngebiete wird eine Grundflächenzahl (GRZ) zwischen 0,3 
und 0,4 festgeschrieben.  
 
 Während in dem Gebiet WA 4, das von der Einbahnstraße erschlossen wird, nur ein-
geschossige Gebäude zugelassen werden, können in den anderen Gebieten auch 
Gebäude mit zwei Vollgeschossen gebaut werden. Für die Gebiete WA 2 und WA 5 
am verlängerten Nüssauer Weg wird eine zwingende Zweigeschossigkeit vorge-
schrieben. Hiermit sollen auch zugunsten des sozialen Wohnungsbaus zusätzliche 
Wohnungen geschaffen werden. Die Gemeinde geht davon aus, dass insbesondere 
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das Gebiet WA 4 mit Ein- bis Zweifamilienhäusern bebaut wird, hat aber diesbezüg-
lich keine strikten Vorgaben gemacht. 
 
Als Gebäudehöhen werden für die eingeschossigen Häuser 9 m und für die zwei-
geschossige Bebauung 10 m festgeschrieben. Für das Grundstück WA 1 wird trotz der 
Zweigeschossigkeit unter Berücksichtigung des nördlich angrenzenden Bestandes nur 
eine Gebäudehöhe von 9 m zugelassen. Dies bedeutet, dass bei Ausnutzung der 
Zweigeschossigkeit geneigte Dächer nur mit einer geringen Dachneigung hergestellt 
werden können. Grundsätzlich sind hier aber auch Flachdächer zulässig. 
 
4.2.2 Überbaubare Grundstücksflächen 
 
Die überbaubaren Flächen wurden insbesondere für das Gebiet WA 4 großzügig ge-
fasst. So wäre grundsätzlich auch eine Grundstücksteilung abweichend von dem 
beispielhaft in der Planzeichnung gestrichelt dargestellten Parzellierungsvorschlag 
möglich.   
 
4.2.3 Bauweise 

 
In den Gebieten WA 1, WA 2 und WA 3 gilt die offene Bauweise, in der Gebäudelän-
gen bis zu 50 m zulässig sind. Für Bauvorhaben im Gebiet WA 4 , für die eine abwei-
chende Bauweise festgesetzt ist, wird die zulässige Gebäudelänge auf maximal 16 m 
beschränkt, um hier auch unter Berücksichtigung der zurückhaltenden Erschließung 
zu große Baukörper auszuschließen. 
 
 
4.3 Erschließung 
 

4.3.1 Verkehrliche Erschließung 
 

 
Abbildung 8: Vorhandene Erschließungssituation mit lediglich einem Teilausbau des Nüssauer 
Weges 
 
Wie bereits dargestellt, wurden im Zuge der vorliegenden Planung zahlreiche Er-
schließungsvarianten untersucht. Kapitel 3 dieser Begründung geht auf die Erschlie-
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ßungssituation zwischen dem Schulweg und der Pötrauer Straße ein. Die Abbildung 7 
verdeutlich die derzeitig vorhandene Situation mit dem lediglich teilweise ausgebau-
ten Nüssauer Weg. Zur besseren Erschließung für den gesamten Bereich und zur Ent-
lastung der Schulstraße ist eine Verlängerung des Nüssauer Weges mit Anschluss an 
die Pötrauer Straße nach Ansicht der Gemeinde unbedingt erforderlich. Hierfür 
spricht auch die Tatsache, dass die Entwässerungsleitungen in der Trasse bereits vor 
vielen Jahren verlegt wurden und die Ver- und Entsorgung des Ortsteiles Nüssau ge-
währleisten. 
 
Wie dem städebaulichen Konzept (Abbildung 7) und der Planzeichnung zu ent-
nehmen ist, soll das neue Wohngebiet bis auf einige Grundstücke, die unmittelbar 
am Nüssauer Weg liegen, durch einen verkehrsberuhigt ausgebauten Wohnweg mit 
Einbahnverkehr erschlossen werden. Die Wohnstraße wurde bewusst von der gehölz-
bestandenen Fläche abgerückt, um den zu erhaltenden Baumbestand möglichst 
wenig zu beeinträchtigen.  
 
Zur Unterbringung des ruhenden Verkehrs, der vorrangig auf den Grundstücken er-
folgt, ist an der Westseite des Wohnweges ein Parkstreifen zugunsten von ca. 8-10 
Parkplätzen vorgesehen. Die Kita, deren Grundstück unmittelbar an das Plangebiet 
angrenzt, kann über eine vorgesehene Fußwegverbindung auf kurzem Wege er-
reicht werden. Sowohl der Fußweg, wie auch der Parkstreifen sollen nicht vollflächig 
versieget, sondern in wassergebundener Weise hergestellt werden. 
 
Bei der Pötrauer Straße handelt es sich um eine Landesstraße (L 205), so dass der An-
schluss des Nüssauer Weges und auch Baumaßnahmen im Nahbereich der L 205 mit 
dem Landesbetrieb für Straßenbau LBV-SH in Lübeck abgestimmt werden müssen, 
zumal der hier angrenzende Bereich außerhalb der OD-Grenze liegt. Die OD-Grenze 
ist nachrichtlich in der Planzeichnung eingetragen. 
 Gemäß einer ersten Abstimmung mit dem LBV-SH im Rahmen des Beteiligungsver-
fahrens gemäß § 4 Abs. 1  und § 4 Abs. 2 BauGB wurde die Lage zugunsten von zwei 
Grundstückszufahrten an der Pötrauer Straße in der Planzeichnung festgesetzt. Da 
die konkrete Bebauung für das Gebiet WA 5 noch nicht feststeht, ermöglicht die 
textliche Festsetzung Nr. 5 ausnahmsweise eine Abweichung von der in der Plan-
zeichnung festgesetzten östlichen Grundstückszufahrt an der Pötrauer Straße. Hierfür 
ist jedoch auch des Einvernehmen des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr 
erforderlich. 
 
Aus ortsgestalterischen Gründen und auch als Beitrag zur Verkehrssicherheit wird 
durch die textliche Festsetzung Nr. 4 bestimmt, dass Nebenanlagen, überdachte 
Stellplätze (Carports) und Garagen einen Mindestabstand von 5 m zu den festge-
setzten Straßenbegrenzungslinien einhalten müssen. Dies gilt nicht für offene Stell-
plätze. 
 
4.3.2 Ver- und Entsorgung 
 

Die Ver- und Entsorgung des neuen Wohngebietes kann durch die Verlegung ent-
sprechender Leitungen in dem Wohnweg mit Anschluss an den Nüssauer Weg ge-
währleistet werden. Das Gebiet WA 4 kann direkt von der Pötrauer Straße erschlossen 
werden. 
 
Das Niederschlagswasser ist vorrangig nach Maßgabe der textlichen Festsetzung Nr. 
6.2 auf den Grundstücken zu versickern. Die Gemeinde hat hierzu eine Bodenunter-
suchung durchführen lassen, bei der eine gute Versickerungsfähigkeit des Bodens 
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festgestellt worden ist. Allerdings liegen vor allem im östlichen Plangebiet die Grund-
wasserstände (mit Schwankungsbereich ca. 0,5 m u.GOK) ziemlich hoch, so dass hier 
selbst eine Muldenversickerung voraussichtlich nicht unproblematisch ist. Die Was-
serbehörde des Kreises empfiehlt deshalb für den östlichen Bereich eine zentrale Lö-
sung vorzusehen. Die Kapazität der vorhandenen Kanalisation wird in dem Zusam-
menhang geprüft. 
Im westlichen Bereich ist gemäß Bodengutachten eine Versickerung möglich. 
Allerdings wird auch hier die Wahl der Versickerungsanlage von einer grundstücks-
bezogenen Bodenuntersuchung (mit Grundwasserstandmessung) abhängig ge-
macht. 
 
Nur wenn eine dezentrale Rückhaltung aufgrund eines unverhältnismäßig hohen 
technischen und wirtschaftlichen Aufwands oder aufgrund der Bodenverhältnisse im 
Einzelfall nicht möglich ist, ist auf Antrag eine Einleitung der überschüssigen Wässer in 
die gemeindliche Regenwasserableitung möglich. Eine Brauchwassernutzung der 
Dachflächenwässer ist zulässig. 
Löschwasserversorgung: 
Der Fachdienst Brandschutz beim Kreis Herzogtum Lauenburg weist darauf hin, dass  
laut Erlass des Innenministeriums vom 30. August 2010 - IV 334-166.701.400 - für das 
Gebiet eine Löschwassermenge von 48 cbm/h für eine Löschdauer von 2 Stunden 
bereitzuhalten ist. 
 
4.4 Örtliche Bauvorschriften 
 

§ 84 LBO ermächtigt die Gemeinde zum Erlass örtlicher Bauvorschriften, um bestimm-
te baugestalterische Absichten zu verwirklichen. Diese können auf der Grundlage 
von § 9 Abs. 4 BauGB auch Bestandteil eines Bebauungsplanes werden. 
Hiermit können besondere Anforderungen an die Gestaltung baulicher Anlagen ge-
stellt werden. Das betrifft z.B. die Auswahl der Baustoffe und der Farben der von au-
ßen sichtbaren Bauteile sowie die Neigung der Dächer. 
Die Gemeinde hat sich bei der vorliegenden Planung dafür ausgesprochen, nur we-
nig gestalterische Vorgaben zu machen und beschränkt diese auf die Art der Beda-
chung und die Gestaltung von Dachgauben. So sind innerhalb der geplanten 
Wohngebiete grundsätzlich auch Gebäude mit Flachdächern möglich. 
 
4.5 Grünordnerische Festsetzungen 
 
Zugunsten einer Reduzierung des Eingriffes in den prägenden Gehölzbestand und zur 
Sicherung einer Durchgrünung des Plangebietes enthält dieser Bebauungsplan auch 
zahlreiche grünordnerische Festsetzungen in Planzeichnung und Text.  
 
So wird durch  die textliche Festsetzung Nr. 5.1 geregelt, dass in den Gebieten WA 3, 
WA 4 und WA 5 pro 400 m² Grundstücksfläche mindestens ein heimischer Laubbaum 
oder Obstbaum anzupflanzen ist. Diese Anpflanzungen können für ein attraktiveres 
Ortsbild sorgen und sind gleichzeitig ein Beitrag für Natur, Landschaft und Klima-
schutz. Einen Beitrag hierzu soll auch der vorgesehene Pflanzstreifen an der östlichen 
Grenze des Plangebietes leisten. Siehe hierzu die textliche Festsetzung Nr. 5.2. Auch 
zusammenhängende Stellplatzflächen sind mit einem Laubbaum pro 6 Stellplätze zu 
begrünen (textliche Festsetzung Nr. 5.3). 
 
Durch die textliche Festsetzung Nr. 5.5 soll sichergestellt werden, dass auf einer Breite 
von 14 m entlang des geplanten Wohnweges alle Bäume mit einem Stammdurch-
messer >/= 25 cm auf Dauer zu erhalten sind. In der Planzeichnung ist diese Fläche 
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als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung "Gehölzschutz" mit einem Erhal-
tungsgebot gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB festgesetzt. Die Gemeinde, wie auch 
die untere Naturschutzbehörde, gehen davon aus, dass der Schutz der Gehölze auf 
einer gemeindeeigenen Fläche besser gewährleistet werden kann. 
Grundstückszufahrten, Aufschüttungen, Abgrabungen sowie bauliche Anlagen sind 
innerhalb dieser Fläche nicht zulässig. Neben der öffentlichen Grünfläche ist westlich 
des Gebietes WA 5 eine kleinere private Grünfläche ebenfalls mit einem Erhaltungs-
gebot festgesetzt, die dazu beitragen soll, zumindest einen Teilbereich der hier vor-
handenen Grünstrukturen zu sichern. 
 
An der nordöstlichen Grenze des Plangeltungsbereiches verläuft auf dem Grund-
stück der KiTa ein Knick. Zum Schutz des Knickes ist am Knickfuß ein mindestens 2 m 
breiter Knickschutzstreifen anzulegen. Aufschüttungen und Abgrabungen sowie bau-
liche Anlagen jeglicher Art sind im Bereich dieses Knickschutzstreifens unzulässig. 
(Textliche Festsetzung Nr. 6.1) Dies gilt auch für die in der Planzeichnung festgesetz-
ten Bereiche nördlich des Gebietes WA 1 und zugunsten des Knicks an der Pötrauer 
Straße. 
 
Zugunsten des Insektenschutzes sind innerhalb des Plangebietes aufgrund der textli-
chen Festsetzung Nr. 6.3 nur Insektenfreundliche Leuchtmittel zu verwenden. Nach 
Maßgabe der textlichen Festsetzung Nr. 6.4 sind als vorgezogene Ausgleichsmaßna-
he für Fledermäuse sind im Plangeltungsbereich 10 Fledermausflachkästen sowie 
zwei Fledermaushöhlen vorzusehen. 
 
 
5. Auswirkungen der Planung 
 

5.1 Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes, der Land-
schaftspflege und des Artenschutzes 

 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind grundsätzlich gemäß §1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege zu berücksichtigen. Hierdurch sollen unzumutbare Auswirkungen 
der Planung auf Menschen, Natur und Landschaft ausgeschlossen werden. 
Sind aufgrund der Aufstellung von Bauleitplänen Eingriffe in Natur und Landschaft6 zu 
erwarten, ist über die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Be-
bauungsplan nach Maßgabe von § 18 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
zu entscheiden.  
 
Deshalb ist im Rahmen der Aufstellung dieses Bebauungsplanes und der parallelen 
Änderung des Flächennutzungsplans gemäß § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) für 
die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die vor-
aussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden. Hierfür wurde das 
Büro BBS - Greuner-Pönicke aus Kiel beauftragt.  
 
Die Inhalte des Umweltberichts richten sich nach der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a 
BauGB. Gegenstand der Prüfung sind die möglichen Auswirkungen auf die Umwelt-
belange gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB, insbesondere auf die Schutzgüter Tiere, 
Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen. Wei-

                                            
6  Gemäß § 18 Abs. 1 BNatSchG sind Eingriffe in Natur und Landschaft Veränderungen der Gestalt oder 
Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung 
stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des 
Landschaftsbildes erheblich beeinträchtigen können. 
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terhin betrachtet der Umweltbericht Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft 
und die biologische Vielfalt, umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen so-
wie seine Gesundheit, die Bevölkerung insgesamt, auf Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter. 
 
5. 2 Waldumwandlung 
 
Wie bereits im Kapitel 2.1 beschrieben und auch dem Luftbild in Abbildung 3 zu ent-
nehmen ist, ist der Bereich beidseitig der Trasse des Nüssauer Weges im Plangebiet 
als Wald einzustufen. Für die Entwicklung dieser Flächen zu einem Wohngebiet ist 
deshalb eine sog. Waldumwandlung für Teilbereiche erforderlich. In Vorabstimmung 
mit der unteren Forstbehörde wurde abweichend von § 24 Abs. 1 Landeswaldgesetz 
einem Mindestabstand von 20 m zu den festgesetzten überbaubaren Grundstücks-
flächen zugestimmt. Deshalb kann entgegen dem Vorentwurf westlich des Nüssauer 
Weges auf die Einbeziehung eines 10 m breiten Streifens in den Plangeltungsbereich 
verzichtet werden. 
 
Im Zusammenhang mit der Waldumwandlung muss der Grundstückseigentümer ei-
nen Antrag auf Waldumwandlung einreichen, über den die untere Forstbehörde in 
Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde entscheidet.  
Die Planzeichnung dieses Bebauungsplanes berücksichtigt bereits die neue Wald-
grenze mit einem Abstand von 20 m zu der festgesetzten überbaubaren Fläche. 
 
Im Rahmen der Beteiligungen gemäß § 4 Abs. 1 und § 4 Abs. 2 BauGB wurden die 
Behörden sowie die sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche 
durch die Planung berührt werden, sowie die anerkannten Naturschutzvereine über 
die Planung unterrichtet und zur Stellungnahme aufgefordert. Der Inhalt dieser Stel-
lungnahmen wurde geprüft und teilweise in dem jetzt vorliegenden erneut überar-
beiteten Entwurf berücksichtigt. So wurde auf Anregung der unteren Naturschutzbe-
hörde der Knickschutzstreifen im Osten zur KITA um einen Meter verbreitert. Außer-
dem wurde der Umweltbericht in wesentlichen Bereichen überarbeitet und ergänzt. 
 
5.3 Bilanzierung und Ausgleich 
 
Eine genaue Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich sowie die Lage der Ausgleichs-
flächen kann dem Umweltbericht unter Kapitel 5.3 entnommen werden. Demnach 
sind folgende Flächen für Ausgleichsmaßnahmen erforderlich: 
 

• für die Flächenversiegelung   ca. 7.940 m² 
• für entfallende Waldflächen  ca. 9.870 m² 
• für den entfallenden Trockenrasen  ca. 1.460 m² 

 
5.4 Immissionsschutz  
 
Das Plangebiet ist teilweise durch den Straßenverkehrslärm der Pötrauer Straße (L 
205) und insbesondere auch durch den Bahnverkehr erheblich vorbelastet. 
 
Um die Auswirkungen der Planung und den Umfang der vorhanden und der durch 
die Anbindung des Nüssauer Weges an die Pötrauer Straße zu erwartenden Lärmbe-
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lastung beurteilen zu können, hat die Gemeinde Büchen eine schalltechnische Un-
tersuchung7 in Auftrag gegeben. 
 
Das Ergebnis der Untersuchung lässt sich wie folgt zusammenfassen: 
 
Die Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) 
nachts sowie die Immissionsgrenzwerte für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) 
tags und 49 dB(A) nachts innerhalb des Plangeltungsbereiches überwiegend über-
schritten werden. 
Die Anhaltswerte für Gesundheitsgefährdung von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts 
werden im Bereich der geplanten Bebauung allerdings nicht erreicht. 
 
Zur Vermeidung unzumutbarer Lärmbelastungen wurden deshalb für den Geltungs-
bereich des B-Planes die Lärmpegelbereiche dargestellt und passive Schallschutz-
maßnahmen festgesetzt. Siehe hierzu die textliche Festsetzungen 7.1 bis 7.5. 
 
Auch für die bereits bebauten Bereiche am Nüssauer Weg außerhalb des Plangel-
tungsbereiches kommt es zwangsläufig zu einer deutlichen Zunahme der Verkehrs-
belastung, da der Nüssauer Weg zu einer Durchgangsstraße wird. Nach dem Ergeb-
nis der lärmtechnischen Untersuchung werden hier allerdings die zulässigen Immissi-
onsgrenzwerte der 16. BImschV von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts nicht über-
schritten, so dass hier kein Handlungsbedarf besteht. 
 
 
Im Detail führt das Gutachten unter Kapitel 68 auf den Seiten 17 -20 folgendes aus: 
 
Als Untersuchungsfälle wurden der Prognose-Nullfall ohne Umsetzung der geplanten 
Maßnahmen und der Prognose-Planfall berücksichtigt. Beide Untersuchungsfälle be-
ziehen sich auf den Prognose-Horizont 2025/30. 
 
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung wurden die Belastungen durch Ver-
kehrslärm berechnet. Dabei wurde der Straßenverkehrslärm aus den maßgeblichen 
Straßenabschnitten sowie die Schienenstrecke Hamburg - Berlin und die Bahnstrecke 
Buchen -Lübeck berücksichtigt. Die Straßenbelastung der L 200 und der L 205 wurde 
der Verkehrsmengenkarte Schleswig-Holstein aus dem Jahr 2005 der Bundesanstalt 
für Straßenwesen entnommen bzw. für die Straße „Zwischen den Brücken" daraus 
ermittelt. Für den Nüssauer Weg (Südende, Sackgasse) wurde die .Belastung anhand 
der vorhandenen Wohneinheiten und Ansätzen aktueller Fachliteratur9 abgeschätzt. 
Die derzeitigen Verkehrsbelastungen vom Schulweg wurden einer aktuellen Ver-
kehrstechnischen Studie10  entnommen und auf den Prognosehorizont hochgerech-
net. 
 
Laut dieser Untersuchung erhöht sich das Verkehrsaufkommen auf den entspre-
chenden Straßen durch die Schaffung von Wohnflächen innerhalb des Bebauungs-
gebietes um 70 Kfz-Zu- und 70 Kfz-Abfahrten. Durch die Umwandlung der Schulwe-

                                            
7 LAIRM Consult GmbH, Bargteheide, 04.11.2015 "Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan 
Nr. 50" 
8 Der kursiv gesetzte Text wurde den Empfehlungen des Gutachtens für die Begründung entnommen. 
Vom Verfasser dieser Begründung geänderte Formulierungen sind unterstrichen. 
9 Integration von Verkehrsplanung und räumlicher Planung, Grundsätze und Umsetzung, Abschätzung 
der Verkehrserzeugung, Heft 42 der Schriftreihe der Hessischen Straßen- und Verkehrsverwaltung, Wies-
baden, 2000 
10 Verkehrstechnische Studie von Zacharias Verkehrsplanungen, Hannover, 11.08.2015 
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ges in eine Einbahnstraße und den im B-Plan vorgesehenen Neubau eines Straßen-
stückes, welches den Nüssauer Weg in Richtung Süden verlängert und eine Anbin-
dung an die Pötrauer Straße schafft, kommt es zu einer Verkehrsverlagerung. Eine 
detaillierte Verkehrsuntersuchung für diese Änderung des vorhandenen Straßennet-
zes liegt derzeit nicht vor. Daher wird zur sicheren Seite für den Prognose-Planfall da-
von ausgegangen, dass die Hälfte im Prognose-Nullfall auf dem Schulweg verlau-
fende Verkehr über den erweiterten Nüssauer Weg (Südende) und den Abschnitt 
der Pötrauer Straße zwischen Schulweg und Nüssauer Weg verläuft. Hinzu kommt auf 
diesen Straßen noch eine zusätzliche Belastung, die sich aus Fahrten mit Bezug zu 
den Schulen ergeben, die den Schulweg nicht mehr auf direkten Weg verlassen 
können. Diese werden in der Verkehrstechnischen Studie mit 500 Kfz/ Werktag ange-
geben und wurden für den Prognose-Planfall hochgerechnet (Hochrechnungsfaktor: 
1,075).Die Angaben für die DB-Strecke Hamburg - Berlin und die Bahnstrecke Buchen 
-Lübeck wurden bei der DB AG erfragt (Prognosehorizont 2025). 
 
Die Berechnung der Schallausbreitung erfolgte gemäß 16. BlmSchV (2014) auf 
Grundlage der Rechenregeln der RLS-90 und der SCHALL 03 (2014) für den Schie-
nenverkehrslärm. 
 
Aufgrund neuer Erkenntnisse im Rahmen eines Austausches mit dem Innenministeri-
um Schleswig-Holstein bezüglich der Beurteilung der Schutzbedürftigkeit von Außen-
wohnbereichen, wird die Ausdehnung des Lärmschutzbereichs, innerhalb derer bau-
liche Anlagen aufgrund der Überschreitung des Tages-Orientierungswertes geschlos-
sen auszuführen sind, etwas weiter gefasst. Danach sollte angestrebt werden Über-
schreitung des jeweiligen Orientierungswertes bei Außenwohnbereichen auf maxi-
mal 3 dB(A) zu begrenzen. Im Einzelfall kann jedoch geprüft und abgewogen wer-
den, ob diese Forderung angemessen ist, insbesondere wenn für die betroffenen 
Wohnungen noch andere Außenwohnbereiche auf lärmabgewandten Seiten vor-
handen bzw. möglich sind. 
 
Innerhalb des Plangeltungsbereiches werden die Orientierungswerte für allgemeine 
Wohngebiete von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts sowie die Immissionsgrenzwerte 
für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags und 49 dB(A} nachts überwiegend 
überschritten. 
Die Anhaltswerte für Gesundheitsgefährdung von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts 
werden im Bereich der geplanten Bebauung nicht erreicht. 
 
Für die ebenerdigen Außenwohnbereiche zeigt sich, dass ohne Berücksichtigung von 
aktivem Lärmschutz im straßennahen Bereich Beurteilungspegel von bis zu 64 dB{A) 
am Nüssauer Weg und 67 dB(A) an der  Pötrauer Straße zu erwarten sind. Der Orien-
tierungswert für allgemeine Wohngebiete gemäß Beiblatt 1 zur DIN 18005, Teil 1 von 
55 dB(A) tags wird nur auf einem bis zu 30 m breiten und ca. 100 m langen Streifen 
entlang der Ostgrenze des Planungsgebietes mit einem 25 m Abstand zur Nordgren-
ze eingehalten. Überschreitungen des Orientierungswertes um mehr als 3 dB(A) sind 
in einem Abstand von ca. 15 m zur Straßenmitte Nüssauer Weg und im südlichen Be-
reich bis zu 23 m von der Straßenmitte Pötrauer Straße zu erwarten. 
 
Unter Berücksichtigung eines Lärmschutzwalles entlang der Westseite des geplanten 
Wohngebiets, zwischen Bebauungsgrenze und Nüssauer Weg, mit einer Höhe von 2,0 
m und einer Kronenbreite von 0,5 m ließe sich im Hinblick auf die Schutzbedürftigkeit-
für ebenerdige Außenwohnbereiche (Terrassen, Loggien) festhalten, dass der Orien-
tierungswert für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) tags im Plangebiet und somit 
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in den Bereichen der geplanten Bebauung überwiegend, insbesondere aber für die 
Baugrenzen für die allgemeinen Wohngebiete 1 bis 3 (WA1 bis WA3), um weniger als 
3 dB(A) überschritten wird, so dass der Mindestanforderung von maximal 58 dB(A) 
tags entsprochen würde. Da jedoch vom Nüssauer Weg neben der Enmündungen 
der Wohnstraße auch Grundstückszufahrten vorgesehen sind, wäre die Schutzwir-
kung eines entsprechenden Walls hier deutlich eingeschränkt, so dass auf den Wall 
verzichtet wird. 
 
Im Bereich des Nüssauer Weges wäre der Orientierungswert noch in einem Abstand 
von 9 m in den durch den Wall vollständig geschützten Bereichen und in 13 m an 
den ungeschützten Bereichen um mehr als 3 dB(A) überschritten. 
 
An der Pötrauer Straße reichen die Überschreitungen gemessen von der Mitte der 
Straße bis 29 m in das Planungsgebiet hinein. Auf diesen Bereich hat der Lärm-
schutzwall keine Auswirkungen. Wirkungsvoller aktiver Lärmschutz ist entlang der 
Pötrauer Straße aufgrund der Grundstückszufahrten nicht möglich. 
Auf allen Grundstücken gibt es jedoch Bereiche, wo der Orientierungswert um weni-
ger als 3 dB(A) überschritten wird. Diese Bereiche können als ebenerdige Außen-
wohnbereiche genutzt werden. Für die Grundstücke entlang der Pötrauer Straße soll-
ten die ebenerdigen Außenwohnbereiche auf der straßenabgewandten Gebäude-
seite angeordnet werden. 
Die Ausführung von nicht beheizten Wintergärten / Loggien ist überall zulässig. 
 
Zudem kann im Rahmen einer Einzelfallprüfung für ein konkretes Bauvorhaben ge-
prüft werden, ob mit Abschirmungen an den der Straßen zugewandten Seiten Terras-
sen die Anforderungen an hinreichenden Schallschutz ggf. erfüllt werden. Daher wird 
empfohlen, den Einzelnachweis in die Festsetzungen aufzunehmen. 
Die weiteren Aussagen beziehen sich auf Berechnungen ohne aktiven Lärmschutz.  
 
Für das Erdgeschoss zeigt sich, dass bis auf einen Streifen mit einer Länge von 44 m 
und einer durchschnittlichen Breite von ca. 8 m an der Ostgrenze im gesamten Plan-
gebiet der Orientierungswert für allgemeine Wohngebiete von 55 dB(A) überschrit-
ten wird. Der Immissionsgrenzwert für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags 
wird ab einem Abstand von bis zu 11 m von der Straßenmitte Nüssauer Weg und im 
Süden ab einem Abstand von bis zu 26 m zur Straßenmitte der Pötrauer Straße und 
von bis zu 30 m zur Mitte der Kreuzung Nüssauer Weg - Pötrauer Straße eingehalten. 
Im Nachtabschnitt werden sowohl der Orientierungswert für allgemeine Wohngebie-
te von 45 dB(A) nachts als auch der Immissionsgrenzwert von 49 dB(A) im gesamten 
Plangeltungsbereich überschritten. 
 
Im maßgebenden 2. Obergeschoss wird der Orientierungswert für allgemeine Wohn-
gebiete von 55 dB(A) tags (Aufpunkthöhe 8,4 m) im gesamten Plangebiet überschrit-
ten. Der Immissionsgrenzwert für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags wird ab 
einem Abstand von 16 m von Nüssauer Weg, einem Abstand von 39 m von der 
Pötrauer Straße und einem Abstand von der Kreuzung Nüssauer Weg - Pötrauer Stra-
ße von 46 m im Plangebiet eingehalten. Auch hier werden im Nachtabschnitt sowohl 
der entsprechende Orientierungswert für allgemeine Wohngebiete als auch der Im-
missionsgrenzwert im gesamten Plangeltungsbereich überschritten. 
 
Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse in den Erd- sowie den Obergeschossen kön-
nen aufgrund der Bauweise durch Grundrissgestaltung (Verlegung der schützenswer-
ten Nutzungen auf die lärmabgewandte Seite), Abrücken der Baugrenze oder passi-
ven Schallschutz geschaffen werden. 
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Der Schutz vor Verkehrslärm wird durch passiven Schallschutz sichergestellt. Hierzu 
werden Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109 festgesetzt. 
Für den Plangeltungsbereich wird davon abweichend der maßgebliche Außenlärm-
pegel nach folgendem Ansatz gebildet: 
 
Maßgeblicher Außenlärmpegel = Beurteilungspegel tags + 3 dB(A) + 5 dB(A). 
 
Die Summierung von weiteren 5 dB(A) berücksichtigt dabei, dass die Lärmbelastung 
in der Nacht bedingt durch den Schienenverkehr etwa so hoch wie am Tag ausfällt. 
Zum Schutz der Nachtruhe sind für Schlaf- und Kinderzimmer schallgedämmte Lüf-
tungen vorzusehen, falls der notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf andere, 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik geeigneten Weise sicherge-
stellt werden kann. 
 
Außerhalb des Plangeltungsbereiches sind für den Verkehrslärm an den maßgeben-
den Immissionsorten im Prognose-Planfall gegenüber dem Prognose-Nullfall Zunah-
men von bis zu 15 dB(A) tags und 8,8 dB(A) nachts zu erwarten. Die Veränderungen 
sind maßgeblich durch den Neubau der Verlängerung des Nüssauer Wegs und der 
damit verbundenen Verkehrsverlagerung durch die Umwandlung des Schulwegs in 
eine Einbahnstraße bedingt. 
Im Bereich der Pötrauer Straße und am Nüssauer Weg werden die jeweiligen Immissi-
onsgrenzwerte tags zum größten Teil und nachts an allen Immissionsorten überschrit-
ten. Jedoch liegen die Zunahmen vom Prognose-Nullfall zum Prognose-Planfall bei 
bis zu 2,4 dB(A) tags und 2,3 dB(A) nachts und somit unterhalb der Erheblichkeits-
schwelle von 3 dB(A). Diese Veränderungen sind somit nicht beurteilungsrelevant. 
 
Es wurde an diesen Immissionsorten ergänzend geprüft, ob durch die Gesamtver-
kehrslärmsituation (Straßen- und Schienenlärm} die Anhaltswerte für Gesundheitsge-
fährdung von 70dB(A}tags und 60 dB(A) nachts überschritten werden, Es zeigt sich, 
dass tags keine Beurteilungspegel von 70 dB(A) und mehr erreicht werden. Nachts 
werden Beurteilungspegel von 60 dB(A) erstmalig oder weitergehend überschritten. 
Da die Pegelzunahmen vom Prognose-Nullfall zum Prognose-Planfall jedoch unter-
halb der Wahrnehmbarkeitsschwelle von 1 dB(A) liegen, sind die Zunahmen nicht 
weiter beurteilungsrelevant. 
 
An den Immissionsorten am Nüssauer Weg (IO o9 bis IO 16)11 werden die Immissions-
grenzwerte für allgemeine Wohngebiete von 59 dB(A) tags und 49 dB(A) nachts im 
Prognose-Planfall in vielen Fällen überschritten. Die Zunahmen vom Prognose-Nullfall 
zum Prognose-Planfall liegen mit mindestens 5,2 dB(A) tags und nachts deutlich 
überall oberhalb der Erheblichkeitsschwelle von 3 dB(A). Die Anhaltswerte für Ge-
sundheitsgefährdung von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts werden vom Gesamt-
verkehrslärm (Straßen und Schienenlärm) nicht erreicht oder überschritten. 
 
Für den Neubau der Fortführung des Nüssauer Wegs ist voraussichtlich im Rahmen 
der Ausführungsplanung ergänzend eine Untersuchung nach der 16. BImSchV erfor-
derlich. Den vorliegenden Ergebnissen entsprechend ist jedoch davon aus zu gehen, 
dass sich hieraus für die vorhandene Bebauung keine Ansprüche auf Lärmschutz er-
geben. 
 
 

                                            
11 Siehe hierzu Anlage A1.1 in der schalltechnischen Untersuchung 
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6. Umweltbericht 
 

 Siehe Anlage 3 

 
Der Umweltbericht wird im weiteren Verfahren in die Begründung integriert. 

 
 
 
 
7. Flächenbilanz12  
 

Größe des Plangeltungsbereiches ca. 17.660 m² 

 Allgemeine Wohngebiete ca. 12.560 m² 

 Straßenverkehrsfläche  ca.   2.810 m² 

 Maßnahmenflächen (Knickschutzstreifen) ca.      210 m² 

 Grünflächen - öffentlich ca.   1.775 m² 

 Grünfläche - privat ca.      305 m² 

 
 
8. Beschluss über die Begründung 
 
Die Begründung wurde von der Gemeindevertretung Büchen in der Sitzung am 
.............................. gebilligt. 
 
 
Büchen, den ....................... 
 
 
 
Uwe Möller                                                          
(Bürgermeister)   
 
 
Die Begründung wurde ausgearbeitet von der   
 
Planwerkstatt Nord - Büro für Stadtplanung & Planungsrecht  
Dipl.-Ing. Hermann S. Feenders - Stadtplaner 
Am Moorweg 13, 21514 Güster, Tel. 04158-890 277 Fax 890 276 
E-Mail: info@planwerkstatt-nord.de, www.planwerkstatt-nord.de 
 
In Abstimmung mit dem Büro: 
BBS Büro Greuner-Pönicke 
Russeer Weg 54, 24111 Kiel 
www.BBS-Umwelt.de 
Tel.: 0431-698845 Fax: 698533 
 
Stand 05.09.2016 
 

                                            
12 Abweichungen der ermittelten Flächenwerte bis zu max. 2 % sind möglich. 
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PLANWERKSTATT  NORD ,   DPL. -ING. HERMANN. S . FEENDERS
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TEL.  04158/890277, FAX: 890 276,  email:  info@planwerkstatt-nord.de

GEMEINDE   BÜCHEN          BAUUNGSPLAN  NR. 50
für das Gebiet: "Nördlich Pötrauer Straße und östlich Nüssauer Weg"
Entwurf  - Vorlage für den Satzungsbeschluss

  Stand: 05.09.2016

Es gilt die Baunutzungsverordnung  (BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I, S. 132), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 22.4.1993  (BGBl. I, S. 466), in
Verbindung mit der Verordnung über die Ausarbeitung der
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung  - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl.
I 1991, S 58), geändert durch Art. 2 G zur Förderung des
Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden
vom 22.7.2011 (BGBl. I S. 1509).

PLANZEICHNUNG    TEIL  A
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GEMEINDE BÜCHEN  AUFSTELLUNG DES  BEBAUUNGSPLANES NR. 50     TEXT – TEIL B 
 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB i. V. mit §§ 1, 4 und 6 BauNVO) 

1.1 In den festgesetzten allgemeinen Wohngebiete sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzulässig. Ansons-
ten gelten die Regelungen des § 4 BauNVO. In den festgesetzten Gebieten WA 1, Wa 2, WA 3 und WA 4 sind 
außerdem Läden, Schank- und Speisewirtschaften unzulässig. Ansonsten gelten die Regelungen des § 4 
BauNVO 

1.2 Innerhalb der Gebiete WA 1, WA 2  und  WA 5 sind auf mindestens 50% der überbaubaren Flächen Wohnge-
 bäude von ihrer Ausstattung so zu errichten, dass eine Förderung mit Mitteln des sozialen Wohnungsbaus 
 möglich wäre, bzw. nach Maßgabe des sozialen Wohnungsbaus errichtet werden könnten. 
 
2. Flächen für Stellplätze mit Garagen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 
2.1 Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO, überdachte Stellplätze (Carports) und Garagen müssen zur Straßenbe-

grenzungslinie einen Mindestabstand von 5 m einhalten. Dies gilt nicht für offene Stellplätze und die Unter-
bringung von Müllsammelbehältern. 

 
2.2 In der abweichenden Bauweise a sind nur Gebäudelängen bis maximal 16 m zulässig. Der Anbau einer Gara-

ge, eines Carports, eines Wintergartens oder eines untergeordneten Nebengebäudes bis zu 4 m ist zusätzlich 
möglich. 

 
3.  Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 

In den dargestellten Sichtdreiecken dürfen Einfriedigungen, Hecken und Strauchwerk eine Höhe von 0,80 m 
über Fahrbahnoberkante nicht überschreiten. 

 
4. Grundstückszufahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB i,V. mit § 31 Abs. 1 BauGB) 
  Eine Verschiebung der zeichnerisch festgesetzten Grundstückszufahrten bis zu 5 m ist ausnahmsweise zu
 lässig. 

 
5. Flächen zur Anpflanzung und zur Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Anpflanzungen (§ 
 9 Abs. 1 Nr. 25a und 25b BauGB)  
5.1 Je 400 m² Grundstücksfläche in den Gebieten WA 3, WA 4 und Wa 5 ist mind. ein einheimischer Laubbaum 

mit einem Stammumfang von mind. 14 - 16 cm oder ein hochstämmiger Obstbaum mit einer Stammhöhe von 
160 - 180 cm und einem Stammumfang ab 7 cm zu pflanzen und auf Dauer zu erhalten. 

 
5.2 Zur Eingrünung des Wohngebietes sind innerhalb der festgesetzten 3 m breiten Fläche an der Ostgrenze des 

Plangebietes standortheimische Gehölze als Strauchhecke anzupflanzen. 
 
5.3 Bei Stellplatzanlagen ist pro 6 Stellplätzen mind. ein einheimischer Laubbaum mit einem Stammumfang von 

mind. 14 - 16 cm oder ein hochstämmiger Obstbaum mit einer Stammhöhe von 160 - 180 cm und einem 
Stammumfang ab 7 cm anzupflanzen. 

 
5.4 Die zur Erhaltung festgesetzten Bäume und Anpflanzungen sind auf Dauer zu erhalten. Ausgefallene Gehölze 

sind umgehend im Geltungsbereich mit Neupflanzungen von Bäumen, die einen Stammumfang von mind. 16 - 
18 cm  haben, gemessen in 1 m Höhe über dem Erdboden, zu ersetzen. Für jeden festgesetzten Baum ist ei-
ne Baumscheibe von mind. 15 m² unversiegelt zu lassen. 

 
5.5 In den Flächen mit Erhaltungsgebot sind alle Bäume mit einem  Stammdurchmesser >/= 25 cm auf Dauer zu 

erhalten. Ausgefallene Gehölze sind auf dem jeweiligen Grundstück mit Neupflanzungen von Bäumen, die ei-
nen Stammumfang von mind. 16-18 cm haben, gemessen in 1 m Höhe über dem Erdboden, zu ersetzen. Für 
jeden festgesetzten Baum ist eine Baumscheibe von mind. 15 m² unversiegelt zu lassen. Grundstücks-
zufahrten, Aufschüttungen, Abgrabungen sowie bauliche Anlagen sind im Bereich der öffentlichen Grünfläche 
nicht zulässig. Dies gilt auch für Bodenveränderungen in Form von Aufschüttungen, Abgrabungen oder Ver-
siegelungen. 

 
 
6. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
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6.1 Westlich des vorhandenen Knicks zur KITA, nördlich des Knicks an der Pötrauer Straße sowie nördlich des Gebietes 
WA 1 ist ein mindestens 2 m breiter Knickschutzstreifen anzulegen. Aufschüttungen und Abgrabungen sowie bauli-
che Anlagen jeglicher Art sind im Bereich des Knickschutzstreifens unzulässig. 

6.2 Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 + 20 BauGB) 
Im Geltungsbereich dieser Bebauungsplanänderung sind die unbelasteten Niederschlagswässer, insbe-
sondere von den Dächern der Baukörper und von den befestigten Flächen, auf den Grundstücken zurück-
zuhalten und dezentral dort zu versickern (gemäß ATV-DVWK Arbeitsblatt 138). Ist eine dezentrale Rück-
haltung aufgrund eines unverhältnismäßig hohen technischen und wirtschaftlichen Aufwands oder aufgrund 
der Bodenverhältnisse im Einzelfall nicht möglich, ist auf Antrag eine Einleitung der überschüssigen Wässer in 
die gemeindliche Regenwasserableitung möglich. Eine Brauchwassernutzung der Dachflächenwässer ist zu-
lässig. 

 
6.3 Im gesamten Plangebiet sind nur insektenfreundliche Leuchtmittel (i.d.R. Natriumdampflampen, LED) zulässig. 
 Die Leuchten sind so auszurichten, dass eine Abstrahlung in den westlich angrenzenden Wald weitestgehend 
 minimiert wird. 
 
6.4 Als CEF-Maßnahme für Fledermäuse sind im Plangeltungsbereich 10 Fledermausflachkästen sowie zwei 

Fledermaushöhlen vorzusehen. 
 
7. Festsetzungen zum Immissionsschutz - Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umweltein-

wirkungen im Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 
7.1 In einem Abstand von bis zu 15 m zur Straßenmitte des Nüssauer Wegs und in einem Abstand von bis zu 23 
 m zur Pötrauer Straße sind im Erdgeschoss an den, den angrenzenden Straßen zugewandten Gebäudefas-
 saden und Seitenfronten bauliche Anlagen mit schützenswerten Nutzungen geschlossen auszuführen (Aus
 schluss von Außenwohnbereichen wie Loggien, Balkone und am Haus angrenzende Terrassen). 
 
7.2 In einem Abstand von bis zu 30 m zur Straßenmitte des Nüssauer Wegs und in einem Abstand von bis zu 50 
 m zur Straßenmitte der Pötrauer Straße sind in den Obergeschossen an den, den angrenzenden Straßen 
 zugewandten Gebäudefassaden und Seitenfronten bauliche Anlagen mit schützenswerten Nutzungen ge
 schlossen auszuführen. 
 Die Ausführung von nicht beheizten Wintergärten innerhalb dieser Abstände ist generell zulässig. 
 
7.3 Zum Schutz der Wohn- und Büronutzungen vor Verkehrslärm werden die in der Planzeichnung dargestellten 
 Lärmpegelbereiche nach DIN 4109, Schallschutz im Hochbau für Neu-, Um- und Ausbauten, festgesetzt. Den 
 genannten Lärmpegelbereichen entsprechen folgende Anforderungen an den passiven Schallschutz: 

   
Lärmpegel-

bereich 
nach DIN 4109 

Maßgeblicher 
Außenlärmpegel La 

[dB(A)] 

erforderliches resultierendes  

Schalldämm-Maß1 der Außenbau-
teile von Wohnräumen  

R’´w,res 

dB 

erforderliches resultierendes  

Schalldämm-Maß1 der Außenbauteile 
von Büroräumen2  

R’´w,res 

dB 

III 61 – 65  35 30 

IV 66 - 70 40 35 

V 71 - 80 45 40 
1) Resultierendes Schalldämmmaß des gesamten Außenbauteils (Wände, Fenster und Lüftung zusammen).  
2) An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den Räumen ausgeübten Tätigkeiten nur einen unter-
geordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine Anforderungen gestellt. 
 
Die schalltechnischen Eigenschaften der Gesamtkonstruktion (Wand, Fenster Lüftung) müssen den Anforderungen des jeweiligen Lärmpegelbereiches 
genügen. 
Im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren ist die Eignung der für die Außenbauteile der Gebäude gewählten Konstruktionen nach den Kriterien der 
DIN 4109 nachzuweisen. 

 
7.4 Zum Schutz der Nachtruhe sind im gesamten Plangeltungsbereich für Schlaf- und Kinderzimmer schallge-
 dämmte Lüftungen vorzusehen, falls der notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem 
 Stand der Technik entsprechende Weise sichergestellt werden kann. 
 
7.5 Von den vorgenannten Festsetzungen kann abgewichen werden, wenn im Rahmen eines Einzelnachweises 

ermittelt wird, dass aus der tatsächlichen Lärmbelastung geringere Anforderungen an den passiven Schall-
schutz resultieren. 

 



ÖRTLICHE  BAUVORSCHRIFTEN 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. mit § 84 Abs. 3 LBO) 
 
1.1 Art der Bedachung 

Als Dacheindeckung für geneigte Dächer sind nur Dachpfannen bzw. Dachziegel in den Farben rot bis rot-
braun oder anthrazit zulässig. Dies gilt auch für Garagen und Carports mit Flachdächern, die eine Blende aus 
Dachpfannen als Randabschluss haben. Darüberhinaus sind auch begrünte Dächer zulässig. 
 
Dies gilt nicht für Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie (Wärme, Fotovoltaik) und Wintergärten. Bei Ne-
benanlagen können bei geringeren Dachneigungen (< 20°) auch andere Materialien für die Dach-eindeckung 
verwendet werden. Die Farbvorgaben gemäß Absatz 1 sind jedoch mit Ausnahme von Glasbauteilen (z.B. für 
Wintergärten oder Gewächshäuser) einzuhalten. 

 
1.2 Gauben 

 Dachgauben oder sonstige Dachaufbauten zur Vergrößerung des Dachraumes dürfen eine Breite von 
 max. 3 m nicht überschreiten und sind nur auf der ersten Ebene des Dachgeschosses zulässig. Bei 
 mehreren Dachgauben darf die Gesamtbreite der Gauben ein Drittel der Breite des Daches nicht über-
schreiten. Werden in einem Dachgeschoss zwei Ebenen ausgebaut, so sind zur Belichtung der obersten 
Dachgeschossebene mit Ausnahme von Fenstern in den Giebelwänden ausschließlich Dachflächenfenster zu-
lässig. Dachgauben oder sonstige Dachaufbauten zur Vergrößerung des Dachraumes sind mit einem geneig-
ten Dach auszubilden. 
 

 
 
 Stand: 05.09.2016 - Vorlage für den Satzungsbeschluss 
 
 



AUFTRAGGEBER:                        VERFASSER:                          DATUM: 29.05.2013

ANLAGE:  1                                   BLATT:  1                                MAßSTAB: 1:1.000

Büro Greuner-Pönicke
Russeer Weg 54
24111 Kiel
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PROJEKT:            Bebauungsplan Nr. 50 
                               der Gemeinde Büchen  
DARSTELLUNG:  Bestand Biotoptypen

Gemeinde Büchen
Der Bürgermeister
Amtsplatz 1
21514 Büchen

Geschütztes Biotop nach § 30 BNatSchG

Grenze Geltungsbereich
B-Plan Nr. 46 (KITA)
B-Plan Nr. 50

Biotopbestand

KITA-Wiesenweg

Birken-Eichen-Wald

Fußweg, unbefestigt

Intensivgrünland
Knick (geschütztes Biotop)
trockene Grasflur
Obstwiese

Ruderalflur mittlerer Standorte 
(v.a. Brennnesseln)
Straße
Wohnbebauung

Legende

Bewertung

WLb

GI

HW

TR/RHt

GI/AO

RHm

SVs

SB/SD

KITA

Birken-Eichen-Wald mit offenen BereichenWLb-o
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Bebauungsplan Nr. 50 der Gemeinde Büchen

ANLAGE 3.1: Flächenbilanz und Ausgleichsberechnung, Stand: öffentliche Auslegung

Planung Bestand Fläche [m²]

Ausgleichsfaktor 

Versiegelung

Ausgleich [m²] 

Versiegelung

Ausgleichsfaktor 

Wald

Ausgleich [m²] 

Wald

Ausgleichsfaktor 

geschütztes Biotop

Ausgleich [m²] 

gesch. Biotop

Fußweg 453 1:0,5 226,50

Grasflur 1.257 1:1 1.257,00

Eichen-Birken-Wald 225

1:1

zzgl. Waldausgleich 225,00 1:2 450,00

Ruderalflur 202 1:1 202,00

Eichen-Birken-Wald 289

1:1

zzgl. Waldausgleich 289,00 1:2 578,00

Trockenrasen § 59

1:1

zzgl. Biotopausgleich 59,00 1:2 118,00

Grünland 389 1:1 389,00

Eichen-Birken-Wald 585

1:1 x 0,6

zzgl. Waldausgleich 351,00 1:2 1.170,00

Trockenrasen § 65

1:1 x 0,6

zzgl. Biotopausgleich 39,00 1:2 130,00

Eichen-Birken-Wald 1.458

1:1 x 0,6

zzgl. Waldausgleich 874,80 1:2 2.916,00

Trockenrasen § 606

1:1 x 0,6

zzgl. Biotopausgleich 363,60 1:2 1.212,00

Ruderalflur 20 1:1 x 0,525 10,50

Grünland 1.388 1:0,75 x 0,525 546,53

Eichen-Birken-Wald 607

1:1 x 0,45

zzgl. Waldausgleich 273,15 1:2 1.214,00

Ruderalflur 208 1:1 x 0,45 93,60

Grünland 5.880 1:0,75 x 0,45 1.984,50

Ruderalflur 93 1:1 x 0,60 55,80

Grünland 1.561 1:0,75 x 0,60 702,45

Grünfläche Eichen Eichen-Birken-Wald 1.469 kein Ausgleich 0,00 1:2 2.938,00

Grünfläche Dreieck Eichen-Birken-Wald 303 kein Ausgleich 0,00 1:2 606,00

sonstige Grünfläche Grünland 536 kein Ausgleich 0,00

Summen 17.653 7.942,43 9.872,00 1.460,00

Nachweis Ausgleichsfläche 1 3.958,05 9.872,00 1.460,00

Nachweis Ausgleichsfläche 2 3.984,38

WA5 

GRZ 0,4 zzgl. 

Nebenanlagen

Nebau Nüssauer Weg

Erschließungsstraße

WA1

GRZ 0,4 zzgl. 

Nebenanlagen

WA2 

GRZ 0,4 zzgl. 

Nebenanlagen

WA3 

GRZ 0,35 zzgl. 

Nebenanlagen

WA4 

GRZ 0,3 zzgl. 

Nebenanlagen

BBS Büro Greuner-Pönicke, Kiel
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DARSTELLUNG:  Biotoptypen - Ausgleichsfläche 1

Gemeinde Büchen
Der Bürgermeister
Amtsplatz 1
21514 Büchen

Wirtschaftsgrünland, ruderalisiert, 
Nitrophytenflur (Brennnesseln)

Knick am Waldrand (Buchen)

Nadelholzforst (Fichtenreihe)

Waldlichtung/Waldweg
mäßig artenreiches 
Wirtschaftsgrünland
Pionierwald/Waldrand mit 
Ruderalstandorten

HWw

WFn

RHm/RHn

GYy

WP/RH

Bestand

Legende

Waldhallenweg

Pappeln
Grünland mit 
Trockenrasenpotenzial

Trauben-
kirsche

Steinau
T
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 11
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Büro Greuner-Pönicke
Russeer Weg 54
24111 Kiel

BBS

PROJEKT:            Bebauungsplan Nr. 50 
                               der Gemeinde Büchen  
DARSTELLUNG:  Planung- Ausgleichsfläche 1

Gemeinde Büchen
Der Bürgermeister
Amtsplatz 1
21514 Büchen

1
2
3
4
5
6

Rodung des Gehölzjungwuchs (Pappeln)
und Pflanzung eines artenreichen Waldrandes

Ausgleich Naturschutz für B-Plan Nr. 50
Fläche 5.910 m
Anrechnung mit Faktor 0,67 = 3.960 m2

Ausgleich Trockenrasen für B-Plan Nr. 50,
 Fläche = 1.460 m2

Gesamtflächengröße = 19.437 m2

Bilanz/Flächennachweis

Konzeptplanung Gesamtfläche

Legende

Entwicklung eines  Trockenrasens 
Umsetzen von Charakterarten aus dem B-Plan-Gebiet

Entwicklung von Extensivgrünland
durch Aushagerung und einschürige Mahd (ab 1.9.)

Rodung des Fichten- und Traubenkirschenstreifens,
Pflanzung eines trocken-warmen Eichen-Birken-Waldes

Sukzession der bestehenden Waldlichtung/Waldweg

Erhaltung und Aufwertung des best. Knicks,
Ergänzungspflanzung

Anmeldung Ökokonto

bestehende Gehölzflächen und Lichtungen (nachrichtlich)

ANLAGE:  3                                   BLATT:  3                                MAßSTAB: 1:1.000
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Bestand nachrichtlich

Legende

Bäume

Gehölzjungwuchs
(Weiden, Eichen, Pappeln)

Gemeinde Büchen
Der Bürgermeister
Amtsplatz 1
21514 Büchen

PROJEKT:            Bebauungsplan Nr. 50 
                               der Gemeinde Büchen  
DARSTELLUNG:  Ausgleichsfläche 2

BBS
Büro Greuner-Pönicke
Russeer Weg 54
24111 Kiel

ANLAGE:  3                                   BLATT:  4                                MAßSTAB: 1:2.000

AUFTRAGGEBER:                        VERFASSER:                          DATUM: 09.05.2016

Weide
DM 4x30-40 cm

Eiche
DM 30 cm

Eiche
DM 40 cm

Konzeptplanung Gesamtfläche

Gesamtflächengröße                  = 30.946,00 m2
Anrechnungsfaktor                     = 0,8
Anrechenbare Ausgleichsfläche = 24.756,80 m2

abzüglich
Ausgleich für Versiegelung B-Plan 50:   3.984,38 m2
verbleibende  Fläche:                           20.772,42 m2

Boden sandig

Boden moorig

Bilanz

3

2

1

1

2

Flurstück 62/4, Größe 30.946 m2
Grünlandextensivierung:
einschürige Mahd ab September
ggf. kleinräumig Bodenmodellierung
Flurstück 62/7, Größe 19.573 m2
Grünlandextensivierung (wie oben):
Entwicklung eines Gesamtkonzeptes
mit Aufhebung der Entwässerung 
(Grabeneinstau)

3 Flurstück 62/5, Größe 19.573 m2
Abstimmung der o.g. Maßnahmen mit
dem Eigentümer (Stiftung Naturschutz)

Nachweis Ausgleichsfläche B-Plan 50
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